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1 Vorbemerkungen 

Die Schwerpunkte des Jahresberichts 1973 orien- 
tieren -sich an den Auswirkungen vornehmlich fol- 
gender Teilbereiche der Grundsätze der Inneren 
Führung in den Streitkräften: Politische Bildung, 
Fürsorge und Betreuung, Neuordnung der Ausbil- 
dung und Bildung sowie Probleme des Führungsver- 
haltens auf allen Führungsebenen. 

Politische Unterrichtung als eine der Voraussetzun- 
gen für die Verwirklichung des Leitbildes vom 
Staatsbürger in Uniform in den Streitkräften wird 
in besonderem Maße durch eine unzureichende 
staatsbürgerliche Vorbildung und durch ein häufig 
anzutreffendes Desinteresse der jungen Menschen 
an staatsbürgerlichen und politischen Fragen er- 
schwert. Die Wandlungen im gesellschaftlichen, po- 
litischen und didaktischen Bereich veranlaßten den 
Bundesminister der Verteidigung, die Vorschrift 
über die politische Bildung in den Streitkräften neu 
zu formulieren. Sowohl skeptische als auch zustim- 
mende Stellungnahmen zur neuen Zentralen Dienst- 
vorschrift (ZDv) 12/1 „Politische Bildung in der 
Bundeswehr" finden im vorliegenden Jahresbericht 
ihre Berücksichtigung. 

Die Fürsorge für die Soldaten als wesentliches Ele- 
ment der Inneren Führung bildet einen weiteren 
Schwerpunkt dieses Berichts. Auf diesem Gebiet gibt 
es kaum spektakuläre Ereignisse. Dennoch reprä- 
sentiert sie den wesentlichsten Anwendungsbereich 
der Inneren Führung, der in weithin unauffälliger 
Breitenarbeit zu bewältigen ist. Ohne ausreichende 
Truppenfürsorge müßten alle Anstrengungen der mi- 
litärischen Führung Stückwerk bleiben. Im Vorder- 
grund der Erörterungen dieses Jahresberichts stehen 
Fragen der Transparenz von Personalmaßnahmen, 
der Folgen des verkürzten Grundwehrdienstes, der 
Gesundheitsfürsorge, der Studienfürsorge und des 
Soldatenversorgungsrechts. 

Angesichts der angespannten Personallage in den 
Streitkräften kommen der Gewinnung von Nach- 
wuchs sowie der Aus-, Fort- und Weiterbildung der 
vorhandenen Kräfte besondere Bedeutung zu. Kon- 
zepte und Maßnahmen zur Reform der Offizier- und 
Unteroffizierausbildung müssen der allgemeinen 
Forderung nach „Effektivität durch Attraktivität" in 
verstärktem Umfange entsprechen, um den ständig 
steigenden Ansprüchen in militärischer und auch 
zivilberuflicher Hinsicht gerecht zu werden. Die 
Ausführungen zu diesem Abschnitt behandeln — 
ohne Anspruch auf Vollständigkeit zu erheben — 
Übergangsschwierigkeiten und Erfolgsaussichten 
verschiedener Maßnahmen für die Neuordnung der 
Ausbildung und Bildung der Offiziere und Unter- 
offiziere. 

Klarheit in der Befehlsgebung auch -der höheren Füh- 
rungsebenen gilt als wesentliche Grundlage für die 


Gestaltung des unverzichtbaren Vertrauensverhält- 
nisses zwischen dem „Oben" und dem „Unten" in 
den Streitkräften. Die Ausführungen des vorliegen- 
den Berichts zu dieser Frage sollen verschiedene 
Mängel in der Personalführung und -Steuerung her- 
vorheben und Denkanstöße für mögliche Verbesse- 
rungen in der Zusammenarbeit zwischen der „Obe- 
ren Führung" und dem nachgeordneten Bereich 
geben. 

Auch in den Ausführungen dieses Jahresberichts 
werde ich zu vielen Vorgängen innerhalb der Bun- 
deswehr kritisch Stellung nehmen. Dem zu erwar- 
tenden Einwand, diese Kritik werte die erreichten 
Leistungen und erzielten Erfolge ab, halte ich be- 
reits einleitend entgegen, daß es in meinem Auftrag 
liegt, den Schwächen der Menschenführung in den 
Streitkräften nachzuspüren und zum Zweck der Ab- 
hilfe darüber dem Parlament zu berichten. Wenn 
ich mich auch um eine ausgewogene Berichterstat- 
tung bemühe, so kann es letztlich nicht meine Auf- 
gabe sein, die Selbstdarstellung der Streitkräfte 
wohlwollend zu ergänzen oder gar mit dem Jahres- 
bericht ein „Parallel-Weißbuch" der Bundeswehr zu 
erstellen. Meines Erachtens liegt es im wohlver- 
stand^enen Interesse der Streitkräfte, wenn die 
zwangsläufig in dieser großen Organisation ent- 
stehenden Probleme und Mängel offengelegt und 
damit einer Lösung und Beseitigung nähergebracht 
werden. Die Leistungen und Erfolge der Bundes- 
wehr sprechen so -sehr für sich, daß konstruktive 
Kritik sie nicht abwerten, sondern nur stärken kann. 
Durch meine Darlegungen werde ich daher nicht nur 
meiner parlamentarischen Kontrollfunktion, sondern 
insbesondere meiner Aufgabe als Sachwalter der 
Streitkräfte im parlamentarischen Raum gerecht. 


2 In eigener Sache 

2.1 Fragen der Zusammenarbeit mit dem Geschäfts- 
bereich des Bundesministers der Verteidigung 

Wie in früheren Jahren, so verlief auch im Be- 
richtsjahr die Zusammenarbeit mit dem Geschäfts- 
bereich des Bundesministers der Verteidigung all- 
gemein in gutem Einvernehmen und ohne größere 
Schwierigkeiten. Der Förderung des gegenseitigen 
Verständnisses und der Klärung gemeinsam inter- 
essierender Probleme diente eine in Kirchähr bei 
Limburg in der Zeit vom 17. bis 20. Dezember 1973 
-durchgeführte Informationstagung des Amtes des 
Wehrbeauftragten in Zusammenarbeit mit dem 
III. Korps, das hierzu zwölf Offiziere und Rechts- 
berater entsandt hatte. Daneben nahmen an dieser 
Veranstaltung auch einige Offiziere und -Beamte des 
Bundesministers der Verteidigung, des Wehrbe- 
reichskommandos IV, des Wehrbereiohskomman- 
dO'S VI, der Schule der Bundeswehr für Innere Füh- 
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rung und der Schule für Nachrichtenwesen der Bun- 
deswehr als Gäste teil. Auf der Tagung wurden Pro- 
bleme aus dem Bereich des Schutzes der Grund- 
rechte und der Grundsätze der Inneren Führung dar- 
gelegt und erörtert. Referenten waren außer meinen 
Mitarbeitern und einem Dozenten der Universität 
Bonn auch Offiziere und Beamte des Geschäftsbe- 
reichs des Bundesministers der Verteidigung. Wie 
mir bestätigt wurde, hat die Tagung in den Streit- 
kräften einen beachtlichen Anklang gefunden. Ich 
beabsichtige daher, in den folgenden Jahren Ver- 
anstaltungen dieser Art in jeweils anderen Kom- 
mandobereichen der Streitkräfte durchzuführen. 

Es ist mir ein besonderes Anliegen, auf die gute Zu- 
sammenarbeit mit dem Soldatenhilfswerk hinzuwei- 
sen. Wiederholt trugen mir in Eingaben Soldaten 
oder deren Angehörige vor, sie seien unverschul- 
det in eine finanzielle Notlage geraten. Ursache hier- 
für waren häufig eine schwere Erkrankung, eine 
Verletzung oder gar der Tod eines Soldaten. In be- 
gründeten Einzelfällen wurde das Soldatenhilfswerk 
von mir um Hilfe gebeten. Den Betroffenen wurde 
daraufhin stets schnell, unbürokratisch und für- 
sorglich geholfen. 

Im Verlauf der Zusammenarbeit mit der Truppe sind 
auch einige Schwierigkeiten aufgetreten. Im Be- 
richtsjahr häuften sich die Fälle, in denen Dienst- 
stellen der Bundeswehr über Eingaben und Be- 
schwerden, die an mich gerichtet waren, selbst ent- 
schieden, indem sie die Eingabe unzulässigerweise 
in eine Wehrbeschwerde umdeuteten oder sie als 
Gegenvorstellung zu von ihnen erlassenen Beschei- 
den und Verfügungen betrachteten. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat auf meine 
Anregung in Nummer 7 der Kurzmitteilungen über 
personelle Grundsatzfragen Nummer 3/73 vom 
26. Oktober 1973 ausdrücklich angeordnet: 

„Gelegentlich ist es vorgekommen, daß vom 
Wehrbeauftragten an Dienststellen der Bundes- 
wehr zur Stellungnahme übersandte Eingaben in 
Beschwerden nach der Wehrbeschwerdeordnung 
umgedeutet worden sind. Das ist nicht zulässig, 
und zwar auch dann nicht, wenn der Petent seine 
Eingabe an den Wehrbeauftragten als Beschwerde 
bezeichnet hat."' 

Eine andere Verfahrensweise würde dem Wesen des 
Petitionsrechts widersprechen. Vielerorts mag man- 
gelnde Kenntnis des „Gesetzes über den Wehr- 
beauftragten des Bundestages'' vom 26. Juni 1957 
(BGBl. I S. 652) — WBeauftrG — ■ und des Erlasses 
„Truppe und Wehrbeauftragter" des Bundesmini- 
sters der Verteidigung — S I 3 — Az. 39-20-00 — 
vom 12, Oktober 1966 zu diesen Fehlern geführt ha- 
ben. Der Erlaß vom 26. Oktober 1973 wird die Zahl 
der fehlerhaft bearbeiteten Vorgänge zurückgehen 
lassen. 

In dem Erlaß „Truppe und Wehrbeauftragter" hat 
der Bundesminister der Verteidigung unter III. 7 e) 
bestimmt, daß der Kommandeur des Truppenteils, 
der Einheitsführer oder Leiter der Dienststelle, an 
die sich mein Ersuchen richtet, die Stellungnahme 
selbst zu zeichnen hat. Hiergegen wird in der Praxis 
oft verstoßen. Ich bin jedoch daran interessiert, daß 


der Dienststellenleiter von jeder Eingabe und dem 
Überprüfungsergebnis Kenntnis erhält. Es sollte eine 
Selbstverständlichkeit sein, daß Stellungnahmen, die 
an mich gerichtet sind, ebenso wie Entscheidungen 
Über Wehrbeschwerden durch den Disziplinarvor- 
gesetzten unterschrieben werden. 

Verschiedentlich stößt es bei Vorgesetzten auf Un- 
verständnis, wenn sich ein Soldat mit seinen Pro- 
blemen nicht an sie wendet, sondern an mich. Die 
Tatsache, daß ein Soldat nicht zunächst das Ge- 
spräch mit seinem Vorgesetzten sucht, deutet nicht 
unbedingt darauf hin, daß er kein Vertrauen zu ihm 
hat. Sein gesetzlich verbrieftes Recht, sich mit einer 
Eingabe an mich zu wenden, wird unzulässig beein- 
trächtigt, wenn ihn, wie in einem Fall geschehen, 
sein Vorgesetzter belehrt, es sei nicht angebracht 
„bei solchen Dingen, die sich bei Einschaltung der 
Disziplinarvorgesetzten noch schneller hätten lösen 
lassen, den Wehrbeauftragten einzuschalten." 

Die gleiche Beurteilung verdienen folgende Aus- 
führungen von Kommandeuren, die ich um Stel- 
lungnahme zu Eingaben gebeten hatte: 

„Das Gesuch des A. ist ein Versuch, durch sein 
Schreiben an den Wehrbeauftragten seinen 
Wunsch ohne Rücksicht auf die Gesamtlösung für 
alle Kameraden durchzusetzen. Ich halte des- 
halb sein Vorgehen für unkameradschaftlich." 

„Ich darf bei weiteren Eingaben des Sch. darum 
bitten, daß diese nur bei offensichtlichen Miß- 
ständen an mich weitergegeben werden. Als 
Bataillonskommandeur habe ich Wichtigeres zu 
tun, als mich mit den vermeintlichen Ungerechtig- 
keiten eines einzelnen unzufriedenen Soldaten 
über Gebühr zu befassen." 

Eine Verkennung meiner gesetzlichen Befugnisse 
stellt es dar, wenn mir eine um Hergabe einer Beur- 
teilung gebetene Dienststelle schreibt, sie habe die 
von dem Petenten beanstandete Beurteilung auf ihre 
Vereinbarkeit mit den Beurteilungsbestimmungen 
überprüft und dabei keine Mängel feststellen kön- 
nen. Sie sei daher nicht gewillt, mir eine Abschrift 
der Beurteilung zuzuleiten. Es verursacht unnütze 
Mehrarbeit, wenn der Bundesminister der Verteidi- 
gung erst eine Weisung erteilen muß, daß ich in die 
Beurteilung Einsicht nehmen kann. 

Vereinzelt mache ich von der Möglichkeit des § 9 
WBeauftrG Gebrauch, von einer Bekanntgabe des 
Namens des Petenten abzusehen. Bei Abwägung des 
Schutzes des Petitionsrechts und der rechtlich ge- 
schützten Interessen des von der Petition betroffe- 
nen Vorgesetzten sehe ich mich nur dann gehalten, 
den Namen des Petenten zu offenbaren, wenn sich 
auf Grund der Überprüfung herausgestellt hat, daß 
die Petition falsche Anschuldigungen oder bewußt 
wahrheitswidrige Angaben enthält. Die bloße Be- 
hauptung, der Petent habe eine eindeutig falsche 
Anschuldigung vorgebracht, reicht mir in aller Regel 
allein nicht aus, einem Vorgesetzten den Namen des 
Petenten mitzuteilen. Auch halte ich es nicht für 
aussichtsreich, wenn — wie in einem Falle ge- 
schehen — ein Vorgesetzter durch Anzeige gegen 
Unbekannt den Versuch macht, meine Entschei- 
dung gemäß § 9 WBeauftrG zu beeinflussen. Auch 
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dann, wenn von mir der Name des Petenten nicht 
genannt wird, sollten die Vorgesetzten um eine 
Sachaufklärung bemüht sein und nicht in erster Linie 
alles daran setzen, den Petenten zu ermitteln. 

Die Durchführung der mir durch Gesetz übertra- 
genen Aufgaben wird mitunter auch durch die Ar- 
beitsweise ziviler Behörden und von Gerichten er- 
schwert. Dies kennzeichnet deutlich eine Antwort 
eines Verwaltungsgerichts, die ich wörtlich wieder- 
gebe: 

„Ihr Schreiben vom 13. Juli 1973 ist bei Gericht 
eingegangen. Aus verwaltungstechnischen Grün- 
den wird angeregt, daß Sie den Vorgang Ihrer- 
seits nach einem Jahr in Erinnerung bringen und 
wegen des Ausgangs des Prozesses hier noch- 
mals anf ragen." 

2.2 Zuständigkeitsfragen 

Der Verteidigungsausschuß hat in seiner 4. Sitzung 
am 14. März 1973 die Kommission „Kompetenzen 
Wehrbeauftragter" erneut berufen. Es wäre sehr zu 
begrüßen, wenn die Kommission recht bald ihre Ar- 
beit beenden könnte, damit die schon in den Be- 
richtsjahren 1971 und 1972 aufgezeigten Kompetenz- 
schwierigkeiten beseitigt werden können. Im Be- 
richtsjahr war die Frage meiner Einschaltung in 
Gnadensachen von Soldaten umstritten. Meine Kon- 
trolitätigkeit beschränkt sich hier auf die Prüfung 
des Verfahrens, das der Gnadenentscheidung vor- 
ausgegangen ist sowie auf die Fristangemessenheit 
der Entscheidung und die Einhaltung der Verfah- 
rensgrundsätze. Der Bundesminister der Verteidi- 
gung hat demgegenüber erklärt, daß mir ein Kon- 
trollrecht bei der Beurteilung und Entscheidung von 
Gnadensachen „nur dann zusteht, wenn bei der Be- 
arbeitung auf eine Verletzung der Grundrechte des 
um einen Gnadenerweis nachsuchenden Soldaten 
geschlossen werden kann". Er vertritt offensichtlich 
die Meinung, daß Gnadensachen der Anwendung 
der Grundsätze der Inneren Führung entzogen sind. 
Dieser Ansicht muß ich widersprechen. Ein Gnaden- 
erweis stellt für den Soldaten das letzte Mittel dar, 
Unrecht oder unangemessene Härte einer rechts- 
kräftigen Disziplinarmaßnahme zu beseitigen oder 
zu mildern, wenn alle anderen rechtlichen Schritte 
erfolglos geblie'ben sind. Die Ausübung des Gna- 
denrechts durch den Bundesminister der Verteidi- 
gung ist ein Bestandteil zeitgemäßer Menschenfüh- 
rung in den Streitkräften und muß als letzter Akt 
des Rechtssuchenden zwangsläufig auch parlamenta- 
rischer Kontrolle unterliegen, soweit nicht die Gna- 
denentscheidung selbst und die Unabhängigkeit des 
Entscheidenden in Frage steihen. Diese Auffassung 
wird vom Ghef des Bundespräsidialamtes und von 
der Zentralstelle für Petitionen und Eingaben des 
Deutschen Bundestages, die ich um Stellungnahme 
gebeten hatte, geteilt. 

In seiner Stellungnahme zum Jahresbericht 1972 hat 
der Bundesminister der Verteidigung auf ein weite- 
res Zuständigkeitsproblem hingewiesen. Im Zusam- 
menhang mit meinen Ausführungen über „Die 
Grundsätze der Inneren Führung und die Anwen- 
dung des Rechts in den Streitkräften" brachte er 


zum Ausdruck, daß die Zuständigkeit des Wehrbe- 
auftragten nur gegeben sein könne, „sofern die 
in der Truppe praktizierten Verhaltensweisen eine 
rechtliche Grundlage haben". Das Kontrollrecht des 
Wehrbeauftragten müsse „also stets mit den dem 
Soldaten durch die Grundsätze der Inneren Führung 
eingeräumten Rechten korrespondieren". Ich bin 
demgegenüber der Auffassung, daß unter den Be- 
griff „Grundsätze der Inneren Führung" auch Maß- 
nahmen und Verhaltensweisen fallen, die nicht 
rechtlich erzwungen und nicht rechtlich überprüft 
werden können. Weder aus dem Begriff „Grund- 
sätze der Inneren Führung" läßt sich eine derartige 
Beschränkung meiner Uberprüfungskompetenzen 
herleiten, noch bedeutet meine Auffassung eine un- 
zulässige Ausweitung des Umfangs der parlamen- 
tarischen Kontrolle. Meine Zuständigkeit, gemäß § 2 
Abs. 2 WBeauftrG zum Schutze der „Grundsätze der 
Inneren Führung" tätig zu werden, umfaßt auch die 
Überprüfung von Maßnahmen und Befehlen, die 
keinen rechtlich verbindlichen Charakter haben. 


3 Schutz der Grundrechte 

3.1 Grundrechte und militärischer Pflichtenkreis 

Wie in den vergangenen Jahren sind mir auch im 
Berichtsjahr keine schwerwiegenden Grundrechts- 
verletzungen bekanntgeworden. Dies ist keines- 
wegs gering zu achten, denn gerade der militärische 
Dienst und das Zusammenleben in einer engen Ge- 
meinschaft, die noch dazu unter dem Prinzip von 
Befehl und Gehorsam steht, können leicht Anlaß zu 
Fehlhandlungen geben. 

Nach wie vor stellt sich die Frage nach den Wechsel- 
beziehungen zwischen der Anwendung der Grund- 
rechte in den Streitkräften und dem militärischen 
Pflichtenkreis. Die verfassungsmäßige Ordnung ver- 
langt vom Staatsbürger, daß er nicht nur aus der 
Verfassung Nutzen zieht, folglich nur auf seine 
Rechte pocht, sondern auch den Pflichten der Ver- 
fassung nachkommt und die Verfassung ständig mit 
Leben erfüllt. Dies gilt in hohem Maße für die 
Pflicht und die Bereitschaft zur Selbstbehauptung 
und Verteidigung unseres Staates. Nach meinem 
Eindruck wird die positive Darstellung der verfas- 
sungsmäßigen Ordnung und der entschiedenen Be- 
jahung der von der Verfassung auferlegten Pflich- 
ten vernachlässigt. Fragen der Wehrbereitschaft 
und Wehrpflicht im Schulunterricht und im Eltern- 
haus sowie in allgemeinen Publikationen werden 
häufig unzureichend und einseitig negativ darge- 
stellt. Mehr Selbstverständnis und Selbstbewußtsein 
wären gut und notwendig und würden auch zu einer 
stärkeren innerstaatlichen Integration führen. 

über die Erörterung allgemeiner Probleme der Wir- 
kung der Grundrechte im militärischen Pflichten- 
kreis werde ich nachfolgend auch einige mir be- 
kanntgewordene Einzelfälle leichter Verstöße gegen 
Grundrechte wiedergeben. Die Darlegung soll dazu 
dienen, das Grundrechtsbewußtsein bei Vorgesetz- 
ten und Untergebenen zu stärken und die Zahl der 
Verstöße künftig möglichst noch weiter abzubauen. 
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3.2 Das Grundrecht auf freie Entfaltung 
der Persönlichkeit 

Im Berichtsjahr ist an mich die auch im zivilen Be- 
Bereich erörterte Frage der Beeinträchtigung und 
Belästigung von Nichtrauchern durch Raucher heran- 
getragen worden. Im militärischen Bereich stellt sich 
dieses Problem um so stärker, als die Soldaten — 
Nichtraucher und Raucher — in gemeinsamen Un- 
terkünften leben müssen. 

Bei der Prüfung dieses Problems konnte ich fest- 
stellen, daß einige Einheitsführer und Komman- 
deure bereits auf die Wünsche von einzelnen Sol- 
daten eingegangen sind und sogenannte „Nicht- 
raucher-Stuben" eingerichtet haben. Der Bundesmi- 
nister der Verteidigung hat mir inzwischen mitge- 
teilt, er beabsichtige, anläßlich der derzeitigen Über- 
prüfung der ZDv 10/5 „Der Innendienst" eine Rege- 
lung aufzunehmen, wonach die Einheitsführer je 
nach Bedarf Mannschaftsstuben für Nichtraucher ein- 
richten können. 

Die Zahl der Eingaben von Soldaten zur Haar- und 
Barttracht hat im Verhältnis zu den vorangegange- 
nen Berichtsjahren erheblich nachgelassen. Waren 
es im Jahre 1972 noch 317, so erreichten mich im 
Berichtsjahr nur 107 Eingaben. Aus dieser Tatsache 
ziehe ich den Schluß, daß der Erlaß des Bundesmini- 
sters der Verteidigung zur Haar- und Barttracht vom 
13. Mai 1972 der Praxis grundsätzlich genügt. 

Zu meinem Bedauern mußte ich jedoch feststellen, 
daß der Erlaß bei den einzelnen Einheiten teilweise 
unterschiedlich gehandhabt wird. Dies ist nach mei- 
nen Beobachtungen weniger auf Auslegungsschwie- 
rigkeiten, sondern auf Gleichgültigkeit oder „Groß- 
zügigkeit" einiger Einheitsführer und Kommandeure 
bei der Anwendung des Erlasses zurückzuführen. 
Dazu ein Beispiel: 

Ein Kommandeur hatte anläßlich der Preisvertei- 
lung nach einer Sportveranstaltung die angetrete- 
nen Soldaten seines unterstellten Bereiches, deren 
Haartracht nicht dem Erlaß entsprach, nicht auf 
diese Pflichtwidrigkeit hingewiesen. Einige dieser 
Soldaten wurden kurz danach von einer Feld- 
jägerstreife angehalten, kontrolliert und auf ihren 
unvorschriftsmäßigen Haarschnitt aufmerksam ge- 
macht. Das Feldjägerdienstkommando erstattete 
Meldung. Als der zuständige Einheitsführer die 
Soldaten wegen dieser Meldung zur Rede stellte, 
äußerten sie: „Herr Major, der General hat an un- 
serem Haarschnitt keinen Anstoß genommen. Sie 
aber tun das. Da kommen wir einfach nicht mehr 
mit." 

Der Erlaß über die Haar- und Barttracht wird immer 
wieder von Disziplinarvorgesetzten durch Zusatzbe- 
fehle verändert. Hierzu folgendes Beispiel: 

In einem Kompaniebefehl war angeordnet wor- 
den, die Koteletten dürften den untersten Rand 
der äußeren Ohröffnungen nicht überschreiten, das 
Tragen von Spitz- und Vollbärten sei nicht ge- 
stattet und kein Teil des sich über die Mundwin- 
kel erstreckenden Schnurrbartes dürfe unter eine 
parallel zum unteren Teil der Unterlippe gezogene 


Linie hinausgehen. Auf meine Hinweise an den 
Batailionskommandeur wurde der Kompaniebe- 
fehl aufgehoben. Der Bataillonskommandeur miß- 
billigte das Verhalten des Kompaniechefs. 

Haar- und Barttracht eignen sich nicht als Mittel zur 
Disziplinierung der Soldaten. Ebenso sollte der Vor- 
gesetzte durch Hinwegsehen über Verstöße gegen 
den Erlaß sich nicht anbiedern wollen. 

Auch in folgenden Einzelfällen wurde das Recht auf 
freie Entfaltung der Persönlichkeit beeinträchtigt: 

In einer Einheit wurde im Rahmen des staatsbür- 
gerlichen Unterrichts eine Fragebogenaktion 
durchgeführt, bei der Soldaten unter Angabe ihres 
Namens Fragen beantworten mußten, die über 
ihre politische Einstellung und parteipolitische Zu- 
gehörigkeit Auskunft geben sollten. Soldaten, die 
sich zunächst weigerten, wurden unter Androhung 
zusätzlichen Dienstes zur Ausfüllung der Frage- 
bogen genötigt. 

Die Forderung nach Beantwortung solcher Fragen 
stellt einen schwerwiegenden Eingriff in die Pri- 
vatsphäre der Soldaten dar und ist deshalb unzu- 
lässig. Die Fragen hätten lediglich auf die Ermitt- 
lung des staatsbürgerlichen Wissensstandes der 
einzelnen Soldaten gerichtet sein dürfen. Auf 
Grund der von mir erhobenen Bedenken hat der 
zuständige Divisionskommandeur für künftige 
Arbeiten im Rahmen des staatsbürgerlichen Unter- 
richts verboten, Fragen zu stellen, aus deren Be- 
antwortung die politische Einstellung der Solda- 
ten hervorgehen könnte. Der Divisionskomman- 
deur hat darüber hinaus das Verhalten der betei- 
ligten Offiziere in diesem Zusammenhang scharf 
mißbilligt und meiner Empfehlung entsprechend 
veranlaßt, daß sämtliche ausgefüllten Fragebogen 
vernichtet und die betroffenen Soldaten über die 
Unzulässigkeit dieser Fragebogenaktion infor- 
miert wurden. 

Nach einem Selbstmordversuch eines Soldaten 
ordnete der Kompaniechef an, daß 24 Soldaten 
über das Wochenende in der Kaserne zu bleiben 
hätten, um durch Überwachung im Zwei-Stunden- 
Rhythmus weiteren Selbstmordversuchen des Sol- 
daten vorzubeugen. Nach Angaben des Kompanie- 
chefs hätten in der weiteren Umgebung liegende 
Bundeswehrkrankenhäuser die Aufnahme des Sol- 
daten abgelehnt, da sie über keine geschlossene 
Abteilung verfügten. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat gegen- 
über meinen Bedenken die Auffassung vertreten, 
eine Bewachung durch Kameraden sei für die 
Dauer des Einweisungsverfahrens oder, wenn eine 
Zwangseinweisung nicht erforderlich sei, unter 
sanitätsdienstlicher Aufsicht zumutbar, wenn die 
personelle Besetzung des Sanitätsbereichs nicht 
ausreiche. Dies ergebe sich schon aus der Pflicht 
der Soldaten zur Kameradschaft. Demgegenüber 
bin ich der Meinung, daß eine notwendige Be- 
wachung eines kranken Soldaten Teil der ärzt- 
lichen Betreuung und der sanitätsdienstlichen Für- 
sorge ist. In erster Linie sind daher für solche 
Maßnahmen die Sanitätseinrichtungen der Bun- 
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deswehr zuständig. Ich halte es für unzulässig, 
daß der Dienstherr die ihm obliegenden Aufga- 
ben auf Kameraden des betroffenen Soldaten ab- 
wälzt, die über keine sanitätsdienstliche Spezial- 
ausbildung verfügen und somit auch nicht in der 
Lage sind, einen solchen „Bewachungsauftrag" 
durchzuführen. In dieser Handlungsweise sehe ich 
ein unzulässiges Ab schieben der Verantwortung 
auf Soldaten, die einer derartigen Verantwortung 
gar nicht gerecht werden können. 

Unteroffiziere ohne Portepee und Mannschaften 
der Teilstreitkraft Marine haben mir vorgetragen, 
sie würden bei Besuchen im Ausland gegenüber 
den Offizieren und Unteroffizieren mit Portepee 
dadurch benachteiligt, daß sie beim Landgang 
Uniform tragen müßten, während Offiziere und 
Portepeeunteroffiziere Zivil tragen könnten. Dieses 
Vorbringen hat sich im wesentlichen bestätigt. 
Unteroffiziere ohne Portepee und Mannschaften 
waren zumeist nicht auf die Möglichkeit hinge- 
wiesen worden, daß auch ihnen auf begründeten 
Einzelantrag hin Erlaubnis erteilt werden konnte, 
Zivil zu tragen. 

Nach meiner Auffassung handelt es sich hier um 
eine generelle Einschränkung des Grundrechts auf 
freie Entfaltung der Persönlichkeit. Zudem halte 
ich den Gleichheitsgrundsatz gemäß Artikel 3 Ab- 
satz 1 Grundgesetz für beeinträchtigt, da meines 
Erachtens bei den Dienstgradgruppen keine un- 
terschiedlichen Sachverhalte vorliegen, die ab- 
weichende Regelungen zulassen. 

Der von mir in dieser Angelegenheit angespro- 
chene Inspekteur der Marine hat in seiner Ant- 
wort darauf hingewiesen, daß Ordnungs- und 
Sicheilheitsüberlegungen und vielfach auch die 
Gebräuche im Gastgeberland Veranlassung zu 
diesen Maßnahmen gegeben haben. 


3.3 Das Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung 


Die in den letzten Jahren stark steigende Tendenz 
der Anträge auf Anerkennung als Kriegsdienstver- 
weigerer hat sich im Berichtsjahr nicht fortgesetzt. 
Während die Gesamtzahl der Anträge im Jahre 1972 
im Verhältnis zum Jahre 1971 um 22,4 Prozent stieg, 
haben die Anträge im Jahre 1973 im Verhältnis zum 
Vorjahre nur noch um 4,1 Prozent zugenommen. Die 
Gesamtzahl der Anträge stieg von 33 792 im Jahre 
1972 auf 35 192 im Jahre 1973. Entsprechend der 
Tendenz des Vorjahres ist der Anteil der Antrag- 
steller unter den Soldaten gesunken, und zwar von 
9,5 Prozent im Jahre 1972 auf 8,8 Prozent im Jahre 
1973. Auf Soldaten entfielen im Jahre 1972 3 305 An- 
träge, im Jahre 1973 waren es nur noch 3 100. 

Wegen der Musterung der Abiturienten im ersten 
Halbjahr sind weiterhin starke Quartalsschwankun- 
gen festzustellen, wie folgende Aufstellung belegt: 


I. Quartal 
ri. Quartal 
IIL Quartal 
IV. Quartal 


15 607 Anträge 
7 342 Anträge 
4 640 Anträge 
7 603 Anträge 


Entwicklung der Antragsiahlen auf Anerkennung 
als Kriegsdienstverweigerer in den letzten zehn Jahren 



Der im Berichtsjahr erheblich verminderte Anstieg 
der Gesamtzahl der Anträge auf Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer könnte darin seine Ursache 
haben, daß auf Grund der Auswirkungen des neuen 
Zivildienstgesetzes vom 14. August 1973 die Lücke 
zwischen der Zahl der verfügbaren Zivildienst- 
plätze und der anerkannten Kriegsdienstverweige- 
rer immer kleiner wird und damit die Aussicht ge- 
ring ist, durch Antragstellung auf Kriegsdienstver- 
weigerung jeglicher Dienstleistung überhaupt zu 
entgehen. Außerdem wird erkennbar, daß unter der 
wehrpflichtigen Jugend die Ablehnung der Streit- 
kräfte nicht mehr so stark wie früher zum Aus- 
druck kommt. 

Lebhafte Reaktionen und Diskussionen lösten im 
Berichtsjahr der Beschluß des SPD-Bundespartei- 
tages in Hannover vom April 1973 sowie die Ent- 
schließung der Synode der Evangelischen Kirche 
Deutschlands vom Juni 1973 aus. Danach soll das 
Anerkennungsverfahren für Kriegsdienstverweige- 
rer entfallen und es den Dienstpflichtigen in Form 
einer schriftlichen Erklärung selbst überlassen blei- 
ben, ob sie Wehrdienst oder Zivildienst leisten wol- 
len. Auch mir gegenüber wurde wiederholt an- 
geregt, man solle Antragsteller bis zur rechtskräf- 
tigen Entscheidung im Anerkennungsverfahren nicht 
zu den Streitkräften einberufen oder aber sofort zum 
Zivildienst heranziehen. 
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Nach meinem Verständnis des Verfassungsauftrages 
der Streitkräfte sollten solche Überlegungen erst 
dann ernsthaft in Erwägung gezogen werden, wenn 
ausgeschlossen ist, daß Funktionsfähigkeit und 
Schlagkraft der Streitkräfte durch eine derartige 
Neuregelung des Dienstpflichtrechts beeinträchtigt 
werden. Auch müßte gewährleistet sein, daß eine 
ausreichende Zahl von Zivildienstplätzen zur Verfü- 
gung steht, um eine gerechte Behandlung aller 
Dienstpflichtigen zu erreichen. 

Der Soldat, der einen Antrag auf Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer gestellt hat und über des- 
sen Antrag noch nicht rechtskräftig entschieden ist, 
unterliegt nach der Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts in vollem Umfang den gesetz- 
lichen Pflichten nach dem Soldatenrecht. Trotz die- 
ser Rechtslage gibt es immer wieder Soldaten, die 
den Dienst mit der Waffe oder sogar jeden militä- 
rischen Dienst ablehnen. Dies bereitet den Vorge- 
setzten ständig Schwierigkeiten, weil solche Solda- 
ten durch häufige Dienstpflichtverletzungen zu einer 
ernsthaften Gefahr für das innere Gefüge einer Ein- 
heit oder eines Verbandes werden können. Ver- 
stärkt treten diese Schwierigkeiten dann auf, wenn 
Soldaten durch radikale Gruppen oder Organisa- 
tionen außerhalb der Bundeswehr mit der eindeuti- 
gen Absicht gesteuert werden, die Kampfkraft der 
Streitkräfte ungünstig zu beeinflussen. 

Meines Erachtens kann das Problem nicht dadurch 
gelöst werden, daß man Soldaten bis zur rechtskräf- 
tigen Anerkennung oder Ablehnung beurlaubt oder 
aus der Bundeswehr entläßt. Eine Heranziehung zum 
Zivildienst in diesem Stadium ist gesetzlich nicht 
zulässig. Auf Schwierigkeiten der Vorgesetzten 
weist eine grundlegende Entscheidung (Beschluß) 
des I. Wehrdienstsenats des Bundesverwaltungs- 
gerichts vom 9. Januar 1973 (I WB 83/72) hin. Das 
Gericht hatte darüber zu entscheiden, ob ein Soldat, 
der die Anerkennung als Kriegsdienstverweigerer 
beantragt hatte, und der sich weigerte, Uniform an- 
zuziehen und am Dienst teilzunehmen, wegen Nicht- 
befolgung entsprechender, ihm täglich erneut gege- 
bener inhaltsgleicher Befehle, mehr als einmal ge- 
mäß § 17 Wehrdisziplinafordniung vorläufig fest- 
genommen werden darf. Hierzu hat das Gericht fest- 
gestellt, die Beurteilung derartiger Vorgänge müsse 
sich nach der Lage des Einzelfalles richten; eine 
mehr als dreimalige vorläufige Festnahme sei in der 
Regel rechtswidrig, weil trotz der unabweisbaren 
Bedürfnisse der Funktionsfähigkeit und Schlagkraft 
der bewaffneten Macht dem verfassungsrechtlich ga- 
rantierten Freiheitsanspruch des betroffenen Solda- 
ten sowie den verfassungsrechtlichen Grundsätzen 
der Verhältnismäßigkeit und des Übermaßverbots 
nicht hinreichend Rechnung getragen würden. 

Grundlegende Entscheidungen der Gerichte in 
Kriegsdienstverweigererfragen sollten den Diszipli- 
narvorgesetzten unverzüglich bekanntgemacht wer- 
den. Immer wieder stelle ich fest, daß dies nicht der 
Fall ist. Zwei Beispiele sollen das belegen: 

— In einer Einheit wurde ein Soldat, der einen An- 
trag auf Anerkennung als Kriegsdjienstverweige- 
rer gestellt hatte und sich weigerte, eine Waffe 


in die Hand zu nehmen, in der Zeit vom 9, Januar 
1973 bis zum 22. März 1973 insgesamt 43mal vor- 
läufig festgenommen. 

— In einem anderen Fall wurde ein Soldat auf 
Grund eines ähnlichen Sachverhalts in der Zeit 
vom 6. bis 23. Oktober 1973 zehnmal vorläufig 
festgenommen. Am 18. Oktober 1973 wurde ein 
Disziplinararrest gegen ihn verhängt. Dem Batail- 
lonskommandeur wurde die Entscheidung des 
Wehrdienstsenats vom 9. Januar 1973 erst am 
25. Oktober 1973 bekannt. 

Diese Vorkommnisse sollten dem Bundesminister der 
Verteidigung Anlaß geben, den nachgeordneten Be- 
reich unverzüglich über alle wichtigen Gerichts- 
entscheidungen zu informieren. 

Zur Dauer der Anerkennungsverfahren im Hinblick 
auf antragsteilende Soldaten konnte ich für das 
Berichtsjahr feststellen, daß die Verfahren in aller 
Regel mit der notwendigen Beschleunigung durch- 
geführt wurden. Die Anträge wurden sowohl in 
erster wie in zweiter Instanz jeweils in einem Zeit- 
raum von vier bis sechs Wochen entschieden. Eini- 
gen Eingaben konnte ich jedoch entnehmen, daß 
über eine längere Dauer der Anerkennungsverfahren 
geklagt wurde. Bei der Überprüfung dieser Vor- 
bringen stellte sich heraus, daß Verzögerungen zum 
Teil darauf beruhten, daß bei einzelnen Prüfungs- 
ausschüssen und Prüfungskammern nicht ausrei- 
chend Schreibkräfte vorhanden waren. Es sollte 
von allen beteiligten Stellen gewährleistet werden, 
daß die Anerkennungsverfahren mit der auch vom 
Bundesverfassungsgericht in seiner Rechtsprechung 
geforderten Beschleunigung durchgeführt werden. 

3.4 Das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung 

Das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung erhält 
in der Bundeswehr gerade deshalb besonderes Ge- 
wicht, weil der Soldat als Staatsbürger für die frei- 
heitliche demokratische Staats- und Rechtsordnung 
und damit auch für den Bestand der Grundrechte der 
Bundesrepublik Deutschland, notfalls unter Einsatz 
seines Lebens, einzustehen hat. Dieser Auftrag setzt 
einen verantwortlich mitdenkenden Soldaten vor- 
aus, der seine gesetzlich begründeten Rechte und 
Pflichten kennt. Freie Meinungsäußerung und ge- 
genseitige Unterrichtung fördern das Vertrauens- 
verhältnis zwischen Vorgesetzten und Untergebe- 
nen. Gut informiert ist der Soldat auch in der Lage, 
seine Meinung frei und sachgerecht zu äußern. 

Die Tatsache, daß sich Soldaten immer wieder mit 
der Bitte an mich wenden, ihnen zur Wahrnehmung 
ihrer Rechte notwendige Erlasse oder andere Infor- 
mationen zu übersenden, läßt darauf schließen, daß 
sie unzureichend unterrichtet sind oder ihnen die 
Einsicht in vorhandene Unterlagen nicht gestattet 
wird. Es muß auch darauf geachtet werden, daß die 
Informationen für Kommandeure des Bundesministers 
der Verteidigung immer dann bis zu den Einheits- 
führern weitergegeben werden, wenn sie wichtige 
Entscheidungs- und Verfahrensrichtlinien enthalten. 
Zum Informationsrecht des Soldaten gehört auch sein 
Recht, angehört zu werden. Es bedarf keiner weite- 
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ren Erörterung, daß Soldaten nach einer Aussprache 
mit ihren Vorgesetzten eine vorher von ihnen an- 
gezweifelte Entscheidung dann akzeptieren, wenn 
sie durch Information überzeugt werden konnten. 

Die freie Meinungsäußerung im militärischen All- 
tag gewährleistet eine demokratische Gestaltung 
auch im Verhältnis der über- und Unterordnung. Sie 
ist durch die im Soldatengesetz normierten Pflichten, 
wie zum Beispiel das treue Dienen, Eintreten für 
die demokratische Ordnung, Achtung vor dem Vor- 
gesetzten und Zurückhaltung gegenüber Untergebe- 
nen beschränkt. Falsch verstandene „Demokrati- 
sierung'' der Streitkräfte würde dazu führen, die 
vorgegebenen und notwendigen militärischen Struk- 
turen soweit zu verändern, daß der Entscheidungs- 
und Verantwortungsbereich nicht mehr klar er- 
kennbar ist. Eine Diskussion ist dort zu beenden, 
wo dienstliche Erfordernisse eine Entscheidung un- 
mittelbar erzwingen. Gegebene Befehle sind nach 
Maßgabe des § 11 Soldatengesetz vollständig, ge- 
wissenhaft und unverzüglich auszuführen. Eine Dis- 
kussion zu diesem Zeitpunkt ist nicht mehr möglich. 

Das zunehmende Engagement von Soldaten der 
Bundeswehr für Zielvorstellungen politischer Par- 
teien ist grundsätzlich zu begrüßen. Spannungen 
zwischen einzelnen Soldaten sowie zwischen Vor- 
gesetzten und Untergebenen sind dabei unvermeid- 
lich. Gewisse „Polarisierungserscheinungen" kön- 
nen jedoch das Zusammenleben und die erforder- 
liche Kameradschaft der Soldaten belasten. Um so 
mehr ist im Bereich der Streitkräfte Toleranz im po- 
litischen Meinungsstreit zu fordern. Dazu folgendes 
Beispiel: 

Ein Hauptmann, Teilnehmer eines Stabsoffizier- 
lehrgangs an einer Offizierschule, trug mir in 
einer Eingabe vor, während eines Unterrichts über 
Friedensforschung sei zwischen dem Vortragen- 
den, einem Major, und einem anderen Hauptmann, 
der sich als Jungsozialist zu erkennen gegeben 
habe, ein Disput entstanden. Die Art, wie der 
Major die Argumentation „zerpflückte", habe ihn, 
den Petenten, zu dem Zwischenruf veranlaßt: 
„Ich bitte doch um mehr politische Toleranz". In 
einem anschließenden Gespräch stellte der Major 
die Vereinbarkeit von Jusomitgliedschaft und 
Stabsoffizierfunktion in Zweifel. Die Wehrbe- 
schwerde des Hauptmanns, der sich durch das 
Verhalten des Majors in seinen Rechten verletzt 
fühlte, wurde teilweise zurückgewiesen. Der 
Schulkommandeur begrüßte in seiner Begründung 
grundsätzlich Diskussionen, da sie Gelegenheit 
bieten würden, verschiedene politische Ansich- 
ten vorzubringen und damit zur staatsbürgerlichen 
Bildung der Offiziere beizutragen. Auch schärfere 
Formen der Diskussion seien bei dem geistigen 
Niveau und der politischen Reife der Lehrgangs- 
teilnehmer zulässig. Es könne auch nicht das Ziel 
sein, am Ende eine gemeinsame, allgemeinver- 
bindliche Überzeugung zu erreichen. Von jedem 
Teilnehmer sei zu erwarten, daß er es hinnehme, 
mit seiner Auffassung bei den anderen nicht 
immer durchdringen zu können. 

Ich teile im wesentlichen die Auffassung des Schul- 
kommandeurs, wenn ich auch meine, daß der Ma- 


jor sich etwas mehr Zurückhaltung hätte auf er- 
legen können. 

Die Grenzen der zulässigen politischen Betätigung 
von Soldaten werden in § 15 Soldatengesetz in Ver- 
bindung mit Artikel 2 Abs. 1 und Artikel 5 Abs, 1 
und 2 Grundgesetz aufgezeigt. Außerdienstlich wird 
eine politische Betätigung von Soldaten durch § 15 
Abs. 3 Soldatengesetz vornehmlich dadurch ein- 
geengt, daß der Soldat bei politischen Veranstal- 
tungen keine Uniform tragen darf. In diesem Zu- 
sammenhang weise ich auf den Erlaß des GeneraT 
inspekteurs der Bundeswehr — Information für 
Kommandeure 1/73 - vom 30. März 1973 hin. Darin 
wird in Ziffer 2 ausgeführt; 

„Veranstaltungen (Versammlungen, Kundgebun- 
gen, Demonstrationen) von Berufsorganisationen 
(Gewerkschaften und Berufsverbänden) dienen 
nach der Aufgabenstellung dieser Vereinigun- 
gen im wesentlichen der Wahrung und Förde- 
rung der wirtschaftlichen, sozialen, kulturellen 
und ideellen Belange des Berufs und des Berufs- 
lebens ihrer Mitglieder. Veranstaltungen, auf de- 
nen solche Themen behandelt werden, sind in der 
Regel keine politischen Veranstaltungen im Sinne 
des § 15 Abs. 3 SG." 

Im übrigen enthalten die weiteren Bestimmungen 
ergänzende und brauchbare Entscheidungshilfen für 
die Auslegung des Erlasses „Uniformtragen bei po- 
litischen Veranstaltungen" vom 4. Juni 1965 (VMBl. 
1965 S. 257). Damit ist meinen Vorstellungen im 
Jahresbericht 1972 grundsätzlich Rechnung getra- 
gen worden. 

Werden Soldaten als Mitglieder in kommunale Ver- 
tretungskörperschaften gewählt, so werden sie häu- 
fig ihren dienstlichen Aufgaben entzogen. Daraus 
ergeben sich nicht selten Spannungen gegenüber 
Vorgesetzten und Kameraden. Wenn es mir auch 
menschlich verständlich erscheint, daß insbesondere 
Vorgesetzte verärgert auf die häufige Abwesenheit 
solcher Soldaten reagieren, weil die Arbeit dann von 
den Vorgesetzten oder von anderen Soldaten über- 
nommen werden muß, so dürfen dem betroffenen 
Soldaten jedoch keine Nachteile entstehen. Insbe- 
sondere billige ich es nicht, wenn Vorgesetzte durch 
ihr Verhalten zu erkennen geben, daß sie die kom- 
munalpolitische Betätigung von Soldaten grundsätz- 
lich ablehnen. Hierzu ein Beispiel: 

Die Kandidatur eines Hauptmannes für das ört- 
liche Kommunalparlament führte zu Spannungen 
mit seinem Disziplinarvorgesetzten. Der Komman- 
deur, der die politische Betätigung des Haupt- 
manns außerhalb des Dienstes nicht gern sah, ver- 
suchte in Einzelgesprächen und durch Stiche- 
leien im Offizierheim, den Hauptmann von sei- 
nem Engagement abzubringen. 

Die in seiner Eingabe geäußerte Kritik des Haupt- 
manns an seinem Vorgesetzten hielt ich für be- 
rechtigt und habe diese Auffassung dem nächst- 
höheren Disziplinarvorgesetzten mitgeteilt. 

Die politischen Aktivitäten linksextremer Organi- 
sationen und Gruppen gegen die Bundeswehr haben 
auch im Berichtsjahr angehalten. Die Aktionen ziel- 
ten schwerpunktmäßig auf einzelne Standorte. Her- 
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vorzuheben ist die zunehmende Aktivität der 
KPD/ML und des Kommunistischen Jugendverban- 
des, der Jugendorganisation der KPD/ML (KJV) so- 
wie der Fraktion „Roter Morgen“ der KPD/ML. Die 
Stoßrichtung dieser Bestrebungen zielt deutlich auf 
eine Zersetzung und Verunsicherung der Streitkräfte 
von innen. So heißt es im Zentralorgan „Roter 
Morgen“ (Nr. 30 vom 4. August 1973) unter anderem: 

„Der Kampf gegen die wachsende Militarisierung 
der Gesellschaft und die zunehmenden Kriegsvor- 
bereitungen ist nicht so zu führen, daß wir nach 
und nach immer weitere Teile kämpferischer Ju- 
gendlicher aus der Armee fernhalten, sondern in- 
dem wir in der Armee die Losung: ,Im Ernstfall 
dreht die Gewehre um!' propagieren und die Ar- 
beiterjugend in Betrieb und Bundeswehr zum ge- 
meinsamen Kampf erziehen und organisieren.“ 

Der Kommunistische Jugendverband beschloß An- 
fang Juni auf der ersten ordentlichen Mitglieder- 
versammlung, den „erfolgreich eingeschlagenen 
Weg der Massenarbeit in der Bundeswehr fortzu- 
setzen“ (Rote Fahne Nr. 28 vom 11. Juli 1973). 

Zur Erreichung dieses propagierten Zieles wurde 
bereits versucht, sogenannte Basiszellen in den 
Streitkräften zu bilden. Wenn auch den Bestre- 
bungen bisher kein erkennbarer Erfolg beschieden 
war, so wird diese Entwicklung besonders sorgfäl- 
tig beobachtet werden müssen, um stets und recht- 
zeitig geeignete Gegenmaßnahmen ergreifen zu 
können. 


4 Die Grundsätze der Inneren Führung 

4.1 Die Entwicklung der Inneren Führung 
im Berichtsjahr 

Im Jahresbericht 1972 hatte ich mich ausführlich mit 
der Zentralen Dienstvorschrift (ZDv 10/1) „Hilfen 
für die Innere Führung" beschäftigt. Inzwischen 
wurde auch das Preisausschreiben ausgewertet, das 
dazu dienen sollte, die Leitsätze der Dienstvorschrift 
mit praktischen Beispielen anzureichern. Es gingen 
mehr als 1 500 Einsendungen ein, aus denen 49 Preis- 
träger ermittelt wurden. Etwa 50 bis 60 dieser Bei- 
spiele werden in den Anhang der Vorschrift aufge- 
nommen werden. Bemerkenswert ist die Feststel- 
lung, daß der Schwerpunkt der eingereichten Bei- 
spiele in der Darlegung kooperativen Führungsver- 
haltens lag. 

Bedeutsam für die Entwicklung der Inneren Füh- 
rung war insbesondere die Herausgabe der Zentra- 
len Dienstvorschrift (ZDv) 12/1 „Politische Bildung 
in der Bundeswehr" . Die Veränderungen der letzten 
Jahre im gesellschaftlichen, politischen und didakti- 
schen Bereich veranlaßten den Bundesminister der 
Verteidigung, die Vorschrift über die politische Bil- 
dung neu zu formulieren. Dabei waren der Wandel 
im Verhalten der Jugend in der Bundesrepublik 
Deutschland von apolitischer Einstellung zu politisch- 
kritischem Engagement ebenso zu berücksichtigen 
wie die weltweiten Veränderungen im Verhältnis 
zwischen den Staaten. Schließlich haben didaktische 


Erkenntnisse und die Entwicklung neuer technischer 
Medien für die Wissensvermittlung zu neuen For- 
men des Lernens geführt, die auch bei der politischen 
Bildung nicht unberücksichtigt bleiben konnten. 

Die am 29. Januar 1973 erlassene neue ZDv 12/1 
„Politische Bildung in der Bundeswehr“ hebt die 
„Vorläufigen Richtilinien für den staatsbürgerlichen 
Unterricht in der Bundeswehr“ auf, die vom Gene- 
ralinspekteur am 22. Januar 1972 für einen 'befriste- 
ten Zeitraum als Übergangsregelung für die außer 
Kraft gesetzte ZDv 12/1 „Geistige Rüstung“ erlassen 
wurden. Inzwischen konnte ich feststellen, daß die 
Truppe die neue ZDv 12/1 für notwendig und brauch- 
bar ansieht. 

In der neuen Dienstvorschrift werden, ausgehend 
von den gesetzlichen Grundlagen, Ziele und Inhalte 
politischer Bildung in der Bundeswehr festgelegt. 
Die Vorschrift regelt den staatsbürgerlichen Unter- 
richt und die Truppeninformation während des 
Grundwehrdienstes, die politische Bildung der Un- 
teroffiziere und Offiziere sowie die Aus-, Fort- und 
Weiterbildung derjenigen Vorgesetzten, die staats- 
bürgerlichen Unterricht zu erteilen oder die Dienst- 
aufsicht darüber zu führen haben. 

Besonders positiv an dieser Vorschrift bewerte ich, 
daß sie 

— die Lehrziele der politischen Bildung klar her- 
ausstellt, 

— die Lehrinhalte übersichtlich und , schwerpunkt- 
mäßig gliedert, 

— die Lehrmethoden und Hilfsmittel zur Durch- 
führung des staatsbürgetlichen Unterrichts und 
der Truppeninformation didaktisch und metho- 
disch weiterführenden Erkenntnissen anpaßt, 

— der Verbesserung der politischen Bildung und 
der Aus-, Fort- und Weiterbildung von Unter- 
offizieren und Offizieren besonderes Gewicht 
gibt, 

— ■ einen angemessenen Plan für den Mindeistzeit- 
bedarf der Vermittlung politischer Bildung in 
Grundausbildung und Vollausbildung der Sol- 
daten vorlegt, 

— mit Nachdruck auf die Notwendigkeit der Ko- 
ordination, Unterstützung und Überwachung der 
politischen Bildungsarbeit durch die Komman- 
deure hinweist. 

In kritischen Stellungnahmen zur neuen ZDv 12/1 
wird gelegentlich folgendes festgestellt: 

Der Begriff der „Politischen Bildung“ in den Streit- 
kräften sollte nicht verwendet werden, vielmehr sei 
der Begriff „Staatsbürgerliche Bildung“ deutlicher 
und angemessener. Die „Politische Bildung“ ginge 
in ihrer Zielsetzung — es heißt in der ZDv 12/1 
Nummer 201: Politische Bildung soll die Fähigkeit 
zu politischem Handeln entwickeln und demokra- 
tische Verfahrensweisen einüben — weit über das 
hinaus, was dem militärischen Dienstbetrieb zuzu- 
muten sei. Demgegenüber reduziere der Ausdruck 
„Staatsbürgerliche Bildung“ die Ansprüche auf das 
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für die Streitkräfte erforderliche Maß. Alles was die 
Anforderungen der Streitkräfte überschreite, solle 
der Vermittlung anderer Bereiche überlassen blei- 
ben. Dieser Kritik schließe ich mich nicht an. Nach 
meinem Dafürhalten steht politische Bildung in den 
Streitkräften in einem engen Gesamtziisammenhang 
mit der politischen Bildung der Gesellschaft. Jeder, 
der politisch bildet, geht von unterschiedlichen Vor- 
aussetzungen aus und verfolgt auch unterschiedliche 
Ziele, dennoch bleibt dies alles im Rahmen der 
„Politischen Bildung". Es hätte vielleicht besser 
zum Ausdruck kommen müssen, daß die staatsbür- 
gerliche Bildung in den Streitkräften selbstverständ- 
lich ein Teilaspekt der politischen Bildung der Ge- 
samtgesellschaft ist. In diesem Sinne versteht sich 
die politische Bildung in der Bundeswehr stets auch 
als Fortsetzung und Ergänzung der politischen Bil- 
dung, die Elternhaus, Schule und andere Instituti- 
onen vermittelt haben. 

Ein anderer Punkt der Kritik weist auf die unzu- 
reichenden pädagogischen Fähigkeiten der Vorge- 
setzten hin: Die Ziele der neuen ZDv 12/1 seien der- 
zeit überhaupt nicht zu erreichen, weil die Ausbilder 
für eine den Anforderungen der Vorschrift entspre- 
chende Unterrichtung nicht genügend geschult seien. 
Unterrichtsformen wie Streitgespräche, Podiumsdis- 
kussionen, Team-teaching und Gruppenarbeit, sowie 
Besichtigung politischer Einrichtungen könnten in 
den wenigsten Fällen praktiziert werden. Der noch 
häufig anzutreffende Frontalunterricht vermöge die- 
sem Anspruch nicht gerecht zu werden. Diese Kritik 
halte ich für berechtigt. Nach meinen Feststellungen 
fehlt es der Truppe zwar nicht so sehr an dem Ma- 
terial und den Unterrichtshilfen für den politischen 
oder staatsbürgerlichen Unterricht, es fehlt vielmehr 
den Ausbildern an den pädagogischen und didakti- 
schen Fähigkeiten, den Stoff so zu vermitteln, daß 
der Auszubildende auch etwas davon mitnimmt. Der 
Erfolg der vorgesehenen Maßnahmen zur Neuord- 
nung der Ausbildung und Bildung in den Streitkräf- 
ten, die zugleich auch die Mängel an pädagogischen 
Kenntnissen der Vorgesetzten beheben sollen, wird 
abgewartet werden müssen. 

Als ein weiteres Problem sehe ich die meines Er- 
achtens zu geringe Bewertung des staatsbürgerlichen 
Unterrichts durch die „Obere Führung" an. Obwohl 
die neue Vorschrift bereits seit fast einem Jahr 
Gültigkeit besitzt, wird die politische Bildung, die 
ich als einen wesentlichen Teilbereich der Inneren 
Führung ansehe, immer noch unverhältnismäßig weit 
hinter Taktik, Technik und Logistik eingestuft. Die 
Durchführung des staatsbürgerlichen Unterrichts und 
der Truppeninformation wird — mit Ausnahme in 
den Grundausbildungseinheiten — nicht immer 
durch Kontrollen der vorgelegten Dienstpläne und 
deren Einhaltung überwacht. Wenn die politische 
Bildungsarbeit für Soldaten nicht zum organisato- 
rischen Leerlauf entarten soll, muß von der „Oberen 
Führung" gewissenhafter als bisher die Wirkung 
und der Ertrag dieser Unterrichte beobachtet werden. 
Schwierigkeiten bereitet auch die Einstellung der 
Einheitsführer gegenüber der „Politischen Bildung". 
Gelegentlich wird die Teilnahme der Soldaten am 
staatsbürgerlichen Unterricht als eine Art „Strafe" 


verordnet. Dies steht in einem krassen Widerspruch 
zum Sinn des politischen Unterrichts. Er sollte viel- 
mehr in einer ungezwungenen Atmosphäre statt- 
finden. 

Meinungsverschiedenheiten herrschen in der Truppe 
über die Feststellung der Nummer 203 der neuen 
Vorschrift: „Konflikte sind legitim und können fair 
ausgetragen werden." Kritiker dieser Passage füh- 
ren an, daß, wenn Konflikte innerhalb der Streit- 
kräfte legitim seien, sie nicht immer fair, sondern 
auch unsachlich und unfair ausgetragen werden 
könnten; dem widersprächen die Grnndpf licht des 
Soldaten zum Gehorsam und die Pflichten des Vor- 
gesetzten. Der Hinweis habe daher schädliche Aus- 
wirkungen für die Truppe und müsse wieder ge- 
strichen werden. Diese Kritik teile ich nicht. Die ur- 
sprüngliche Tendenz der politischen Bildung, Kon- 
flikte und Interessengegensätze zu verdrängen und 
die politische Landschaft harmonisierend zu be- 
schreiben, wird in neuerer Zeit zunehmend durch 
Darstellungen zum Konfliktmodell kritisch beleuch- 
tet. Eine solche Neuorientierung erfordert auch das 
Leitbild vom kritischen, mündigen Staatsbürger. Mo- 
derne Streitkräfte brauchen keinen überangepaßten 
Soldatentyp, sondern einen selbständig denkenden, 
Eigeninitiative beweisenden und aus Überzeugung 
handelnden Soldaten. Die didaktische Forderung, 
daß im Mittelpunkt der politischen Bildung nicht die 
Idealisierung von Harmoniemodellen, sondern die 
engagierte Kontroverse über konkrete Konflikte 
stehen soll, zielt gerade darauf ab, dem Auszubil- 
denden und Lernenden Hilfen für die Durchsetzung 
seiner Interessen bei der Lösung, mindestens bei der 
Austragung von Konflikten zu vermitteln. Nur so 
können Differenzen zwischen gesetzten Normen und 
politischer Wirklichkeit erkannt und abgebaut und 
die Bestrebungen zur Verbesserung der Verhältnisse 
und zur eindeutigen Selbstbestimmung des Menschen 
sinnvoll verstärkt werden. Andererseits darf dieses 
anzustrebende Bewußtsein des Soldaten nicht nur 
auf die ständige Problemsuche im Binnenbereich der 
Streitkräfte beschränkt bleiben. Der Soldat muß eine 
Identifikation mit seiner Aufgabe erreichen, da er 
sich in einem besonderen Treueverhältnis zum Staat 
befindet. Niemals darf vergessen werden, daß die 
Erziehung des Soldaten auf Disziplin, auf Bereit- 
schaft zur Verantwortung und auf die Fähigkeit zur 
Zusammenar'beit, die auch schwersten Belastungen 
gewachsen sein muß, zielt. Das spezifisch Militä- 
rische wird somit auch in der politischen Bildung 
der Soldaten Berücksichtigung finden müssen. 

Staatsbürgerlicher Unterricht wird nur dann erfolg- 
reich sein, wenn er Methoden anwendet, die mit 
dem vermittelten Inhalt in Einklang stehen. Deshalb 
kann man Überzeugung vom Wert einer Demokratie 
nicht auswendig lernen und nicht drillmäßig pauken. 
Politische Bildung als Teil der Inneren Führung ist 
nicht auf bloße Erteilung von Unterricht beschränkt. 
Entweder sie wird als übergreifendes Prinzip in 
jedem Dienst erfahren oder sie wird unglaubwürdig. 
Diese Grundforderungen schließen selbstverständ- 
lich weder den Grundsatz von Befehl und Gehorsam 
noch die Notwendigkeit von Sanktionen für Fehl- 
verhalten aus. 
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Im Folgenden wende ich mich einigen Problemen 
der Entwicklung der Inneren Führung im Berichts- 
jahr zu, die ich schon im Jahresbericht 1972 erwähnt 
hatte, die jedoch im Berichtsjahr einige neue Ak- 
zente erfahren haben. 

Im Jahre 1972 hatte ich auf die Notwendigkeit hin- 
gewiesen, entsprechend der auch in der Bezeichnung 
der Schule der Bundeswehr für Innere Führung zum 
Ausdruck kommenden Aufgabenstellung Innere Füh- 
rung, Einheitsführer in Lehrgängen an dieser Schule 
in die Grundlegung und die praktische Anwendung 
der Grundsätze der Inneren Führung einzuweisen. 
Diese Forderung entspricht auch weitgehend den 
Vorstellungen der Schule über die weitere Lehr- 
gangsgestaltung. Zu meinem Bedauern sind diese 
Vorschläge unter Hinweis auf die begrenzte Unter- 
bringungskapazität der Schule abgelehnt worden. 
Im Jahre 1974 sind an der Schule nur folgende Lehr- 
gangsarten vorgesehen: 

— ■ Ausbildung von Lehrstabsoffizieren in sechswö- 
chigen Lehrgängen, 

— Ausbildung von Jugendoffizieren (Weiterbil- 
dung von hauptamtlichen Jugendoffizieren in 
einwöchigen Lehrgängen), 

— Ausbildung von Offizieren und Unteroffizieren 
im Bereich der Politischen Bildung in dreiwöchi- 
gen Lehrgängen. 

Darüber hinaus finden einwöchige Informationsta- 
gungen im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit statt. 
Der Schwerpunkt der Lehrgänge wird im Bereich 
der Politischen Bildung liegen. 

Zu dieser Aufgabenstellung ist folgendes zu bemer- 
ken: Die Ausbildung von Lehrstabsoffizieren und 
Jugendoffizieren könnte auch an anderen Lehrein- 
richtungen der Streitkräfte erfolgen — die Ausbil- 
dung der Lehrstabsoffiziere gehört ohnehin zur Fort- 
bildungsstufe C — und ist trotz enger Berührungs- 
punkte mit der Inneren Führung nicht eigentliche 
Aufgabe der Schule. Die Politische Bildung stellt 
zwar einen bedeutsamen, dennoch aber nur einen 
Teilbereich der Inneren Führung dar. Man könnte 
daher das Lehrprogramm der Schule mit Ausnahme 
der Unterrichtung über die Politische Bildung als 
Verlegenheitslösung oder gar als „Resteverwertung" 
anders nicht unterzubringender Lehrgänge bezeich- 
nen. Jedenfalls wird dieses Programm dem auch im 
Namen der Schule zum Ausdruck kommenden An- 
liegen der Vermittlung des Reformkonzepts der In- 
neren Führung nicht mehr gerecht. 

Was die Lehrgänge für Politische Bildung anbe- 
trifft, so ist schon jetzt abzusehen, daß nicht alle 
Offiziere und Unteroffiziere, die als Multiplikatoren 
politischer Bildungsarbeit wirksam werden sollen, 
diese Lehrgänge durchlaufen werden können, da 
einerseits die Entsendung von Teilnehmern aus der 
Truppe Schwierigkeiten bereiten wird — die Teil- 
streitkraft Luftwaffe hat es abgelehnt, überhaupt 
Teilnehmer zu entsenden — andererseits die Un- 
terbringungskapazität der Schule enge Grenzen 
setzt. Wenn auch diese Schwierigkeiten schon bei 
den früheren Lehrgängen für künftige Einheitsfüh- 
rer bestanden, so sei dennoch angemerkt, daß diese 


Ausbildung Stückwerk bleiben und nicht immmer 
diejenigen erreichen wird, denen Aussagen auf dem 
Gebiet der Politischen Bildung abverlangt werden. 
Es ist ferner sehr bedauerlich, daß die Generals- und 
Kommandeurstagungen an der Schule — von deren 
Wirksamkeit und Erfolg ich mich mehrfach persön- 
lich überzeugen konnte — im Jahre 1974 ersatzlos 
fortfallen werden. 

Nach wie vor bin ich der Meinung, daß die Schule in 
der langfristigen Planung wieder zu einem Zentrum 
der Bundeswehr für die Innere Führung gemacht 
werden müßte. Zu diesem Zweck sollte man die 
Lehrkapazität verbessern und mit einer For- 
schungskapazität anreichern. Anzustreben wäre die 
Umwandlung der Schule in eine Akademie, in der 
der Weiterentwicklung der Inneren Führung breiter 
Raum gegeben werden könnte. Dieser Akademie 
sollte die Aufgabe übertragen werden, die Weiter- 
entwicklung der Inneren Führung zu erforschen und 
die gewonnenen Erkenntnisse lehrmäßig weiterzu- 
vermitteln. Stets muß die Innere Führung im Mittel- 
punkt der Aufgaben stehen, soll nicht der Name der 
Schule nur noch an frühere Aufgaben und Leistun- 
gen erinnern. 

Im Jahresbericht 1972 hatte ich im Zusammenhang 
mit der Inneren Führung stehende Fragen der 
Rechtspflege in den Streitkräften erörtert und eine 
Reihe von Vorschlägen für eine Stärkung der 
Stellung und eine Verbesserung der Tätigkeitsvor- 
aussetzungen der Rechtsberater und Rechtslehrer 
gemacht. Wie mir vom Bundesmrnister der Verteidi- 
gung inzwischen mitgeteilt wurde, hat im Berichts- 
jahr eine sogenannte Bestandsaufnahme der gesam- 
ten Rechtspflege begonnen, die sich zunächst auf 
den Bereich der Rechtsberater erstreckt. Das Ergeb- 
nis der Überprüfung wird abzuwarten sein. Es 
bleibt zu hoffen, daß die Bestandsaufnahme rasche 
Ergebnisse zeitigt, da während der Prüfungen die 
vorgeschlagenen Maßnahmen selbst nicht realisiert 
werden können. Für die Rechtslehrer sind inzwischen 
einige Fortbildungsmöglichkeiten geschaffen wor- 
den, die meinen Anregungen teilweise entsprechen. 
So wurde ein Grundseminar Pädagogik, Methodik 
und Rhetorik der Akademie für Wehrverwaltung 
und Wehrtechnik in Mannheim veranstaltet, dem ein 
Aufbaulehrgang folgen soll. Einigen Rechtslehrern 
wird zudem Gelegenheit geboten, an den Lehrgän- 
gen für Lehrstabsoffiziere und Dozenten an der 
Schule der Bundeswehr für Innere Führung teilzu- 
nehmen. Eine von Rechtslehrern im Raum München 
gebildete Arbeitsgruppe ist beauftragt worden, Un- 
terrichtshilfen für den Rechtsunterricht in den 
Streitkräften zu erarbeiten. Für den Teilbereich 
„Die Dienstpflicht der Soldaten" sind Lehrunterla- 
gen bereits fertiggestellt worden, für andere Be- 
reiche wurden Lemziele und Lerninhalte festgelegt. 
Es bleibt zu hoffen, daß die Arbeitsgruppe ihre Tä- 
tigkeit fortsetzen kann und als ständige Einrichtung 
auch weiterhin für die Erarbeitung und Überarbei- 
tung von Lehrunterlagen zur Verfügung steht. 

Die allgemeine Situation der Rechtslehrer hat sich 
demgegenüber nicht gebessert. Wegen der Haus- 
haltsüberrollung mußte an einigen Schulen der Bun- 
deswehr der Rechtsunterricht bereits eingeschränkt 
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oder von Offizieren wahrgenommen werden. Immer 
wieder muß ich feststellen, daß die Ausbildung der 
Offizieranwärter und Offiziere in Rechtsfragen 
nicht ausreicht, sie zu befähigen, die rechtlichen Pro- 
bleme des militärischen Alltags zu meistern. Diesem 
Mangel kann nur dadurch begegnet werden, daß 
eine ausreichende Zahl geeigneter Rechtslehrer in 
allen Ausbildungsstufen zur Verfügung steht. 
Schließlich sollte geklärt werden, von welcher 
Pflichtstundenzahl die Haushaltsabteilung bei der 
Belastung der Rechtslehrer ausgeht, da zur Zeit die 
Rechtslehrer wöchentlich mehr Unterrichtsstunden 
zu erteilen haben als die Dozenten anderer Fachbe- 
reidie der gleichen Sdiüiarlen. 

Nach meinem Dafürhalten sind im Bundesministe- 
rium der Verteidigung die Zuständigkeiten für die 
Bearbeitung von Rechtsfragen sowie die Zuständig- 
keiten gegenüber dem nachgeordneten Bereich der 
Rechtspflege nidit zweckmäßig geregelt. Rechtsbe- 
rater, Rechtslehrer und Truppendienstrichter unter- 
stehen der Fadiaufsicht von drei verschiedenen Re- 
feraten in zwei Unterabteilungen der Abteilung 
Verwaltung und Recht. Die notwendige einheitliche 
Steuerung der Rechtspflege, wie sie mindestens für 
die eng zusammenhängenden Teilbereiche Rechts- 
berater und Rechtslehrer geboten erscheint, ist so- 
mit nicht gewährleistet. Die Problematik wird noch 
dadurch verstärkt, daß in der Abteilung Verwal- 
tung und Recht — wie auch die Bezeichnung erken- 
nen läßt — Fragen der Verwaltung und des Rechts 
auf der Ebene der Unterabteilungen nebeneinander 
und zum Teil auch durcheinander behandelt werden. 
Inzwischen werden Bestrebungen erkennbar, dieses 
Modell durch Zusammenlegen der Funktionen 
Rechtsberater und Truppenverwaltung auch auf die 
nachgeordneten Bereiche der Rechtspflege auszu- 
weiten. Für den militärischen Führer ist Recht je- 
doch stets unmittelbare Führungshilfe und Teil der 
Führungsentscheidungr während der Verwaltung die 
Daseinsvorsorge für die Streitkräfte durch Bereit- 
stellung personeller und sachlicher Mittel obliegt. 
Aufgabenstellung und Arbeitsstil von Recht und 
Verwaltung sind so unterschiedlich, daß die Klam- 
mern dieser beiden Bereiche im wesentlichen nur in 
der Rechtsgebundenheit der Verwaltung und der 
weitgehend gleichen Ausbildung des in Verwal- 
tungs- und Rechtsfragen tätigen höheren Dienstes 
bestehen. 

Die Zuständigkeitsschwierigkeiten werden noch da- 
durch verstärkt, daß neben zahlreichen Rechtsrefe- 
raten der einzelnen Abteilungen des Bundesmini- 
steriums der Verteidigung bei den Inspekteuren 
Rechtsberater tätig sind, deren Befugnisse sowohl 
für den Umfang der rechtlichen Beratung wie auch 
gegenüber den nachgeordneten Rechtsberatern und 
Rechtslehrern der Klärung bedürfen. Unbestritten 
ist nur, daß diese Rechtsberater die Inspekteure in 
deren Eigenschaft als 'truppendienstliche Vorgesetzte 

— eine Zuständigkeit, die sie erst seit 1970 besitzen 

— beraten und in die Verantwortung für die 
Rechtspflege im nachgeordneten Bereich eingeschal- 
tet sind. 

Die Fragen der Zuständigkeit könnten zufrieden- 
stellender gelöst werden, wenn man dem Gedanken 


folgt, der im Weißbuch 1970 in Nummer 120 zum 
Ausdruck gekommen ist, wo es heißt: „Der Bun- 
desminister der Verteidigung wird die bisherige 
Zersplitterung der Zuständigkeiten im Ministeri- 
um . . . beseitigen." Meines Erachtens sollte diese 
Zielvorstellung auch auf eine anzustrebende ein- 
heitliche Lenkung der Rechtspflege in den Streit- 
kräften Anwendung finden. 

4.2 Probleme im Bereich von Bundeswehr 
und Gesellschaft 

4.2.1 Frelwilllgenannahmestellen 

In den letzten vier Jahresberichten hatte ich jeweils 
bestimmte Gruppen von Soldaten einer eingehenden 
Betrachtung unterzogen, deren Aufgabenbereich sie 
sozusagen zum Vorposten der Streitkräfte im zivilen 
Raum macht und bei deren Tätigkeit die Bemühun- 
gen um Integration der Streitkräfte in die Gesell- 
schaft, aber auch die damit verbundenen Spannun- 
gen in besonderem Maße ihren Niederschiag finden. 
Von dem Jugendoffizier, dem Presseoffizier, dem 
Wehrdienstberater und dem Hauptfeldwebel für Re- 
servisten führt die Reihe dieser Darstellungen in 
diesem Jahre zu Institutionen, die innerhalb der 
Bundeswehr die Aufgabe haben, durch ihr Wirken 
den Interessen und Bedürfnissen der Streitkräfte im 
Bereich der zivilen Gesellschaft Rechnung zu tragen. 
Als erste dieser Institutionen sollen nachfolgend die 
Freiwilligenannahmestellen einer Betrachtung un- 
terzogen werden. Die Offizierbewerberprüfzentrale 
ist in die Erörterungen einzüb ©ziehen, weil es sich 
ebenfalls um eine — allerdings auf Offizierbewerber 
beschränkte — Annahmestelle handelt. 

Die fünf Freiwilligenannahmestellen in München, 
Wiesbaden, Düsseldorf, Hannover und Wilhelms- 
haven (Freiwilligenannahmezentrale der Marine) 
haben den Auftrag, Maßnahmen zur Deckung des 
personellen Bedarfs der Streitkräfte mit länger- 
dieneniden Freiwilligen (Mannschaften und Unter- 
offizieren) ZU ergreifen und die Annahmeprüfung 
und Einstellung durchzuführen. Sie unterstehen als 
zentrale militärische Dienststellen dem Amtschef des 
Personalstammamtes der Bundeswehr in Köln. Die 
Offizierbewerberprüfzentrale ist eine Abteilung die- 
ses Amtes. Während in dieser die Annahme von 
Offizierbewerbern für alle Teilstreitkräfte gemein- 
sam durchgeführt wird, beschränken sich die Frei- 
willigenannahmestellen in München und Hannover 
auf die Annahme von Bewerbern für die Teilstreit- 
kräfte Heer und Luftwaffe, in Wiesbaden und Düs- 
seldorf auf die Annahme von Bewerbern für die Teil- 
streitkräfte Heer, während wegen der Besonder- 
heiten der Marine die Annahme von Bewerbern für 
die Teilstreitkraft Marine ausschließlich in der Frei- 
willigenannahmezentrale der Marine in Wilhelms- 
haven erfolgt. 

Seit Einrichtung der Streitkräfte stehen diese vor 
dem Problem, daß sie zur Erhaltung ihrer Einsatz- 
bereitschaft mehr längerdienende Freiwillige be- 
nötigen, als verfügbar sind. Es ist das ständige An- 
liegen der Freiwilligenannahmestellen, aus dem Be- 
werberaufkommen die Geeigneten herauszufinden, 
sie der Truppe zuzuführen und dabei den „richtigen 
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Mann auf den richtigen Platz" zu bringen. Nach 
meinen Erkenntnissen ist die Freiwilligenannahme- 
organisation den an sie gestellten Anforderungen 
trotz großer Schwierigkeiten bisher in hohem Maße 
gerecht geworden. 

In den Freiwilligenannahmestellen, zu deren Auf- 
gaben auch die Wehrdienstberatung gehört, erhält 
ein ungedienter Bewerber den ersten, oftmals ent- 
scheidenden Eindruck von den Streitkräften, somit 
von seinem künftigen Arbeitsbereich. Da sich die 
Bewerber häufig erst in den Freiwilligenannahme- 
stellen zum Eintritt in die Streitkräfte entscheiden 
und die Eindrücke während des Annahmeverfah- 
rens ihren Entschluß maßgeblich bestimmen, sollten 
die Streitkräfte schon hei den Freiwilligenannahme- 
stellen alle Faktoren auszuschließen versuchen, die 
die Entscheidung der Bewerber ungünstig beein- 
flussen könnten. In diesem „Schaufenster der Streit- 
kräfte" sollte ein repräsentatives Bild der Bundes- 
wehr allein schon durch den äußeren Rahmen ge- 
zeigt werden, der der Realität in den Streitkräften 
entspricht. 

Mit dieser einleitenden Feststellung soll die allge- 
mein schlechte Infrastruktur der Freiwilligenannah- 
mestellen und der Offizierbewerberprüfzentrale an- 
gesprochen werden. Soweit sich die Freiwilligen- 
annahmestellen nicht in Kasernen, sondern — wie 
es überwiegend der Fall ist — in angemieteten Ge- 
bäuden in den Zentren der Städte befinden, entsteht 
für den Bewerber schon von der Unterbringungs- 
seite her kein repräsentatives Bild der Bundeswehr. 
Er lernt unzulängliche Baulichkeiten und ungünstige 
Raumverhältnisise kennen. Straßenlärm und Abgase 
beeinträchtigen ihn während seines Aufenthalts, er 
wird schlecht untergebracht — bei einer Freiwilli- 
genannahmestelle sogar in einer entfernt gelegenen 
Jugendhei^berige — und unzureichend versorgt; an 
Stelle der Möglichkeit zur Teilnahme an Kantinen- 
oder Truppenverpflegung ist der Bewerber bei zwei 
Freiwilligenannahmestellen auf die teure Verpfle- 
gung in Gasstätten angewiesen. Dies alles ist geeig- 
net, die Stimmung des Bewerbers im Vorstellungs- 
verfahren zu drücken. Die Annahmeprüfungen selbst 
werden durch den Mangel an ausreichenden und 
zweckmäßigen Räumen beeinträchtigt. Die Sport- 
prüfungen müssen wegen Fehlens brauchbarer eige- 
ner Sporthallen ständig improvisiert werden. Von 
den unzureichenden infrastrukturellen Verhältnissen 
sind nicht nur die Bewerber selbst betroffen, in den 
Gebäuden muß auch das Personal der Freiwilligen- 
annahmeistellen seinen Dienst unter diesen ungün- 
stigen Bedingungen verrichten. Auch die teilweise 
schlechte Materialausstattung der Freiwilligenan- 
nahmestellen ist zu kritisieren. Es sollte nicht Vor- 
kommen, daß Unterlagen wegen Fehlens von 
Schreibmaschinen und Fotokopiergeräten handschrift- 
lich erstellt oder manuell vervielfältigt werden. 
Eine bessere technische Ausstattung könnte die Ar- 
beit des Personals wesentlich erleichtern. 

Im Zuge der erforderlichen Änderung und Verbesse- 
rung der Unterbringung und Ausgestaltung der Frei- 
willigenannahmestellen sollte zugleich erwogen 
werden, die Freiwilligenannahmeorganisation zu 
straffen und auf einige wenige Freiwilligenannah- 


mestellen unter größtmöglicher Zusammenfassung 
der Teilstreitkräfte zu konzentrieren. Dadurch 
könnte meines Erachtens auch das weitgehend in 
Spezialverwendungen tätige Personal der Prüfgrup- 
pen wegen der größeren internen Austauschbarkeit 
rationeller als bisher eingesetzt werden. 

Es bedarf keiner Hervorhebung, daß neben den 
räumlichen Voraussetzungen die personelle Aus- 
stattung der Freiwilligenannahmestellen für eine er- 
folgreiche Tätigkeit von ausschiaggebender Bedeu- 
tung ist. Es sollte vermehrt angestrebt werden, für 
die Betreuung und Prüfung der Bewerber Mitarbei- 
ter (Soldaten und Zivilbedienstete) auszuwählen, die 
sich von den Altersgruppen der Bewerber nicht zu 
weit entfernen. Diese Mitarbeiter müssen sich auf 
den Bewerber einstellen, seine weitgehend alters- 
bedingten Probleme kennen und seine Sprache spre- 
chen. Die Altersstruktur des Personals der Freiwil- 
ligenannahmestellen berücksiditigt dies nicht in vol- 
lem Maße. Dem Argument, man müsse auch ältere 
Soldaten unterbringen und zivile Bedienstete 
zwangsläufig weLterverwenden, ist grundsätzlich 
entgegenzuhalten, daß dies nicht gelten darf, wenn 
durch Überalterung die Bilanz der Multiplikatoren- 
wirkung für die Streitkräfte negativ beeinflußt wird 
und zudem das ältere Peronal unter dem Streß der 
Prüftätigkeit besonders leidet. Dies schließt nicht 
aus, ältere Mitarbeiter dann heranzuziehen, wenn 
sie auf Grund ihrer Lebenserfahrung und Menschen- 
kenntnis für diese Aufgabe besonders geeignet er- 
scheinen. 

Von der Arbeit der Freiwilligenannahmestellen 
und der Offizierbewerberprüfzentrale, von den ein 
bis allenfalls drei Tage dauernden Vorstellungsver- 
fahren, hängt für den Bewerber der weitere beruf- 
liche Werdegang oder mindestens die weitere Be- 
rufsplanung, für die Streitkräfte die Quantität und 
vor allem die Qualität der Zeit- und Berufssoldaten 
ab. Diese verantwortungsvolle und folgenschwere 
Aufgabe setzt besonders qualifiziertes Personal vor- 
aus. Die für die Organisation und die Personalbe- 
arbeitung zuständigen Stellen sollten dies stets be- 
rücksichtigen und bei der Stellenzuweisung und Do- 
tierung nicht die sonst üblichen engen Maßstäbe an- 
legen. Auch sollten Fehlstellen in der Freiwilligen- 
annahmeorganisation vordringlich besetzt werden. 
Die Prüfkapazität der Freiwilligenannahmstellen ist 
weitgehend abhängig von der Zahl der sogenannten 
Prüfgruppen. In diesen werden die Ergebnisse der 
Tests zusammengefaßt und die entscheidenden Prüf- 
gespräche geführt. Bei den Prüfgruppen liegt daher 
ein Schwerpunkt des Annahmeverfahrens. Die vor- 
gesehene Besetzung mit zwei Offizieren und einem 
Psychologen (Psychologin) ist in aller Regel aus Per- 
sonalmangel nicht möglich, so daß meist nur zwei 
Prüfer tätig werden. In den Hauptbelastungszeiten 
sind die Prüfgruppen derart überfordert, daß Be- 
werber mit geringen Verpflichtungszeiten ohne per- 
sönliche Vorstellung nach Aktenbild ausgewählt 
werden müssen. Es sollte daher dafür gesorgt wer- 
den, stets eine ausreichende Zahl von Prüfgruppen 
zu unterhalten und diese so auszustatten, daß sie 
mit drei Prüfern arbeiten können. Erstrebenswert ist 
eine stärkere Zuführung von jungen Prüfoffizieren, 
die den zu Prüfenden schon vom Lebensalter her 
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näher .stehen und daher leichter Kontakt finden. Im 
übrigen fördert der ständige Umgang mit jungen 
Menschen unterschiedlicher Prägung sowie die ver- 
antwortungsvolle Tätigkeit der personellen Entschei- 
dung gegenüber dem Bewerber den Offizier in sei- 
ner weiteren Verwendung. 

über den Erfolg der Bewerbung entscheiden die in 
den Eignungs- und Verwendungstests, in der Sport- 
prüfung und in dem Prüfgespräch erreichten Noten, 
die von der Prüfgruppe zu einem sogenannten Eig- 
nungsgrad zusammengefaßt werden. Ist ein Bewer- 
ber geeignet und wird er angenommen, so stellt für 
ihn der sogenannte Einplaner an den Freiwilligen- 
annahmestellen die weiteren Weichen auf dem Weg 
in die Truppe und innerhalb der Truppe. Diesem 
Einplaner liegen die Bedarfsanforderungen der 
Truppe für die Ausbildungszeiten vor, auf Grund 
derer er die ausbildende Einheit (bei der Marine: 
Schulen und Lehrgruppen) und in der Regel die An- 
schlußverwendung festlegt. Bei der Einplanung wer- 
den auch die Wünsche der Bewerber bezüglich 
des Einstellungstermins, der Waffengattung und des 
Verwendungsorts so weit als möglich berücksichtigt. 
Die Einplanung wird gelegentlich dadurch erschwert, 
daß einige Verbände es ablehnen, der Freiwilligen- 
annahmeorganisation Einzelheiten über die vorge- 
sehenen Einheiten und Orte mitzuteilen, weil sie 
insoweit eine selbständige Entscheidung über die 
Verwendung des Bewerbers anstreben. Die Einheit- 
lichkeit des Verfahrens sollte hier sichergestellt 
werden. 

Der Einplaner — meist ein Offizier des militärfach- 
lichen Dienstes — - hat eine verantwortungsvolle Auf- 
gabe, die schnelle und unkonventionelle Entschei- 
dungen erfordert. In der Freiwilligenannahmestelle 
hat er eine Art „Schalt- und Verteilerfunktion" von 
besonderem Gewicht. Die Einplanung ist mit einem 
Problem belastet, mit dem ich mich mehrfach bei der 
Bearbeitung von Eingaben beschäftigen mußte. Dem 
Bewerber wird in dem Einplanungsgespräch münd- 
lich eröffnet und nach dem Gespräch auch schriftlich 
mitgeteilt, zu welcher Einheit er einberufen und in 
welcher Einheit er seine Anschlußverwendung fin- 
den wird. Das Ergebnis entspricht fast immer seinen 
Wünschen, zumindest hat er sein Einverständnis er- 
klärt. Der Bewerber geht in aller Regel davon aus, 
daß die Festlegung für die Bundeswehr verbindlich 
ist, da er diese Zusage als eine Gegenleistung für 
seine Verpflichtungserklärung ansieht. Sein Ein- 
druck wird noch verstärkt, wenn der Einplaner sich 
diese Mitteilung vom Bewerber gegenzeichnen läßt. 
Stellt sich aus Gründen, die zumeist bei der Truppe 
liegen, später heraus, daß die vorgesehene An- 
schlußverwendung nicht möglich ist, so ist der Frei- 
willige verständlicherweise ungehalten darüber, daß 
offensichtlich nur er eine rechtsverbindliche Ver- 
pflichtung eingegangen ist, während die Truppe sich 
aus personellen und organisatorischen Gründen 
ihrer Zusage entzogen hat. Die Glaubwürdigkeit der 
Streitkräfte, aber auch die Leistungswilligkeit des 
Soldaten leiden dann Schaden, wenn bei Freiwilli- 
gen der Eindruck entsteht, man habe falsche Ver- 
sprechungen abgegeben und sie getäuscht. Deshalb 
sollte die Truppe bemüht sein, unter allen Umstän- 
den an der eingeplanten Verwendung festzuhalten. 


Wenn eine abweichende Verwendung aus zwingen- 
den Gründen dennoch erforderlich ist, muß dies dem 
Freiwilligen gegenüber ausreichend begründet wer- 
den. Der Einplaner sollte dem Bewerber nicht ver- 
schweigen, daß keine rechtliche Bindung an das Ein- 
planungsergebnis besteht und in Ausnahmefällen, 
auch wenn sie ihren Grund nicht in der Person des 
Bewerbers haben, davon abgewichen werden kann. 
Besser wäre es jedoch, mindestens bei längerdienen- 
den Freiwilligen (etwa ab Z 4) die Anschlußverwen- 
dung mit rechtlicher Verbindlichkeit zuzusagen, so- 
weit der Bewerber sich für diese Verwendung als 
geeignet erweist. 

Die zunehmende Belastung der Freiwilligenan- 
nahmestellen und der Offizierbewerberprüfzentrale 
durch die für die Streitkräfte erfreulicherweise an- 
steigenden Bewerberzahlen sollte bei der personel- 
len wie materiellen Ausstattung von allen zuständi- 
gen Stellen ausreichend berücksichtigt werden. Vor 
allem sollte den Freiwilligenannahmestellen die 
Flexibilität belassen werden, stets Spitzenbelastun- 
gen abfangen zu können. Es wäre an falscher Stelle 
gespart, wollte man die Freiwilligenannahmeorgani- 
sation bei notwendigen Einsparungen mit den Maß- 
stäben anderer Dienststellen der Bundeswehr mes- 
sen. Zur Anpassung an wechselnde Situationen in 
der Gesellschaft wie auch in den Streitkräften ist 
eine ständige und rechtzeitige Information der Frei- 
willigenannahmestellen notwendig, eine Forderung, 
der von der Bundeswehrführung nicht immer ent- 
sprochen wird. Die Freiwilligenannahmestellen soll- 
ten stets mit neuestem Material über die verschie- 
denartigen Ausbildungsgänge versorgt werden, weil 
sie die Bewerber entsprechend unterrichten müssen. 
Die Truppe selbst, für die ja die Freiwilligen- 
annahmeorganisation in erster Linie tätig wird, 
sollte diese ebenfalls stärker als bisher unterstützen. 
Dies gilt insbesondere für die Ausübung der Erfolgs- 
kontrolle, das heißt für die Überprüfung, ob das 
Prüfungsergebnis der Freiwilligenannahmestellen 
mit den Erkenntnissen der Truppe übereinstimmt. 
Auch sollten die Freiwilligenannahmestellen von 
den ihnen üblicherweise abverlangten Sonderprü- 
fungen von im Dienst befindlichen Soldaten wie 
Berufseignungsuntersuchungen für Umschüler, Eig- 
nungsuntersuchungen für Spezialverwendungen, 
Testprüfungen für Aufbau- und Auswahllehrgänge 
entweder weitgehend freigestellt oder aber für die 
Übernahme solcher Aufgaben personell entspre- 
chend ausgestattet werden. Bei diesen Aufträgen 
werden den Prüfgruppen auch häufig die Psycholo- 
gen entzogen, weil sie für andere Schwerpunkt- 
aufgaben eingesetzt werden müssen. 

Abschließend ist festzustellen, daß sich die An- 
nahmeorganisation als „unverzichtbare Einrichtung" 
für die personelle Bedarfsdeckung bewährt hat. In 
diesem Rahmen kommt ihr eine wesentliche Bedeu- 
tung als Mittlerin zwischen den berechtigten Anlie- 
gen des Staatsbürgers und den Erfordernissen der 
militärischen Verteidigung zu. 

4.2.2 Streitkräfte und Bevölkerung 

Die Wechselbeziehungen zwischen den Streitkräften 
und der Bevölkerung sind in den vergangenen 
Jahresberichten immer wieder erörtert worden. Es 
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bereitet erhebliche Schwierigkeiten, aus der Viel- 
zahl unterschiedlicher Meinungen und Äußerungen 
ein repräsentatives Bild der jeweiligen Situation zu 
zeichnen, zumal in den an mich herangetragenen 
Anliegen einzelner mehr das subjektive Moment, 
weniger jedoch eine Gesamtschau im Vordergrund 
steht. Einigermaßen verläßliche Angaben über die 
Einbettung der Streitkräfte in die zivile Gesellschaft 
lassen sich demzufolge nur aus Statistiken und Um- 
frageergebnissen ermitteln. 

War für das Berichtsjahr positiv festzustellen, daß 
die aus der zivilen Öffentlichkeit gegen die Bundes- 
wehr gerichteten Handlungen nicht zugenommen 
haben, die Freiwilligenmeldungen angestiegen sind 
und die Zahl der Anträge auf Anerkennung als 
Kriegsdienstverweigerer sich nicht mehr wesentlich 
erhöht hat, so läßt sich daraus nicht ableiten, daß 
das Verständnis für die Bundeswehr sowie die 
Wehrbereitschaft der Bevölkerung allgemein besser 
geworden sind. 

Die vorhandenen Informationen lassen erkennen, 
daß der Trend zur Wehrmüdigkeit in der zivilen 
Gesellschaft immer noch anhält. Wenn andererseits 
stärkere Ausdrucksformen des Unwillens gegenüber 
den Streitkräften spürbar zurückgegangen sind, so 
liegt darin nur ein scheinbarer Widerspruch. Es be- 
steht Grund zu der Annahme, daß das Reizwort 
„Bundeswehr" viel von seiner Wirkung eingebüßt 
hat, positiv, indem die gegen die Bundeswehr ge- 
richteten Verhaltensweisen abgenommen haben, 
negativ, indem den Streitkräften insgesamt weniger 
Beachtung geschenkt wird. 

Das wichtigste Verbindungsglied und eine bedeuten- 
de soziologische Wirkungsgröße zwischen Streit- 
kräften und Bevölkerung ist der Wehrpflichtige. Die 
von den Wehrpflichtigen eingebrachten zivilen 
Denkkategorien und Verhaltensweisen beeinflussen 
das Bild der Streitkräfte wie auch umgekehrt die 
Streitkräfte eine Sozialisationsfunktion auf die wehr- 
dienstleistenden Soldaten ausüben und sie zu Mei- 
nungsmultiplikatoren in der Gesellschaft machen. 
Ihre Verhaltensweisen geben aber auch unmittelbar 
Aufschluß über Auffassung und Einstellung desjeni- 
gen Teils der Bevölkerung, der sich mit der ver- 
fassungsmäßigen Pflicht des Wehrdienstes direkt 
konfrontiert sieht. 

Die Bundesregierung hat in der Regierungserklä- 
rung vom 18. Januar 1973 zur Bundeswehrstruktur 
festgestellt, daß die Wehrpflicht Grundlage der frei- 
wflligen-intensiven Personalstruktur der Streitkräfte 
bleiben wird. Die Wehrstrukturkommission begrün- 
det im zweiten Bericht vom 28. November 1972 ihren 
gleichlautenden Vorschlag in vier Punkten: 1. Wehr- 
pflichtige füllen den Organisationsrahmen der Streit- 
kräfte, den die Sicherheitslage verlangt. 2. Wehr- 
pflichtige bilden das Hauptreservoir, aus dem die 
Streitkräfte freiwillig Längerdienende gewinnen. 
3. Wehrpflichtige sichern der Bundeswehr den An- 
schluß an die geistige, politische und technische Ent- 
wicklung in der Gesellschaft, 4 Wehrpflichtige ge- 
winnen durch den Wehrdienst demokratisches Staats- 
bewußtsein. Diese Sozialisationsleistung der Bun- 
deswehr stärkt das demokratische Potential der 
Gesellschaft. 


Diskussion in der zivilen Öffentlichkeit zeichnen 
häufig ein unsachliches und verzerrtes Bild von den 
Anschauungen und Verhaltensweisen der wehr- 
pflichtigen Soldaten. Oftmals bilden unzureichende 
Information und kritiklose Übernahme extremer 
Auffassungen die Grundlage für Vorurteile und Ver- 
dächtigungen. Es ist daher zu begrüßen, daß im 
Aufträge des Bundesministers der Verteidigung eine 
im Berichtsjahr veröffentlichte wehrsoziologische 
Forschungsarbeit angefertigt wurde, die sich mit den 
Einstellungen und Reaktionen von Wehrpflichtigen 
befaßt. Die von der System-Forschung, Bonn, durch- 
geführte Untersuchung stützt sich auf eine schrift- 
liche Befragung eines repräsentativen Querschnitts 
von Wehrpflichtigen — Diensteintritt 11. Quartal 
1972 — in allen drei Teilstreitkräften. 

Die Antworten der Wehrpflichtigen auf die Frage, 
wann sie sich erstmals mit dem Problem des Soldat- 
werdens beschäftigt haben, geben folgendes Bild: 

Erste gedankliche Beschäftigung der Wehrpflichti- 
gen mit dem Problem des Soldatwerdens im Alter 
von: 

unter 14 Jahre: 20v. H. 

14 bis 15 Jahre: 21 v.H. 

15 bis 16 Jahre: 23 v.H. 

16 bis 17 Jahre: 20 v.H. 
über 17 Jahre: 16 v.H. 

Dieses Umfrageergebnis zeigt, daß sich die Wehr- 
pflichtigen bereits früh mit dem Problem der Wehr- 
pflicht beschäftigen. Das für die befragten Wehr- 
pflichtigen errechnete Durchschnittsalter der ersten 
gedanklichen Beschäftigung mit dem Soldatwerden 
liegt bei etwas über 15 Jahren. 

Auf die Frage, was sie bei dem Gedanken, einmal 
Soldat werden zu müssen, empfunden haben, ant- 


werteten die Befragten wie folgt: 

Den Gedanken an die Wehrpflicht fanden 

äußerst sympathisch 

7 

v.H. 

ziemlich sympathisch 

12 

V. H. 

weder noch 

37 

v.H. 

ziemlich unsympathisch 

19 

v.H. 

äußerst unsympathisch 

25 

v.H. 


Das Ergebnis macht deutlich, daß eine recht große 
Zahl der Wehrpflichtigen dem Wehrdienst positiv 
gegenübersteht. Die Gruppe „äußerst unsympa- 
thisch" wird man nicht ohne weiteres zum Potential 
der Bundeswehrgegner rechnen können, da die Er- 
fahrung zeigt, daß auch unwillige Wehrpflichtige, 
sind sie einmal Soldat, häufig das Beste aus ihrer 
Wehrdienstzeit machen und oftmals später sogar 
eine Verpflichtung als Zeitsoldat eingehen. 

Das Umfrageergebnis zeigt ferner, daß diejenigen 
dem militärischen Dienst positiver gegenüberstehen, 
die sich bereits frühzeitig mit den Fragen des Soldat- 
werdens beschäftigt haben, als jene, die später dar- 
über nachdachten. Wehrpflichtige, die noch nicht 
vierzehn Jahre alt waren, als sie sich zum ersten 
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Mal mit dem Soldatwerden beschäftigten, begrüßten 
diesen Gedanken zu 31 v. H. Ähnlich dachten nur 
7 V. H. derjenigen Wehrpflichtigen, die zum Zeit- 
punkt der ersten Beschäftigung mit der Wehrpflicht 
schon über 17 Jahre alt waren. Das Ergebnis der 
Umfrage macht zugleich auch die Abhängigkeit vom 
sozialen Umfeld der Jugendlichen — • insbesondere 
die Funktion des Elternhauses und der Schule — 
deutlich. Erhält der Wehrpflichtige in frühen Jahren 
etwa durch Eltern, Freunde, Bekannte, durch die 
Schule oder die Werbung Anstöße zur Beschäftigung 
mit der militärischen Sphäre, so werden emotionale 
Bindungen geschaffen, die im wesentlichen auch 
weiterhin seine Einstellung prägen. Er wird unter 
Umständen auch den direkten Kontakt zu den Streit- 
kräften und ihren Angehörigen suchen. Dem Unter- 
suchungsergebnis kann ferner entnommen werden, 
daß im Falle des Fehlens solcher Anstöße und Be- 
rührungspunkte die Einstellung des Wehrpflichtigen 
tendenziell negativer wird. 

Auch die bekannte Abhängigkeit zwischen Bildungs- 
niveau und Wehrbereitschaft kommt im Ergebnis 
der Untersuchung zum Ausdruck. Die dem Soldat- 
werden abgeneigten Wehrpflichtigen waren zum 
Zeitpunkt der ersten Berührung mit dieser Frage 
nicht nur älter, sondern hatten im allgemeinen auch 
eine bessere Schulbildung als diejenigen, die das 
Soldatwerden positiv beurteilen. So verfügen die 
dem Soldatischen gegenüber aufgeschlossenen Wehr- 
pflichtigen nur zu 19 v. FL. über eine mittlere oder 
höhere Bildung, dagegen haben Jugendliche mit 
einer Antipathie gegen das Soldatwerden zu 36 v.H. 
die Realschule oder ein Gymnasium besucht. 

Auf die Frage, mit welcher Einstellung sie schließ- 
lich zu den Streitkräften kamen, antwortete jeder 
dritte der wehrdienstleistenden Soldaten, daß er 
„ganz gern Soldat geworden" ist (14 v. H.) oder zu- 
mindest den Wehrdienst als staatsbürgerliche Pflicht 
bejaht (19 v.H.). 38 v.H. der Wehrpflichtigen hal- 
ten den Wehrdienst zwar für „verlorene Zeit", sind 
aber gewillt, das „Beste" aus dieser Zeit zu machen. 
Ausgesprochen negativ im Sinne dieser Frage 
haben 29 v.H. der Wehrpflichtigen reagiert; sie sind 
nicht nur mit der gesetzlichen Pflicht, Soldat werden 
zu müssen, unzufrieden, sondern auch mit der er- 
lebten militärischen Realität in den Streitkräften. 

Das Untersuchungsergebnis zeigt ferner, daß die 
ablehnende Grundhaltung vieler Wehrpflichtiger 
sich nicht nur auf das Militärische beschränkt, son- 
dern sich allgemein auf autoritätsgebundene Organe 
bezieht. Dieser Zusammenhang wird deutlich durch 
die Feststellung der Untersuchung, daß Wehrpflich- 
tige, die „sehr ungern" Soldat werden, ein negative- 
res Verhältnis zu Ämtern und Behörden haben als 
Jugendliche, die „ganz gern" der Einberufung folg- 
ten. Der auch in anderen jugendsoziologischen Unter- 
suchungen festgestellte Befund, daß es sich bei dem 
gesellschaftlichen Wandel im Grunde um einen Ab- 
bau von traditionellen Autoritätsstrukturen und 
Paternalismen handelt, findet hier eine Entspre- 
chung. 

Auf die Frage, an welchen Umständen sie sich wäh- 
rend des Wehrdienstes störten, antworteten die 
Wehrpflichtigen wie folgt: 


1. 

Verdienstausfall 

76 V. H. 

2. 

Entfernung von der Heimat 

59 V. H. 

3. 

Militärischer Befehlston 

53 v.H. 

4. 

Fehlende Privatsphäre 

46 V. H. 

5. 

Viele Vorgesetzte 

42 V. H. 

6. 

Berufsentfremdung 

39 V. H. 

7. 

Unregelmäßiger Dienst 

33 V. H. 

8. 

Leben in der Kaserne 

32 V. H. 

9. 

Anstrengender Dienst 

23 v.H. 

10. 

Uniformtragen 

22 V. H. 


Die Wehrpflichtigen fühlen sich demnach nicht so 
sehr durch den Wehrdienst selbst und die Vorge- 
fundene militäreigentümliche Wirklichkeit beein- 
trächtigt, als vielmehr durch die Tatsache, daß sie 
auf Grund des Wehrdienstes auf bestimmte Vorzüge 
des zivilen Lebens verzichten müssen. Die militäri- 
sche Gestaltung des Dienstes, seine Anforderungen 
und Unregelmäßigkeiten, werden als Störfaktoren 
auffallend gering bewertet. 

Seit einer Reihe von Jahren hebe ich jeweils im 
Rahmen der Darlegung der Wechselbeziehungen 
von Slreitkräften und Bevölkerung die Bedeutung 
der HiUeleistungen der Streitkräfte für die Bevölke- 
rung hervor. Es geht mir dabei insbesondere um die 
zahlreichen freiwilligen Einzelleistungen der Solda- 
ten, die in einer Vielzahl von Fällen einen direkten 
persönlichen Kontakt mit den Bürgern herstellen. 
Anläßlich vieler einzelner Hilfen zeigt es sich, daß 
gerade die Soldaten, die ja selbst Bürger sind, häu- 
fig spontan und unter teilweise beträchtlichen per- 
sönlichen und materiellen Opfern für die Bürger 
eintreten und damit in die weitgehend versachlich- 
ten Beziehungen der Bürger und der Gruppen der 
Gesellschaft untereinander eine besonders zu be- 
achtende menschliche Note hineintragen. Dies gilt 
insbesondere für die vielen Hilfeleistungen bei Un- 
fällen und gegenüber kranken Mitbürgern. Auch 
vorbeugende Maßnahmen wie Blutspendeaktionen 
und Geldsammlungen sind ein Beweis für die Bereit- 
schaft zur Hilfe. 

Um die Weihnachtszeit des Jahres 1972 brannte das 
Behelfsheim einer 12köpfigen Familie nieder. Dank 
der tatkräftigen Hilfe eines Stabsunteroffiziers einer 
Einheit im Raum Koblenz gelang es innerhalb weni- 
ger Tage, für die völlig mittellose Familie durch 
eine Spendenaktion Bargeld sowie eine fast kom- 
plette Wohnungseinrichtung bereitzustellen. 

Anerkennung verdient auch eine Bürgerinitiative in 
Niederkassel-Rheidt, die unter Beteiligung von 
26 Soldaten und unter der Leitung eines Offiziers 
nach vielen Schwierigkeiten und mehrjähriger in- 
tensiver Arbeit durchsetzte, einen Kindergarten mit 
60 Plätzen zu eröffnen. 

In mehreren Fällen gelang es durch die Mithilfe 
von Soldaten, Verbrechen zu verhindern, aufzu- 
klären oder Straftäter dingfest zu machen. So konn- 
ten beispielsweise drei Soldaten in Freising bei 
einem Überfall auf eine Frau rechtzeitig eingreifen, 
den Täter überwältigen und der Polizei übergeben. 
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Zu welcher Opferbereitschaft Soldaten fähig sind, 
zeigt folgendes Ereignis; Um die 600 Einwohner 
einer kleinen bayerischen Gemeinde nicht zu ge- 
fährden, verzichtete der Pilot eines Starfighters, ein 
27 Jahre alter Oberleutnant, auf die Betätigung des 
Schleudersitzes, als er über dem Ort abzustürzen 
drohte. Es gelang ihm dadurch, das Flugzeug noch 
über den Ort hinwegzuziehen. Er starb, um andere 
Menschen zu retten. 

Auch die Katastropheneinsätze der Bundeswehr sol- 
len nicht unerwähnt bleiben. So wurden im Septem- 
ber 1973 zur Beseitigung des in Hessen auf Müll- 
plätzen gelagerten giftigen Mülls Spezialeinheiten 
der Bundeswehr eingesetzt. Transportflugzeuge der 
Luftwaffe flogen mehrfach mit Kindernahrung und 
Medikamenten in die von Hungersnot bedrohten 
Gebiete Afrikas. Bei einem Waldbrand im Staatsforst 
Cloppenburg — es standen 120 ha Wald in Flam- 
men — leisteten 321 Soldaten Hilfe. Durch den ra- 
schen Einsatz von Bergepanzern gelang es, Fahr- 
zeuge der Feuerwehr und mehrere Wohnhäuser 
zu retten, indem feuersperrende Gräben und Schnei- 
sen gezogen wurden. Auch im Kreis Rendsburg in 
Schleswig-Holstein stand die Bundeswehr den Ein- 
wohnern der Gemeinden Mielkendorf, Rodenbeck 
und Schierensee tatkräftig zur Seite, Im Mai 1973 
hatte eine 300 m breite Windhose zahlreiche Ge- 
höfte dieser Ortschaften stark beschädigt oder völ- 
lig zerstört. Nach einem Hilfeersuchen des zustän- 
digen Landrats wurden Soldaten für mehrere Tage 
zu Aufräumungsarbeiten herangezogen, um Gefah- 
ren für Menschen und Tiere abzuwenden. 

Diese wenigen genannten Hilfeleistungen stehen 
wieder stellvertretend für unzählige weitere Bei- 
spiele, die nicht im einzelnen aufgeführt werden 
können. Auch sie sind ein Beweis für das Selbst- 
verständnis der Streitkräfte in der Gesellschaft. 

Nicht ohne Einfluß auf das Verhältnis der Bevölke- 
rung zu den Streitkräften sind die Einwirkungen der 
militärischen Einrichtungen auf den zivilen Raum. 
Hier sind es die oft weiträumigen Truppenübungs- 
plätze, die der umliegenden zivilen Bevölkerung 
nicht nur integrationsfördernde Information und 
Kontakte, sondern auch handfesten Konfliktstoff 
bieten. 

Truppenübungsplätze sind Ausbildungszentren der 
Kampf- und kampfunterstützenden Truppen und 
stellen eine der wesentlichen Grundlagen für die Er- 
haltung der Einsatzbereitschaft der Streitkräfte dar. 
Es ist unausweichlich, daß militärischen Streitkräf- 
ten, die in Einsatzbereitschaft gehalten werden müs- 
sen, die Möglichkeit zu wirklichkeitsnahen Ge- 
fechtsübungen gegeben werden muß, wenn eine 
Streitmacht das Geld wert sein soll, das die zivile 
Gesellschaft für sie aufwendet. Dieser Gesichtspunkt 
wird im Bewußtsein der zivilen Bevölkerung häufig 
durch die übermäßige Herausstellung persönlicher 
Belastungen durch den übungsbetrieb verdrängt. Die 
Bundeswehr ist bemüht, die Beeinträchtigungen so 
gering wie möglich zu halten. Der Ärger entlädt sich 
aber gegenüber den Soldaten, ohne daß die Ver- 
fassungsorgane der Länder und Gebietskörperschaf- 
ten sowie die Parteien immer hinreichend deutlich 
machen, daß der Verfassungsauftrag der Streitkräfte 


solche Belastungen notwendig macht. In diesem Zu- 
sammenhang sei auch angemerkt, daß das durch die 
Verkürzung der Wehrdienstzeit auf 15 Monate ge- 
änderte Ausbildungssystem eher ein Mehr als ein 
Weniger an Übungsplatzraum verlangt. Das Prinzip 
der „Vordermannausbildung" (der ältere erfahrenere 
Soldat weist den neu hinzugekommenen in seine 
Aufgabe ein) läßt sich nicht auf dem Kasernenhof 
oder im Lehrsaal mit Aussicht auf Erfolg verwirk- 
lichen, es verlangt die Erfahrung und Übung im Ge- 
lände. 

Im Bundesgebiet, das zu den am dichtesten besiedel- 
ten und industrialisierten Räumen Europas gehört, 
kollidieren unvermeidlich die verschiedensten Le- 
bensäußerungen und Lebensbedürfnisse der Bevöl- 
kerung miteinander und erst recht mit militärischen 
Aktivitäten. Diese Konflikte haben sich im Berichts- 
jahr gelegentlich in spektakulären Protestaktionen 
aus Kreisen der zivilen Bevölkerung gegen vorhan- 
dene oder geplante Truppenübungsplätze nieder- 
geschlagen. Die Schwierigkeiten werden noch da- 
durch vermehrt, daß die Truppenübungsplätze im 
Bundesgebiet, die zum überwiegenden Teil aus der 
Zeit vor dem Ersten Weltkrieg stammen, durch ihre 
Größenordnung nicht mehr den Erfordernissen der 
Ausbildung vollmotorisierter Verbände und deren 
Ausrüstung mit weittragenden Waffen entsprechen. 
Sie reichen im allgemeinen nur für Gefechtsübun- 
gen in Kompaniestärke, bestenfalls in Bataillons- 
stärke aus. 36 V. H. des für Standortübungsplätze 
benötigten Geländes fehlen. Ein Ausweichen auf 
Übungen im freien Gelände muß wegen der großen 
Flurschäden durch Kettenfahrzeuge auf Einzelfälle 
beschränkt bleiben. Die zunehmende Erschließung 
der Gebiete um die Truppenübungsplätze für den 
Fremdenverkehr und die daraus resultierende Forde- 
rung der zivilen Seite auf Schutz des Fremdenver- 
kehrs vor Lärmbelästigung schränken die Nutzungs- 
möglichkeiten immer mehr ein. So bestehen unter 
anderem beschränkte Nachtschießzeiten, Schießver- 
bot an Sonn- und Feiertagen oder in frühen Morgen- 
stunden und Verbot von Militärverkehr in den Ort- 
schaften. 

Mit ihren Bemühungen, die Belastungen der zivilen 
Bevölkerung durch die übende Truppe zu verrin- 
gern, sind die Streitkräfte bereits hart an die Grenze 
der im Hinblick auf ihren Verfassungsauftrag sach- 
lich noch zu verantwortenden Maßnahmen gegan- 
gen. Darüber hinaus will die Bundeswehr zur Mil- 
derung der Ubungsschäden, die der zivilen Bevölke- 
rung entstehen, ein neues System der Erfassung und 
Abwicklung einführen. Damit soll sichergestellt 
werden, daß Entschädigungen für unvermeidbare 
Ubungsschäden noch rascher und wertgerechter ge- 
leistet werden können. Ferner konnten durch die 
Arbeit der landwirtschaftlichen Geländebetreuungs- 
stellen Erosion des Bodens und Schäden am Pflan- 
zenwuchs zum Teil verhütet werden. 

Aus der starken Hervorkehrung persönlicher Inter- 
essen der von der Existenz der Truppenübungsplätze 
betroffenen umliegenden Bevölkerung kann eine 
grundsätzliche Gegnerschaft zur Bundeswehr nicht 
abgeleitet werden. Gut besuchte Tage der offenen 
Tür, Sportwettkämpfe, Patenschaftsverhältnisse, 
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karitative Gemeinschaftsveranstaltungen, Einrich- 
tung gemeinsamer Kindergärten, regelmäßige Nach- 
barschaftstreffen zwischen Bundeswehr, Platzrand- 
bauern und anderen Anliegern beweisen, daß das 
Verhältnis zwischen Streitkräften und Bevölkerung 
im Bereich der Truppenübungsplätze im wesent- 
lichen gut ist. 

4.3 Organisation und Fürsorge 

4.3.1 Probleme der Aus-, Fort- und Weiterbildung 
in den Streitkräften 

Wie im Vorjahr waren auch im Berichtsjahr Reform- 
maßnahmen der Aus-, Fort- und Weiterbildung der 
Unteroffiziere und Offiziere ein Zentralthema der 
Entwicklung der Streitkräfte. Ein Schwerpunkt der 
Ausbildungsreform lag bei der Unteroffizierausbil- 
dung. 

Die Effektivität moderner Streitkräfte ist in beson- 
derem Maße von dem Ausbildungsstand und der 
Qualität der Unteroffiziere abhängig. Die Notwen- 
digkeit einer permanenten Anpassung von Ausbil- 
dung und Bildung der Unteroffiziere ergibt sich 
sowohl aus den Änderungen des zivilen Bildungs- 
systems als auch aus den steigenden Anforderungen 
des militärischen Auftrages. 


1. Die Streitkräfte werden dem leistungsfähigen 
Soldaten, der bereit ist, frühzeitig eine Dienst- 
zeitverpflichtung auf zwölf Jahre einzugehen, als 
höchstes Niveau beruflicher Bildung eine vier- 
semestrige Fachschulausbildung mit dem Ab- 
schluß des staatlich geprüften Betriebswirts/ 
Technikers/Erziehers bieten. Soweit die für diese 
Fortbildung erforderlichen Eingangsvorausset- 
zungen nicht vorliegen (einschlägiger Berufsab- 
schluß, Hauptschulabschluß oder gegebenenfalls 
Realschulabschluß und entsprechende Abschlüs- 
se), können diese im Rahmen des Bedarfs auch 
durch Umschulung oder Bildungsförderung er- 
reicht werden. Der Fachschulabschluß wird als 
Qualifikationsstufe für den Aufstieg der Unter- 
offiziere in die Laufbahn der Offiziere des mili- 
tärfachlichen Dienstes festgelegt. Die weitere i 


Möglichkeit, besonders befähigte Unteroffiziere 
in der Ausbildung zum Offizier durch Fachhoch- 
schul- oder Hochschulstudiengänge zu führen, 
soll durch die Festlegung auf das Fachschulstu- 
dium nicht abgeschnitten werden. 

Längerdienenden Soldaten, die zum 1. Januar 
1974 in die Bundeswehr eingetreten sind, wird es 
bereits ermöglicht werden, den neugeordneten 
Ausbildungsgang über die Fortbildungsstufen A 
und B zu durchlaufen. 

2. Die Unterschiede im Ausbildungsangebot, die zu 
Lasten der Soldaten in nichttechnischen Verwen- 
dungen ■ — ■ das betrifft etwa 35 v. H. der Unter- 
offiziere — gehen, sollen abgebaut werden. Der 
Soldat in spezifisch-militärischen Verwendun- 
gen — insbesondere bei den Kampf- und kampf- 
unterstützenden Truppen — war als Führer von- 
Teileinheiten (zum Beispiel als Gruppen- oder 
Zugführer) im bisherigen System bei der Vorbe- 
reitung auf einen späteren Beruf allein auf An- 
sprüche aus dem Soldatenversorgungsgesetz an- 
gewiesen. Er war gegenüber Soldaten in anderen 
Verwendungen im Nachteil, die bereits während 
der Dienstzeit zivilberuflich verwertbare Kennt- 
nisse und Erfahrungen erwerben konnten. Diese 
Nachteile sollen durch ein Ausbildungsangebot 
ausgeglichen werden, das auf die organisatori- 
schen Komponenten (zum Beispiel Wirtschafts- 
organisator, Refa-Organisator) und die Aspekte 
der Menschenführung (zum Beispiel Personal- 
organisator, Erwachsenenausbilder, Sporttrainer) 
abstellt. Aufbauend auf solche Ausbildungs- 
gänge und bei Verpflichtungszeiten von minde- 
stens zwölf Jahren können auch diese Unter- 
offiziere beispielsweise im Wege einer fachlichen 
Ausbildung den staatlich geprüften Betriebswirt, 
eine Ausbildung für gehobenes Management, die 
Fachhochschulreife oder die Hochschulreife an- 
streben. 

Die Streitkräfte stehen auf dem Arbeitsmarkt im 
Wettbewerb um leistungsfähiges Personal. Sie 
können nicht damit rechnen, qualifizierte Bewer- 
ber stets in ausreichender Zahl zu gewinnen. Das 
neue Ausbildungssystem soll dem Soldaten daher 
gleichzeitig mit der militärisch notwendigen auch 
eine vielfältige, zivil nutzbare Ausbildung ver- 
mitteln. Diese Verknüpfung macht es zweck- 
mäßig, die berufliche Bildung in den Streitkräften 
so zu organisieren, daß sie sich in die Systema- 
tik des allgemeinen beruflichen Bildungswesens 
weitgehend einfügen läßt. Der lernwillige und 
leistungsfähige Soldat soll im Laufe seiner 
Dienstzeit etwa das berufliche Niveau erreichen 
können, das er auch außerhalb der Streitkräfte 
unter ähnlich günstigen Bedingungen erreichen 
könnte. Der zivil anerkannte Abschluß der fach- 
lichen Ausbildung und die in der Verwendung 
gewonnenen beruflichen Erfahrungen sollen sei- 
nen Übergang in einen Zivilberuf auf höherer 
sozialer Ebene begünstigen, wenn er als Soldat 
auf Zeit aus der Bundeswehr ausscheidet. 

Der Berufsförderungsdienst bietet dem Soldaten 
entsprechende Maßnahmen zur Erhaltung einer 


Die Empfehlungen der Bildungskommission beim 
Bundesminister der Verteidigung, die den Wandel 
der Ausbildungs- und Bildungsanforderungen einbe- 
ziehen, haben dazu geführt, die Ausbildungs- und 
Verwendungsabläufe der Unteroffiziere neu zu über- 
denken. Es ist daher zu begrüßen, daß der Bundes- 
minister der Verteidigung in seiner am 1. Oktober 
1973 vorgelegten Konzeption zur „Neuordnung von 
Ausbildung und Bildung für den Unteroffizier" die 
wichtigsten Intentionen der Bildungskommission be- 
rücksichtigt hat. Durch die Reformmaßnahmen für 
die Ausbildung und Bildung der Unteroffiziere wird 
ein gewisser Nachholbedarf gegenüber der bisher 
allzu sehr im Vordergrund stehenden Offizierausbil- 
dung befriedigt. Auf diese, noch im Berichtsjahr 
1972 festgestellte Unausgewogenheit hatte ich in 
meinem letzten Jahresbericht ausdrücklich hinge- 
wiesen. Die ersten Schritte der Neuordnung sollen 
nach der Konzeption des Bundesministers der Ver- 
teidigung folgende Schwerpunkte aufweisen: 
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Berufsbezogenheit seiner Wahl an und gewährt 
ihm am Ende der Dienstzeit Fachausbildung und 
allgemeinberufliche Förderung für den berufli- 
chen Aufstieg oder den Übergang in einen zivi- 
len Beruf. Die Neuordnung von Ausbildung und 
Bildung in den Streitkräften sieht die Berufs- 
förderung als Teil des Ausbildungssystems an, 
auch wenn sie organisatorisch selbständig als 
Teil der Bundeswehrverwaltung tätig ist. 

4. In die Ausbildung des Vorgesetzten soll der Lehr- 
stoff aufgenommen werden, den das Berufsbil- 
dungsgesetz für die Ausbildung der Ausbilder 
fordert. 

Um die pädagogischen Anforderungen an den 
Vorgesetzten praxisnah festlegen zu können, hat 
das Wissenschaftliche Institut für Erziehung und 
Bildung in den Streitkräften mit entsprechenden 
Forschungsprojekten begonnen. 

Der Erfolg des neuen Ausbildungssystems wird vor 
allem davon abhängig sein, inwieweit die Bewerber 
über das Angebot informiert werden, mit anderen 
Worten: wie transparent es ist. Gestützt auf eine 
Bedarfsrechnung muß daher unverzüglich auf die 
Herausgabe eines Ausbildungs- und Verwendungs- 
kataloges hingearbeitet werden. Dabei wird in Zu- 
sammenarbeit mit der Bundesanstalt für Arbeit eine 
Reihe von Berufen nach marktwirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten durchleuchtet und im Hinblick auf ihre 
Bedarfslage geprüft werden müssen, um zu vermei- 
den, daß in Berufen ausgebildet wird, die von der 
Arbeitsmarktsituation her keine Chancen bieten. 
Der Katalog muß die Ausbildungsgänge, die not- 
wendigen Ausbildungsmaßnahmen, die Angabe der 
Ausbildungseinrichtungen sowie die zivilberufliche 
Verwertbarkeit der Ausbildung enthalten. Er müßte 
auch regelmäßig fortgeschrieben und dem Wandel 
des Arbeitsmarktes angepaßt werden. Die in dem 
Angebot enthaltenen Ausbildungszusagen sollten 
strikt eingehalten werden. Der Beratungsdienst für 
die vielfältigen Maßnahmen der Ausbildungsreform 
sollte weiterentwickelt werden. Parallel dazu wer- 
den Neuerungen im Verfahren der Ausbildungspla- 
nung und -Steuerung notwendig sein, um einen Sol- 
daten mit längerer Verpflichtungszeit von vorn- 
herein auf einen bestimmten beruflichen Weg führen 
zu können. Ein Grund für die kritische Personal- 
situation bei den Unteroffizieren liegt vor allem 
darin, daß die Ausbildungs- und Aufstiegsmöglich- 
keiten nicht immer den Erwartungen entsprechen. 
Den Unteroffizieren bereitet oft die Unsicherheit 
über ihre Berufsentwicklung Sorgen. Nichterfüllte 
Erwartungen in dieser Richtung haben zu Kristalli- 
sationspunkten von Unzufriedenheit geführt. Nach 
statistischen Erhebungen erwarten zum Beispiel 
48 V. H. der Soldaten, die sich für die Laufbahn des 
Unteroffiziers verpflichten, eine berufliche Weiter- 
bildung, 34 V. H. eine berufliche Umschulung. In 
einer Studie der Systemforschung, Bonn, über ehe- 
malige Zeitsoldaten, die vier Jahre und länger in 
der Bundeswehr dienten, wurde dargestellt, wie und 
auf welche Weise die Rückkehr in den zivilen Ar- 
beitsprozeß gelingt und welche Rolle die Bundes- 
wehr bei der Berufsfindung spielt. Von den befrag- 
ten ehemaligen Zeitsoldaten, die bereits vor ihrer 


Bundeswehrzeit im Erwerbsleben gestanden hatten, 
arbeiteten nur noch 26 v. H. im erlernten oder Erst- 
beruf. 74 V. H. waren zum Zeitpunkt der Befragung 
in einem anderen Beruf tätig. Von den Befragten 
hatten bereits zu Beginn ihrer Dienstzeit nur noch 
25 V. H. der längerdienenden Zeitsoldaten (Z 4 und 
mehr) die Absicht, nach Beendigung ihrer Bundes- 
wehrzeit in den zuletzt ausgeübten Zivilberuf zu- 
rückzukehren. Daraus wird der Wunsch nach einem 
individuellen, verbindlichen Berufsförderungsplan 
und das Verlangen nach wechselseitiger Anerken- 
nung fachlicher Qualifikation im militärischen und 
zivilen Bereich deutlich erkennbar. 

In kritischen Stellungnahmen zur Ausbildungsneu- 
ordnung wird die Befürchtung geäußert, daß die 
Reform unverhältnismäßig hohe Kosten verursache, 
der Fürsorgecharakter der Ausbildung zu stark be- 
tont und die Bundeswehr mit dem geplanten Aus- 
bildungsangebot in die Rolle einer letztlich zivilen 
Zwecken dienenden „Ausbildungsinstitution" hinein- 
gedrängt werde. Diesen Bedenken vermag ich nicht 
zu folgen. Sicherlich sind neben militärischen Erfor- 
dernissen der Ausbildung und Einsatzbereitschaft 
auch wirtschaftliche Überlegungen für die Streit- 
kräfte entscheidend. Der längerdienende Spezialist 
erfordert einen beträchtlichen finanziellen Aufwand. 
Die Mehrausgaben für die Verbesserung der Aus- 
bildung der längerdienenden Unteroffiziere sind 
nach meinem. Darfürhalten jedoch sicherheitspolitisch 
notwendig und volkswirtschaftlich vertretbar. Die 
Unteroffiziere garantieren zu einem maßgebenden 
Teil den Ausbildungsstand der Soldaten und damit 
die Wirksamkeit der Bundeswehr als Instrument der 
Sicherheitspolitik. Die finanziellen Mehraufwendun- 
gen in diesem Bereich sind als Bildungsinvestitionen 
zu werten, deren Amortisation für die Volkswirt- 
schaft nachgewiesen werden kann. Die Bedeutung 
der Ausbildungskapazität der Streitkräfte wird be- 
sonders deutlich, wenn man den Bildungsstand der 
in die Bundeswehr eingetretenen Soldaten, das heißt 
die Ausgangssituation für die Ausbildungsbemühun- 
gen der Streitkräfte, berücksichtigt: Von den auf 
vier und mehr Jahre verpflichteten Soldaten hatten 
81 V. H. die Hauptschule und 15 v. H. die mittlere 
Reife abgeschlossen sowie 4 v. H. den Hauptschul- 
abschluß nicht erreicht. Eine andere Untersuchung 
ergibt folgendes Bild: Von den Unteroffizieren mit 
Protepee haben 84,8 v. H. den Hauptschulabschluß 
und 14,7 V. H. den der Realschule erreicht; bei den 
Unteroffizieren ohne Portepee lauten die Zahlen 
77,6 V. H. beziehungsweise 18,5 v. H. 

Es versteht sich von selbst, daß die Streitkräfte die 
berufliche Bildung nicht als Selbstzweck vermitteln 
können. Die Bundeswehr will und kann zwar ihre 
längerdienenden Soldaten beruflich intensiver för- 
dern, als es zivilen Staatsbürgern nach dem Aus- 
bildungsförderungsgesetz und dem Arbeitsförde- 
rungsgesetz geboten wird, jedoch werden der Maß- 
stab und die Grenze der Ausbildungsmöglichkeiten 
für die Soldaten durch den Bedarf leistungsfähiger 
Streitkräfte bestimmt. 

Die Ausbildung muß den beruflichen Aufstieg er- 
möglichen. Sie darf nicht in eine berufliche Sack- 
gasse führen. Die Durchlässigkeit der Laufbahnen 
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sowohl hinsichtlich der Aufstiegsmöglichkeiten in- 
nerhalb einer Laufbahn als auch bezüglich der Über- 
gangsmöglichkeiten in andere Laufbahnen sollte im 
Rahmen der Ausbildungsneuordnung gewährleistet 
werden. Allerdings muß die Durchlässigkeit des Aus- 
bildungssystems dort seine Grenze finden, wo der 
Zeitaufwand für die Aus- und Fortbildung in einem 
für die Personalstruktur der Streitkräfte nicht mehr 
vertretbaren Maße anwächst. Die Bildungskommis- 
sion geht in ihrem Gutachten davon aus, daß ein 
Verhältnis von Ausbildungs- zur Verwendungszeit 
bis 40 : 60 für die Streitkräfte noch angemessen sein 
kann. Diese Empfehlung wird nach meiner Auffas- 
sung zutreffend damit begründet, daß der für die 
Verbesserung der Personalsituation der Streitkräfte 
bedeutende Faktor „Attraktivität des Dienstes" 
durch das genannte Ausbildungs-Verwendungs-Ver- 
hältnis besonders gefördert werden kann. Die Per- 
sonalstrukturkommission des Bundesministers der 
Verteidigung vertritt jedoch entgegen den Empfeh- 
lungen der Bildungskommission die Auffassung, daß 
die Zeit der Dienstleistung in den Streitkräften in 
der Regel doppelt so lang sein muß wie die für die 
Ausbildung einschließlich der Berufsförderung auf- 
gewendete Zeit. 

Die im Vergleich mit anderen Teilen des öffentlichen 
Dienstes starke Personalfluktuation auf Grund der 
freiwillig auf Zeit Dienenden zwingt die Streitkräfte 
zu einem breiten Ausbildungsangebot, um den Be- 
darf an fachgebundenem Personal in allen Verwen- 
dungen stets decken zu können. Dazu ist die ständige 
Anpassung an Entwicklungen im allgemeinen BiF 
dungswesen erforderlich. Wo neue Ausbildungswege 
im Zivilbereich Nachfrage finden, werden auch die 
Streitkräfte prüfen müssen, ob sie der Nachfrage 
entsprechen können. 

Die Stellung und die Bedeutung des Gruppenführers 
sowie die an ihn zu stellenden Anforderungen soll- 
ten im Rahmen der Ausbildungsreform neu über- 
dacht werden. Vor allem wird seine Unterweisung 
in pädagogischen Fragen einen wichtigeren Rang 
als bisher einnehmen müssen, da die Leistung und 
Disziplin der Einheiten entscheidend vom Verhalten 
und Einfluß gerade des Gruppenführers abhängig 
sind. Zahlreiche Fehlleistungen haben ihre Ursache 
im unzweckmäßigen und unrichtigen Verhalten von 
jungen Unterführern. Viele Vorkommnisse wären 
gar nicht erst entstanden, wenn die betreffenden 
Vorgesetzten rechtzeitig das pädagogische und psy- 
chologische Problem erkannt hätten. Bei dem Aus- 
bildungsfäch „Methodik der Ausbildung" in den 
Unteroffiziergrundlehrgängen und den in der Fort- 
bildungsstufe A für Unteroffiziere vorgesehenen 
Lehrgängen müssen künftig im Hinblick auf die 
lehrinhaltliche Gestaltung und Wirksamkeit der 
pädagogischen Anleitung spürbare Verbesserungen 
erreicht werden. Es hat wenig Sinn, in Unteroffizier- 
anwärterlehrgängen die körperliche Belastbarkeit 
der Anwärter zu prüfen, zum Beispiel durch längere 
Marschübungen — das müßte vorhergehen — , da- 
gegen sollte dem „geistigen Training" der Vorrang 
gegeben werden. 

Im Bereich der Offizierausbildung muß besonders 
hervorgehoben werden, daß am 1. Oktober 1973 die 


Hochschulen der Bundeswehr in Hamburg und Mün- 
chen ihren Studienbetrieb aufnehmen konnten. Sie 
werden entsprechend den Vereinbarungen des Bun- 
desministers der Verteidigung mit den Bundeslän- 
dern Hamburg und Bayern als wissenschaftliche 
Hochschulen anerkannt. Der Bundesminister der 
Verteidigung hat beiden Landesregierungen gegen- 
über seine Bereitschaft zu einer späteren Integra- 
tion der Hochschulen der Bundeswehr in die ge- 
planten regionalen Gesamthochschulen verbindlich 
erklärt. 

Die in der Bundeswehr und in der Öffentlichkeit ge- 
führte Diskussion um die geistige Standortbestim- 
mung der Bundeswehrhochschulen — in meinem 
Jahresbericht 1972 hatte ich bereits zu verschiedenen 
Diskussionspunkten Stellung genommen — • wird mit 
der Eröffnung der Hochschulen nicht abgeschlossen 
sein. Wie auch an allen anderen Universitäten wird 
hier fortwährend um das geistige Profil, die prak- 
tische Auftragsgestaltung und um zeitgemäße Orga- 
nisationsstrukturen gerungen werden. Unter ande- 
rem werden die folgenden Einzelprobleme in ihrer 
Entwicklung sorgfältig beobachtet werden müssen: 

— Das zeitlich und stofflich straff konzipierte Stu- 
dium stellt die Studenten unter einen besonde- 
ren Leistungsdruck. Die im Vergleich zu anderen 
Hochschulen verstärkten Leistungskontrollen, die 
stark reduzierten Semesterferien und der Zwang, 
das Studium innerhalb des vorgeschriebenen 
Zeitschemas erfolgreich abzuschließen, können zu 
einer Überforderung der Studierenden führen. 
Wenn auch in der verstärkten pädagogischen 
Strukturierung und Betreuung des Studiums eine 
der wichtigsten Voraussetzungen zu einer wis- 
senschaftlich vertretbaren Studienverkürzung ge- 
sehen werden muß, so dürfen andererseits jedoch 
die negativen psychologischen Folgeerscheinun- 
gen, wie zum Beispiel Leistungsminderung oder 
Resignation, übermäßiger Leistungsdruck und Er- 
folgszwang nicht übersehen werden. 

— Das Beziehungsfeld Student und Soldat weist 
auf eine natürliche Konfliktsituation hin: es geht 
um das Nebeneinander des militär-spezifischen 
Befehl-Gehorsam-Prinzips und der Grundsätze 
der akademischen Freiheit. Einerseits soll die 
volle akademische Freiheit an den Hochschulen 
verwirklicht werden, andererseits gilt es, die 
Beachtung zwingender Normen im Hinblick auf 
das besondere Statusverhältnis des Soldaten zu 
gewährleisten. Zwar fällt der Bereich des wis- 
senschaftlichen Studiums zweifelsfrei nicht unter 
das Befehl-Gehorsam-Schema. Hier gilt das 
Prinzip der Freiheit von Forschung und Lehre. 
Dennoch wird zu berücksichtigen sein, daß im 
Gegensatz zu den im Wehrrecht festumrissenen 
Rechten und Pflichten der Soldaten der Begriff 
der akademischen Freiheit über das Grundrecht 
der Freiheit von Forschung und Lehre hinaus 
inhaltlich nicht verbindlich definiert ist. Der an 
vielen Hochschulen des Landes behinderte Stu- 
dienbetrieb zeigt, daß dieser Begriff offenbar 
schrankenlos verwandt wird und sich in Extrem- 
fällen sogar ad absurdum führen läßt. 
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Der Regierungsentwurf eines Hochschulrahmen- 
gesetzes (Drucksache 7/1328), der die Grund- 
lage für die Organisation und Struktur der Bun- 
deswehrhochschulen bildet, soweit dem gelten- 
des Landesrecht nicht entgegensteht, liefert in 
§ 3 Abs. 4 eine richtungweisende Definition, 
die auch für die Hochschulen der Bundeswehr 
verbindlich sein wird: 

„Die Freiheit des Studiums umfaßt, unbescha- 
det der Studien- und Prüfungsordnungen, insbe- 
sondere die freie Wahl von Lehrveranstaltun- 
gen, das Recht, innerhalb eines Studienganges 
Schwerpunkte nach eigener Wahl zu bestim- 
men sowie die Erarbeitung und Äußerung wis- 
senschaftlicher und künstlerischer Meinungen. 
Beschlüsse der zuständigen Hochschulorgane 
in Fragen des Studiums sind insoweit zulässig, 
als sie sich auf die Organisation des Studien- 
betriebes und auf die Gewährleistung eines 
ordnungsgemäßen Studiums beziehen.“ 

Unter Beachtung dieser Forderung wird es in der 
weiteren Entwicklung darauf ankommen, wie der 
dehnbare Terminus des „ordnungsgemäßen Stu- 
diums“ sowohl von den Studierenden als auch 
vom Lehrkörper, den militärischen Vorgesetzten 
und der Administration der Bundeswehrhoch- 
schulen aufgefaßt wird. Bei den studierenden 
Soldaten werden die Art der politischen Betäti- 
gung und die Arbeitsweise in den akademischen 
Gremien und Selbstverwaltungsorganen, aber 
auch ihre allgemeine Haltung und Pflichterfül- 
lung als Offizieranwärter und potentielle Vorge- 
setzte in und außerhalb des Dienstes als Maß- 
stab für die Beurteilung eines ordnungsgemäßen 
Lehrbetriebes gelten müssen. Ordnungswidrig- 
keiten und massive Störungen des Lehrbetriebs 
würden nicht nur gegen die allgemein formu- 
lierte Auffassung von akademischer Freiheit im 
Hochschulrahmengesetz verstoßen, sondern auch 
gegen den konkreten Pflichtenkatalog des Solda- 
tengesetzes. Andererseits muß vermieden wer- 
den, daß militärische Vorgesetzte kraft ihrer Be- 
fehlsgewalt und einer möglicherweise extensi- 
ven Auslegung des Soldatengesetzes beziehungs- 
weise der Vorgesetztenverordnung in den stö- 
rungsfreien Lehrbetrieb und in die akademische 
Selbstverantwortung der Studenten eingreifen. 
Der Lehrbetrieb der Universität ist als „beson- 
dere fachdienstliche Ausbildung" auszuweisen, 
in der die übliche militärische Befehlsgewalt der 
unmittelbaren Vorgesetzten keine Anwendung 
finden kann. 

— Da diejenigen Offizieranwärter kein Studium an 
Hochschulen der Bundeswehr erhalten, die vor 
dem 1. Juli 1972 in die Bundeswehr eingetreten 
sind, wird in zahlreichen Eingaben die Festle- 
gung dieses Stichtages als ungerecht bezeichnet. 
Ich stimme dem Bundesminister der Verteidigung 
zu, daß Ausnahmen von dieser Regelung nicht 
zugelassen werden dürfen, um nicht zu vertre- 
tende Bevorzugungen einzelner Soldaten zu ver- 
meiden. Die Festlegung des Stichtages ist ge- 
rechtfertigt, da nur hierdurch gewährleistet wird, 


daß alle Angehörigen eines Einstellungstermins 
eine gleichartige Ausbildung erhalten. 

Wenn das Experiment Bundeswehrhochschule ge- 
lingt, sind neue Maßstäbe für überschaubare, am 
Prinzip der Leistung und der Effizienz orientierte 
Studiengänge geschaffen worden. Bis dahin werden 
jedoch noch eine Reihe von Schwierigkeiten zu 
überwinden sein und Unzulänglichkeiten in Kauf 
genommen werden müssen, ähnlich wie bei jeder 
Hochschulneugründung. Es wird des Verständnisses, 
der Mithilfe und der Mitwirkungsbereitschaft aller 
beteiligten Stellen und Personen bedürfen, die Stu- 
dierenden und Lehrenden an den Bundeswehrhoch- 
schulen eingeschlossen, um Improvisationen und Un- 
sicherheiten der Gründungsphase möglichst rasch zu 
überwinden. 

Im folgenden wende ich mich einigen Problemen der 
neuen Fortbildungsstufe C zu, die die Ausbildung 
zum Stabsoffizier und die Fortbildung als Stabsoffi- 
zier zum Gegenstand haben. Zuvor jedoch einige 
erläuternde Ausführungen zu den sogenannten Fort- 
bildungsstufen im künftigen Ausbildungssystem der 
Streitkräfte. 

Um eine verwendungsgerechte Ausbildung und die 
fachliche Fortbildung zu höherer militärischer Qua- 
lifikation von Soldaten aller Dienstgrade zu errei- 
chen, werden in das Ausbildungssystem der Streit- 
kräfte vier sogenannte Fortbildungsstufen als zeit- 
lich in sich geschlossene Ausbildungsabschnitte mit 
festgelegten Lehrinhalten, Lehrzielen und Qualifika- 
tionsabschlüssen eingebaut. Gemäß der zeitlichen 
Ordnung des Ausbildungssystems liegt etwa im 
vierten Dienstjahr des längerdienenden Soldaten 
die erste Stufe, die Fortbildungsstufe A. Diese Stufe 
dient der Ausbildung des Soldaten zum Feldwebel 
und der Fortbildung des Feldwebels. Der Feldwebel- 
anwärter soll sich nicht nur militärisch, sondern 
auch fachlich qualifizieren. Nach Bewährung in der 
Truppe folgt die militärische und fachliche Fort- 
bildungsstufe B, Sie soll zum Zugführer sowie zum 
stellvertretenden Einheitsführer qualifizieren bezie- 
hungsweise auf Spezialverwendungen vorbereiten. 
Nach besonderer Bewährung kann dem Soldaten 
der Aufstieg zum Einheitsführer eröffnet werden. 

Die Weiterbildung der Berufsoffiziere erfolgt nach 
der ersten fünfjährigen Ausbildungsphase und etwa 
fünf Jahren Truppendienst mit ergänzender militä- 
rischer Ausbildung in der Fortbildungsstufe C. Diese 
Stufe umfaßt Grundlehrgang, Verwendungs- und 
Funktionslehrgänge und erweitert die militärischen 
und sozialwissenschaftlichen Kenntnisse der Berufs- 
offiziere. Der erfolgreiche Abschluß des Grundlehr- 
gangs dieser Stufe ist zugleich die Qualifikations- 
voraussetzung für die Beförderung zum Stabsoffi- 
zier. Die Fortbildungsstufe D, für die ein Konzept 
erst noch erarbeitet wird, sieht eine Weiterbildung 
älterer Stabsoffiziere in den Bereichen Sicherheits- 
politik, Strategie und Führungsmethodik vor und 
soll diese Soldaten auf Spitzenverwendungen inner- 
halb der Streitkräfte vorbereiten. 

Die Lehrgänge der Fortbildungsstufe C sollen zu- 
nächst die bisherige Form der Stabsoffizier- und 
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Auswahllehrgänge in den Teilstreitkräften ablösen. 
In der weiteren Entwicklung soll die Fortbildungs- 
stufe C sodann die Vorbereitung des Stabsoffiziers 
auf Verwendungen in den verschiedenen Arbeits- 
gebieten einschließlich des Generalstabs- bezie- 
hungsweise Admiralstabsdienstes übernehmen und 
schließlich Stabsoffiziere auf ihre Funktionen in inte- 
grierten Stäben, bei höheren Kommandobehörden, 
im Attache-Wesen oder auf sonstigen speziellen 
Dienstposten vorbereiten. 

Zu diesem Zweck werden für die Ausbildung zum 
Stabsoffizier sogenannte „Grundlehrgänge", für die 
Vorbereitung des Stabsoffiziers auf Fachaiifgaben 
„Verwendungslehrgänge" und zur Ausbildung für 
spezielle Tätigkeiten „Funktionslehrgänge" einge- 
richtet. Alle Lehrgänge werden in der Führungsaka- 
demie der Bundeswehr („neu") zusammengefaßt, die 
mit dem Beginn der Grundlehrgänge am 3. Januar 
1974 ihre Tätigkeit zur Verwirklichung der Fort- 
bildungsstufe C aufgenommen hat. 

Ab Mitte 1974 sollen die ersten Verwendungslehr- 
gänge für Offiziere ohne Grundlehrgang und ab 
Mitte 1975 erste, auf dem Grundlehrgang aufbau- 
ende Verwendungslehrgänge folgen. Eine Umstel- 
lung der Generalstabs- und Admiralstabsausbildung 
soll sich im Herbst 1975 anschließen. 

Zentrale Bedeutung hat innerhalb der Fortbildungs- 
stufe C der Grundlehrgang. Es ist beabsichtigt, die- 
sen Lehrgang in der bisherigen Form solange durch- 
zuführen, bis diejenigen Offiziere zum Grundlehr- 
gang heranstehen, die bereits ein Studium an den 
Bundeswehrhochschulen durchlaufen haben. Ich be- 
schränke meine Ausführungen über die Fortbil- 
dungsstufe C im wesentlichen auf die Erörterung 
dieses Lehrgangs, weil Verwendungs- und Funk- 
tionslehrgänge sich noch in der Planung befinden. 
Im Grundlehrgang entscheidet sich für den Offizier, 
ob er die Eignung zum Stabsoffizier gemäß § 20 
Abs. 2 Soldatenlaufbahnverordnung besitzt und 
wie sein weiterer Werdegang auf der Grundlage 
der in diesem Lehrgang zu ermittelnden Leistungs- 
und Eignungsmerkmale aussehen wird. Über die 
Funktion eines reinen Stabsoffizierauswahllehr- 
gangs mit Laufbahnprüfung und der Feststellung 
der Verwendungsmöglichkeiten hinaus soll in die- 
sem Lehrgang auch Grundlagenwissen für die Tätig- 
keit als Stabsoffizier vermittelt werden. Die Forde- 
rung nach dieser Wissensvermittlung ist in ihrer 
Einzelausgestaltung bereits sehr anspruchsvoll. Der 
angehende Stabsoffizier soll unter anderem seine 
Kenntnisse von den Methoden und der Systematik 
wissenschaftlichen Denkens und Arbeitens vertie- 
fen, seine Fähigkeiten ergänzen, die ihn zur Mitar- 
beit in militärischen Stäben befähigen, Zusiammen- 
hänge zwischen Politik, Gesellschaft und Streitkräf- 
ten erkennen und ihre Auswirkungen einschätzen 
und zudem die Bereitschaft und die Fähigkeit zur 
Aktualisierung seines Wissensstandes und zu selb- 
ständiger Weiterbildung entwickeln. 

Geht man davon aus, daß der den Grundlehrgang 
besuchende Offizier, der bis in die achtziger Jahre 
hinein in aller Regel keine Hochschulausbildung 
durchlaufen haben wird, bereits viele Jahre im 


Truppendienst verwandt wurde und seit der Aus- 
bildung zum Offizier, also während eines Zeitraums 
von etwia zehn Jahren, keine den Erfordernissen 
einer wissenschaftlichen Bildung angenäherte Aus- 
bildung mehr erhalten hat, so stellen die zunächst 
nur für vierzehn Wochen geplanten Lehrgänge 
schon insoweit höchste Anforderungen an die Teil- 
nehmer. Wenn ein so kurzer Lehrgang — aufgeteilt 
in eine Einführungsphase, Fundamentalstufe, Spe- 
zialstufe und Integralstufe — zudem noch überaus 
inhaltsreiche Lehrstoffgruppen wie „Sozialwissen- 
schaften", „Sichefheitspolitik und Streitkräfte", 
„Allgemeine Führungslehre" enthält, erscheint es 
höchst anspruchsvoll, in so kurzer Zeit ein wissen- 
schaftliches Programm an den Mann zu bringen, für 
das beim Lernenden kaum die notwendigen Vor- 
aussetzungen vorliegen. 

Wird dann noch durch lehrgangsbegleitende 
schriftliche Arbeiten, Klausuren und mündliche 
Lernkontrollen auf Eignung als Stabsoffizier und in 
Richtung auf spätere Verwendbarkeit geprüft, so 
führt dies möglicherweise zu einer Überforderung 
der Lehrgangsteilnehmer. Es müssen auch Zweifel 
angemeldet werden, ob in dieser kurzen Zeit aus- 
reichend überprüft werden kann, für welche spä- 
teren Verwendungen der Offizier im einzelnen ge- 
eignet erscheint. In diesem Grundlehrgang überla- 
gern sich — mit teilweise gegenseitiger Aus- 
schlußwirkung, mindestens aber mit starker gegen- 
seitiger Beeinträchtigung — ■ innerhalb weniger 
Wochen Ausbildungszeit mehrere Ausbildungsziele, 
so daß befürchtet werden muß, daß diese Ausbil- 
dung zu einer „pädagogischen Tortur" wird. Hinzu 
kommt, daß Prüfungsdrude und freie wissenschaft- 
liche Entfaltung in aller Regel nicht miteinander 
vereinbar sind. 

Meines Erachtens werden sich die dem Grundlehr- 
gang gestellten Aufgaben und mit ihm verbundene 
Forderungen erst dann sinnvoll verwirklichen las- 
sen, wenn die in der weiteren Planung vorgesehene 
Verlängerung des Lehrgangs auf fünf bis sechs Mo- 
nate rasch erfolgt. Die Vermittlung von Grund- 
lagenwissen müßte ferner streng von dem Prü- 
fungsziel getrennt werden. Auf diese Weise würde 
eine längere Zeit zur Bewältigung des umfangrei- 
chen Lehr- und Lernprogramms zur Verfügung ste- 
hen und wenigstens partiell die gebotene Unabhän- 
gigkeit der Fortbildungsphase von der Prüfungs- 
phase erreicht werden können. 

Es ist nicht zu verkennen, daß es erhebliche Schwie- 
rigkeiten bereiten wird, zahlreiche Offiziere über 
eine längere Zeit dem Truppendienst zu entziehen. 
Auch stehen für eine Erweiterung der Grundlehr- 
gänge Unterbringungs- beziehungsweise Lehrkapa- 
zitäten nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung. 
Sollten diese Gründe vorerst einer Verlängerung 
des Lehrgangs unausweichlich entgegenstehen, so 
müßte mindestens das überladene Programm redu- 
ziert und den in der vorhandenen kurzen Zeit nur 
möglichen Lern- und Prüfaufgaben angepaßt werden. 
Wenn sich die Streitkräfte zu einem so umfang- 
reichen modernen Bildungsprogramm für den Sol- 
daten entschlossen haben, so reicht es meines Er- 
achtens nicht aus, dieses sozusagen nach Stichtag 
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nur an diejenigen jungen Soldaten heranzutragen, 
bei denen sich die Erfolge der Ausbildung sowie 
deren Einflüsse auf die Integration in vollem Um- 
fange erst in etwa zehn bis zwölf Jahren auswirken. 
An den Reformen sollten vielmehr soweit wie mög- 
lich auch diejenigen teilhaben, die im Augenblick 
und noch für viele Jahre das Bild der Streitkräfte 
prägen und ihr Verhältnis zur zivilen Gesellschaft 
bestimmen. Auch würde es dem gegenseitigen Ver- 
stehen und der guten Zusammenarbeit zwischen der 
älteren und der jüngeren Offiziergeneration dienen, 
wenn auch die nicht mehr so jungen Offiziere ver- 
stärkt Einblicke in die für die jungen Offiziere 
selbstverständlich werdende wissenschaftsorientierte 
Ausbildung erhalten würden. Dies könnte dazu bei- 
tragen, die durch die Hochschulausbildung zwangs- 
läufig entstehenden Unterschiede gering zu halten. 
Die Führungsakademie („neu") soll jedoch keine 
weitere Bundeswehrhochschule sein, sondern die 
wissenschaftlich orientierte Fortbildung für die Be- 
rufsausbildung vermitteln. Es kann hier kein Ersatz- 
studium für die Offiziere, die nicht studiert haben, 
angeboten werden, sondern eine fundierte Fortbil- 
dung für diejenigen Offiziere, die nicht möhr an den 
Bundeswehrhochschulen beziehungsweise Bundes- 
wehrfachhochschulen studieren können. Dies ist nicht 
nur aus Erwägungen der Gerechtigkeit und Gleich- 
behandlung erforderlich, sondern auch aus unmittel- 
baren Interessen der Streitkräfte, denen es obliegt, 
die Fort- und Weiterbildung aller Soldaten ständig 
den neuen Entwicklungen und Anforderungen anzu- 
passen. Es ist zweifelhaft, ob die Fortbildungsstufe 
C diesen Anforderungen ausreichend Rechnung 
trägt. 

Der Erfolg der Fortbildungsstufe C wird maßgeblich 
von den Fähigkeiten und einer ausreichenden Zahl 
der Lehrenden abhängen. Die Sogwirkung der Bun- 
deswehrhochschulen, die sich insbesondere wegen 
der Verlagerung von Haushaltsmitteln auf die 
Hochschuleinrichtungen nachteilig für die übrigen 
Bildungs- und Ausbildungs Vorhaben der Streitkräfte 
auswirkt, scheint zunächst dazu geführt zu haben, 
daß der Führungsakademie („neu") durch unzurei- 
chende Dotierungen in einigen Fachbereichen nicht 
die Lehrkräfte zur Verfügung gestellt wurden, die 
zur Erfüllung des anspruchsvollen Vorhabens er- 
forderlich wären. Ohne die Fortbildungsstufe C mit 
den Bundeswehrhochschulen identifizieren zu wol- 
len, müßte jedoch ihre Lehrkapazität in etwa der 
der Bundeswehrfachhochschulen entsprechen, sollen 
nicht die bereits angedeuteten Befürchtungen für die 
Wirksamkeit der Grundlehrgänge auch über das 
Argument einer unzureichenden Ausstattung mit 
Dozenten hinaus zusätzliches Gewicht erhalten. Für 
einen effektiven und reibungslosen Dienstbetrieb 
wird es zudem notwendig sein, die Führungs- 
akademie („neu") mit einer leistungsfähigeren In- 
frastruktur auszustatten. Das betrifft sowohl die 
bisher unzureichende Ausstattung mit Lehrmitteln 
(Bücher usw.) als auch die zur Zeit ungenügende 
Unterbringungskapazität für die Lehrgangsteilneh- 
mer. Meines Erachtens sollten die Hoffnungen, die 
gerade dieser Ausbildungsstufe entgegengebracht 
werden, nicht durch haushaltsmäßige Beschränkun- 
gen gemindert werden. 


4.3.2 Fragen der Personalführung 

Die Personallage der Offiziere stellt sich etwas gün- 
stiger dar als 1972. 2 200 Zeitoffiziere des Truppen- 
dienstes mit Verpflichtungszeiten zwischen drei und 
15 Jahren fehlen derzeit noch. Die positive Tendenz 
der vergangenen Jahre hat jedoch angehalten. Das 
für Offiziere mit einer Verpflichtungsdauer von min- 
destens zwölf Jahren jetzt vorgeschriebene Hoch- 
schulstudium hat zu einer erheblichen Zunahme der 
Bewerbungen von Offizieranwärtern geführt. 

Am 1. Januar 1973 ist die Neuordnung der Ausbil- 
dung zum Offizier in Kraft getreten. Ihr Kernstück 
ist das Hochschulstudium für Zeitoffiziere. Im Zu- 
sammenhang mit dieser Neuregelung plant der Bun- 
desminister der Verteidigung, für die Offiziere auf 
Zeit, die eine Ausbildung an einer Hoch- oder Fach- 
hochschule der Bundeswehr erhalten haben, den 
Anspruch auf Berufsförderung entfallen zu lassen. 
Derzeit müssen diese Soldaten vor Eintritt in den 
Studiengang eine entsprechende Verzichtserklärung 
abgeben. Ich stimme dem Vorhaben des Bundes- 
ministers der Verteidigung zu, da ich es nicht für 
gerechtfertigt halte, diesen Offizieren eine doppelte 
wissenschaftliche Ausbildung oder eine weitere 
ebenfalls zivilberuflich nutzbare Vorbildung zukom- 
men zu lassen. Aus Gründen der Rechtssicherheit 
sollte dann aber auch das Soldatenversorgungs- 
gesetz geändert werden. 

Der Bundesminister der Verteidigung beabsichtigt 
ferner, den Anspruch auf Berufsförderung auch bei 
den Offizieren auf Zeit, die mit einer abgeschlosse- 
nen wissenschaftlichen Vorbildung in die Bundes- 
wehr eingestellt wurden, entfallen zu lassen. Für 
diese Offiziere soll als Ausgleich eine Erhöhung 
der Übergangsbeihilfe bis zum Vierfachen der 
Dienstbezüge des letzten Monats vorgesehen wer- 
den. Nach meiner Meinung sollte hierbei aber zwi- 
schen denjenigen Offizieren, die ihre wissenschaft- 
liche Ausbildung mit eigenen Mitteln finanziert und 
solchen, die eine Studienbeihilfe des Bundesmini- 
sters der Verteidigung erhalten haben, unterschie- 
den werden. 

Die Offiziere des militär fachlichen Dienstes haben 
eine „Marktlücke" in den Streitkräften geschlossen. 
Ihre Zahl stieg von 5 060 im Jahre 1971 auf 8 310 
in Jahre 1973; hiervon gehörten im Jahre 1973 3 970 
zum Heer, 2 780 zur Luftwaffe und 1 560 zur Ma- 
rine. Mit einer weiteren Zunahme ist zu rechnen, 
wenn die Unteroffiziere, die sich derzeit noch im 
Ausbildungsgang befinden, ihre Offizierfunktionen 
übernommen haben. 

Nach meinen Feststellungen sind die Offiziere des 
militärfachlichen Dienstes inzwischen in das Offi- 
zierkorps integriert. Entgegen ursprünglichen Be- 
fürchtungen konnten die anfänglich aufgetretenen 
Schwierigkeiten rasch abgebaut werden. Die Neu- 
ordnung der Offizierausbildung ist ohne die tatkräf- 
tige Mithilfe dieser Offiziere kaum zu realisieren. 
Das für Truppenoffiziere künftig verbindliche Hoch- 
schulstudium wird auf längere Zeit zu einem Man- 
gel an Offizieren der Dienstgrade Leutnant und 
Oberleutnant führen, den vornehmlich die Offiziere 
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des militärfachlichen Dienstes auszugleichen haben 
werden. 

Mit Erlaß vom 8. August 1973 hat der Bundesmini- 
ster der Verteidigung vorläufige Bestimmungen für 
den Laufbahnwechsel von Offizieren des militär- 
fachlichen Dienstes in die Laufbahn der Offiziere 
des Truppendienstes festgelegt. Danach können Offi- 
ziere des militärfachlichen Dienstes in die Laufbahn 
der Offiziere des Truppendienstes übernommen 
werden, wenn sie den Dienstgrad Hauptmann er- 
reicht, bei Antragstellung das vollendete 45. Lebens- 
jahr nicht überschritten haben, weit überdurch- 
schnittlich beurteilt sind und besonders förderungs- 
würdig erscheinen. Mit diesen Richtlinien wurde 
eine Entwicklung bestätigt, die ich in meinem Jah- 
resbericht 1972 vorausgesagt hatte. Der Bundesmini- 
ster der Verteidigung ist zu meinem Bedauern mei- 
ner Anregung, die Laufbahn der Offiziere des Trup- 
pendienstes mit der Laufbahn der Offiziere des 
militärfachlichen Dienstes zu verschmelzen, nicht 
gefolgt, wie ich seiner Stellungnahme zu meinem 
Jahresbericht 1972 entnehmen konnte. Seit Bekannt- 
werden des Erlasses vom 8. August 1973 haben die 
Anträge von Offizieren des militärfachlichen Dien- 
stes auf Übernahme in die Laufbahn der Offiziere 
des Truppendienstes zugenommen. Daher wird in 
naher Zukunft verstärkt mit einer Übernahme von 
Fachoffizieren in den Truppendienst zu rechnen sein. 
Ich wiederhole daher meine Empfehlung, zumindest 
eine Angleichung beider Laufbahnen anzustreben. 

Meine in den Jahresberichten 1971 und 1972 ge- 
äußerten optimistischen Erwartungen in bezug auf 
die Einweisung von Offizieren des militär fachlichen 
Dienstes in die Besoldungsgruppe A 12 haben sich 
bisher noch nicht erfüllt. Nachdem der Haushalts- 
ausschuß des Bundestages unter dem Vorbehalt der 
Entscheidung anderer zuständiger Stellen grund- 
sätzlich sein Einverständnis mit dieser Maßnahme 
erklärt hatte, scheiterte die Durchführung an der 
Forderung des Bundesministers der Finanzen, daß 
das Kabinett vorher einen entsprechenden Beschluß 
fassen müsse. Der Parlamentarische Staatssekretär 
im Bundesministerium der Verteidigung führte in 
der Sitzung des Verteidigungsausschusses vom 
17. Oktober 1973 aus, er sehe derzeit keine Veran- 
lassung, dem Kabinett von sich aus eine diesbezüg- 
liche Vorlage zu unterbreiten, solange das Parla- 
ment nicht einen in diese Richtung gehenden Be- 
schluß gefaßt habe. Inzwischen haben sowohl der 
Verteidigungsausschuß als auch der Haushaltsaus- 
schuß erneut eine Einweisung der Fachoffiziere in 
die Besoldungsgruppe A 12 zugestimmt. Da ich die- 
ses Anliegen der Offiziere des militärfachlichen 
Dienstes für berechtigt halte, hoffe ich, daß damit 
endlich dieses Problem zufriedenstellend gelöst ist. 

Durch die Novellierung der Soldatenlaufbahnver- 
ordnung (8. Änderungsverordnung vom 14. Septem- 
ber 1972, BGBL I S. 1751) entfiel § 40 Ziffer 2 Sol- 
datenlaufbahnverordnung alter Fassung. Diese Be- 
stimmung besagte, daß Angehörige der Geburtsjahr- 
gänge 1935 und älter, der sogenannten „weißen 
Jahrgänge"', nach kürzeren Mindestdienstzeiten be- 
fördert werden konnten als andere Offiziere. Hier- 
von hatten nicht nur die als Offizieranwärter in die 


Bundeswehr eingetretenen Angehörigen der weißen 
Jaihrgänge Vorteile, sondern auch jene Offiziere, 
die aus der Laufbahngruppe der Unteroffiziere in 
die Laufbahn der Offiziere des Truppendienstes auf- 
gestiegen waren. Nach Wegfall dieser Begünstigung 
beschloß der Bundespersonalausschuß am 16. April 
1973 für den letztgenannten Personenkreis eine ge- 
nerelle Ausnahme. Danach ist die Beförderung der 
aus der Laufbahngruppe der Unteroffiziere in die 
Laufbahn der Offiziere des Truppendienstes aufge- 
stiegenen Soldaten der Geburtsjahrgänge 1935 und 
älter nach folgenden Mindestdienstzeiten zulässig: 

— zum Hauptmann nach drei Jahren Offizierdienst- 
zeit, 

— zum Major nach sechs Jahren Offizierdienstzeit. 

Von dem Wegfall des § 40 Ziffer 2 Soldatenlauf- 
bahnverordnung alter Fassung waren etwa 100 Sol- 
daten betroffen. Es wäre angesichts dieser beträcht- 
lichen Zahl meines Erachtens besser gewesen, in der 
Soldatenlaufbahnverordnung eine Übergangsrege- 
lung zu treffen. 

Die Personallage der Unteroffiziere ist gegenüber 
dem Jahre 1972 weitgehend unverändert. In den 
Mittelpunkt ihrer Nachwuchswerbung müssen die 
Streitkräfte wie bisher die Suche nach Unteroffi- 
zieren stellen, die sich möglichst früh auf längere 
Dienstzeiten ohne die Absicht verpflichten, später 
Berufssoldaten werden zu wollen. Nur so kann ein 
ausgewogenes Verhältnis zwischen Wehrpflichtigen, 
Soldaten auf Zeit und Berufssoldaten im Unteroffi- 
zierkorps erreicht werden. 

Im Berichtsjahr habe ich feststellen müssen, daß für 
Laufbahnlehrgänge an den Schulen des Heeres Eng- 
pässe eingetreten waren, die in erster Linie die 
Unteroffiziergrundlehrgänge und -aufbaulehrgänge 
betrafen. Der Grund lag darin, daß die Truppen- 
teile — als Folge der Verkürzung des Grundwehr- 
dienstes auf 15 Monate — mehr Lehrgangsplätze als 
bisher angefordert hatten. Diese Situation hätte mei- 
ner Ansicht nach bereits im Jahre 1972 vorausge- 
sehen werden können. Es ist mir daher nicht ver- 
ständlich, weshalb zum Beispiel die Lehrgangskapa- 
zitäten an den Kampftruppenschulen des Heeres erst 
im letzten Quartal des Jahres 1973 erweitert wurde. 

Im Jahresbericht 1972 hatte ich geäußert, die Wie- 
dereinführung der Stabsfeldwebellaufbahn scheine 
mir nicht so vordringlich zu sein, da jedem tüchti- 
gen Unteroffizier die Chance geboten werde, Fach- 
oder Truppenoffizier zu werden. Diese Bemerkung 
ist verschiedentlich mißverstanden worden. Einige 
Soldaten hielten mir entgegen, mit einer solchen 
Formulierung hätte ich diejenigen abqualifiziert, die 
trotz guter Leistungen den Zugang zu den Laufbah- 
nen der Truppen- oder Fachoffiziere nicht geschafft 
hätten. Eine derartige Wertung hatte ich nicht be- 
absichtigt. Die Stabsfeldwebellaufbahn alter Art 
wurde durch die weitere Öffnung der Offizierlauf- 
bahnen für Unteroffiziere mit Portepee abgelöst. Die 
Chance eines Unteroffiziers, in die Laufbahngruppe 
der Offiziere übernommen zu werden, ist seither 
größer als die frühere Möglichkeit, in die Laufbahn 
der Stabsfeldwebel zu gelangen. Eine zwingende 
Notwendigkeit, Unteroffiziere, die die Vorausset- 
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Zungen für die Übernahme in die Laufbahnen der 
Offiziere nicht erfüllen oder nicht anstreben, bis 
zu den Ämtern der Besoldungsgruppe A 10 zu be- 
fördern, besteht meiner Meinung nach nicht. Eine 
gewisse Berechtigung für das Anliegen dieses Per- 
sonenkreises sehe ich darin, daß nach einer bereits 
in jungen Lebensjahren erfolgten Beförderung zum' 
Hauptfeldwebel keine Beförderungsaussichten mehr 
bestehen, wenn der Aufstieg in die Offizierlaufbahn 
nicht beabsichtigt wird oder fehlschlägt. Dadurch 
werden möglicherweise der Diensteifer und die Ein- 
satzbereitschaft des betreffenden Unteroffiziers 
nachlassen. Ich empfehle daher, einen Dienstgrad 
„StabsfeldwebeL' einzuführen. Dieser sollte ohne 
Prüfung erreicht werden können und mit dem Fern- 
ziel der Zuordnung zur Besoldungsgruppe A 10 vor- 
läufig in der Besoldungsgruppe A 9 verankert wer- 
den. Ich halte es aber nicht für erforderlich, daß die 
Stabsfeldwebellaufbahn alter Art wieder eingeführt 
wird. 

Die Zahl der Eingaben von Portepeeunteroffizieren, 
die die Voraussetzungen für eine Einweisung in eine 
Planstelle der Besoldungsgruppe A 9 erfüllen und 
wegen der beschränkten Planstellenzahl nicht ein- 
gewiesen werden können, hat nur unwesentlich 
nachgelassen. Der Bundesminister der Verteidigung 
sollte prüfen, ob die Kriterien für die Einweisung 
so geändert werden können, daß mehr als die Hälfte 
aller geeigneten Hauptfeldwebel/Hauptbootsmänner 
vor ihrem Ausscheiden aus dem aktiven Dienst in 
die Besoldungsgruppe A 9 eingewiesen werden 
kann. Eine befriedigende Regelung erwarte ich aller- 
dings erst dann, wenn der Planstellenanteil A 9 
für Hauptfeldwebel/Hauptbootsmänner von bisher 
10 V. H. auf mindestens 25 v. H, erhöht wird. 

Kompaniefeldwebel, Rechnungsführer und Schirr- 
meister sind die unentbehrlichen Gehilfen des Kom- 
paniechefs. Ihre Besoldung entspricht nicht immer 
der Bedeutung und Wertigkeit der von ihnen aus- 
geübten Tätigkeiten. 

Die Masse der Dienstposten für Kompaniefeldwebel 
(ca. 2 800) ist derzeit nach der Besoldungsgruppe 
A 8 mA bewertet. 347 Kompaniefeldwebel werden 
nach A 7/A 7 mA besoldet. Hierbei handelt es sich 
im wesentlichen um Portepeeunteroffiziere, die bei 
kleineren Einheiten und Stäben die Kompaniefeld- 
webel-Aufgaben im Nebenamt wahrnehmen. Es 
sollte angestrebt werden, auch diese Soldaten zu 
Hauptfeldwebeln zu befördern. In diesem Zusam- 
menhang ist bemerkenswert, daß der in die Besol- 
dungsgruppe A 9 eingewiesene Hauptfeldwebel die 
Kompaniefeldwebel-Zulage von bisher 35,85 DM 
monatlich — die Zulage soll nach dem Weißbuch 
1973/1974, Nummer 213, auf 50 DM erhöht wer- 
den — ■ verliert. Ich vermag keine sachlich überzeu- 
genden Gründe zu erkennen, weshalb diese nicht- 
ruhegehaltsfähige Stellenzulage nur den nach der 
Besoldungsgruppe A 8 mA besoldeten Kompanie- 
feldwebeln gezahlt wird. Ich rege daher an, die Vor- 
aussetzungen dafür zu schaffen, daß auch den in die 
Besoldungsgruppe A 9 eingewiesenen Hauptfeld- 
webeln diese Zulage gewährt wird. 

Die Planstellensituation der Rechnungsführer und 
Schirrmeister ist noch unbefriedigender. Die Dienst- 


posten der Rechnungsführer und Schirrmeister sind 
in der STAN, von Ausnahmen abgesehen, nach A 7 
ausgewiesen und im Stellenplan nach A 7 mA abge- 
deckt. Wenn ein Soldat die Kriterien der Bestim- 
mungen für die Beförderung vom Oberfeldwebel 
zum Hauptfeldwebel mit Hilfe von S-Stellen A 8 mA 
vom 19. September 1973 (P II 1 — Az.: 16-32-00) 
nicht erfüllt, sind seine Chancen, zum Hauptfeld- 
webel aufzusteigen, im allgemeinen aussichtslos. 
Nur wenige Soldaten kommen für eine höherdotierte 
Verwendung als Zahlstellenverwalter beziehungs- 
weise Fahrbereitschafts- oder Fahrschulleiter in 
Frage. Auch hier sollte Abhilfe geschaffen werden. 

In seiner Stellungnahme zu meinem Jahresbericht 
1972 ist der Bundesminister der Verteidigung auf 
meine Frage, weshalb die Teilstreitkraft Heer im 
Gegensatz zu den Teilstreitkräften Luftwaffe und 
Marine sportliche Leistungsnachweise für die Be- 
förderung zum Feldwebel fordert, nicht eingegangen, 
sondern hat sich damit begnügt, die „Weisung Nr. 3 
für die Neuordnung der Aus-, Fort- und Weiterbil- 
dung der Offiziere und Unteroffiziere im Heer" zu 
zitieren. In dieser Weisung, die mir bei der Abfas- 
sung meines Jahresberichts 1972 bekannt war, wurde 
die grundsätzliche Forderung nach sportlichen Lei- 
stungsnachweisen aufrechterhalten. 

Inzwischen habe ich weitere widersprüchliche Prak- 
tiken festgestellt: Bei der Überprüfung der Eingabe 
eines Soldaten der Teilstreitkraft Luftwaffe be- 
merkte ich, daß die „Besondere Anweisung für diq 
Ausbildung Nummer 2446" des Luftwaffenausbil- 
dungskommandos als zwingende Voraussetzung für 
die Zulassung zur Reserveoffizierlaufbahn den Nach- 
weis einer Sportleistungsprüfung einschließlich des 
Freischwimmerzeugnisses oder den Nachweis des 
Deutschen Sportabzeichens verlangt. Auf diese For- 
derung hat die Teilstreitkraft Heer inzwischen ver- 
zichtet. Diese unterschiedliche Verfahrensweise 
scheint mir nicht sachgerecht zu sein. Eine Anglei- 
chung unter den Teilstreitkräften ist erforderlich. 

Die Transparenz von Personalmaßnahmen hat für 
die Verwirklichung der Inneren Führung eine er- 
hebliche Bedeutung. Richtungweisend sehen die Leit- 
sätze 26 und 27 der ZDv 10/1 „Hilfen für die Innere 
Führung" vor: 

„Der Vorgesetzte informiert seine Soldaten in 
Zusammenarbeit mit den zuständigen personalbe- 
arbeitenden Stellen über ihre Laufbahnaussichten 
und berät sie ihren Interessen und Begabungen 
entsprechend." 

„ . . . Vor Entscheidungen oder personalwirt- 
schaftlichen Maßnahmen, die die Laufbahn eines 
Soldaten wesentlich beeinflussen, hört er die Be- 
troffenen und die Zwischenvorgesetzten. 

Ist die Entscheidung getroffen, soll sie dem Solda- 
ten durch den unmittelbaren Vorgesetzten oder 
die personalbearbeitenden Stellen erläutert wer- 
den." 

Leider sind den Soldaten die für die Führung von 
Personalgesprächen maßgeblichen Bestimmungen 
nicht immer bekannt und können von ihnen auch 
nicht immer eingesehen werden. Es fehlt zudem ein 
grundlegender, im Ministerialblatt des Bundesmini - 
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sters der Verteidigung zu veröffentlichender Erlaß. 
Ein Erlaß vom 15. Juni 1970 (VBML S. 235) be- 
stimmt lediglich, daß Kommandeure jederzeit bei 
der Personalabteilung des Bundesministeriums der 
Verteidigung in Personalangelegenheiten der ihnen 
unterstellten Offiziere vorsprechen oder diese An- 
gelegenheiten durch telefonische Anfragen klären 
können. Auf Grund dieses Erlasses können Personal- 
gespräche durch den einzelnen Offizier auf dem 
Dienstweg oder durch die zuständigen Vorgesetzten 
bei der Abteilung P beantragt werden. Einige Grund- 
sätze für Personalgespräche finden sich ferner in 
Nummer 35 der Kurzmitteilungen des Bundesmind- 
sters der Verteidigung Nummer 1/72 vom 18. Juli 
1972. 

Eingaben konnte ich entnehmen, daß Anträge auf 
Personalgespräche mit dem lapidaren Hinweis ab- 
gelehnt wurden, es bestehe hierfür keine dienstliche 
Notwendigkeit. Eine derartige Begründung wider- 
spricht den Leitsätzen 26 und 27 der ZDv 10/1. Ich 
rege an, in einem zu veröffentlichenden Erlaß die 
Voraussetzungen festzulegen, bei deren Vorliegen 
einem Antrag auf Führung eines Personalgesprächs 
zu entsprechen ist. 

Bei Beförderungen findet eine Information der 
„übergangenen" Soldaten regelmäßig nicht statt. 
Diese auch im übrigen im öffentlichen Dienst herr- 
schende Übung ist zwar nicht rechtswidrig, sollte 
jedoch nicht als optimal angesehen werden. Man 
wird unschwer nachempfinden können, was in einem 
übergangenen, nicht über die Gründe unterrichteten 
Soldaten vorgeht. Mutmaßungen und Gerüchte im 
Kameraden- und Familienkreise werden nicht zu 
einer Besserung seiner Leistungen und letztlich des 
allgemeinen Betriebsklimas beitragen. Schon dieser 
psychologische Aspekt sollte Grund genug für jeden 
Vorgesetzten sein, den nicht Berücksichtigten ein- 
gehend über die Gründe zu unterrichten. 

Ich verkenne nicht, daß es unmöglich ist, jedem Sol- 
daten den Zeitpunkt seiner Beförderung auch nur 
annähernd vorauszusagen. Der Bedarf wie auch die 
Zahl der verfügbaren Planstellen variieren ständig. 
Die von den personalbeai"beitenden Dienststellen 
gebildeten Eignungs- und Wertigkeitsreihenfolgen 
sind infolge des sich immer wieder verändernden 
durchschnittlichen Leistungsbildes der Soldaten und 
der daraus resultierenden Schwankungen in den Be- 
urteilungsnoten ebenfalls nicht konstant. Damit der 
Soldat aber in die Lage versetzt wird, sich über die 
allgemein im Dienstgrad verbrachte Dienstzeit einen 
Überblick zu verschaffen, beabsichtigt der Bundes- 
minister der Verteidigung, künftig jährlich bekannt- 
zugeben, nach welchen durchschnittlichen Dienst- 
zeiten die einzelnen Dienstgrade erreicht worden 
sind. 

Wie auch schon in früheren Jahren, mußte ich auch 
im Berichtsjahr mehrfach feststellen, daß die bei 
truppendienstlichen Maßnahmen den Soldaten zu 
erteilende Information vernachlässigt wird. Ver- 
setzungen und Kommandierungen erfolgen häufig 
so kurzfristig, daß der Soldat und seine Familie 
keine Möglichkeit haben, sich auf einen bevorste- 
henden Ortswechsel, vielfach verbunden mit einem 
ümzug und einem Wechsel der Schule für die Kin- 


der, rechtzeitig und ausreichend vorzuhereiten. Es 
widerspricht jedem Fürsorgedenken, wenn einem 
älteren verheirateten Haupthootsmann mit Kindern 
mitgeteilt wird, daß er sich am nächsten Tag zu 
einem neunmonatigen Lehrgang an einer etwa 800 
km entfernten Schule der Luftwaffe einzufinden 
habe. Ein Personalgespräch war vorher nicht mit 
ihm geführt worden. Insbesondere in der Kurzfristig- 
keit dieser Maßnahme sehe ich einen Verstoß ge- 
gen die Grundsätze der Inneren Führung. 

Zum täglichen Erscheinungsbild der Bundeswehr ge- 
hören Verlegungen, ümgliederungen, Neuaufstellun- 
gen oder Auflösungen von Einheiten und. Dienststel- 
len. Allein durch Eingaben wurden mir im Berichts- 
jahr 30 organisatorische Veränderungen größeren 
ümfangs bekannt. Die Zahl der tatsächlichen Ver- 
änderungen betrug sicherlich ein Vielfaches. Es 
dürfte sicher sein, daß bei einer Realisierung der 
Wehrstrukturreform organisatorische Maßnahmen in 
einem noch größeren Ausmaß als bisher erforderlich 
werden, üm die hiermit zusammenhängenden Ein- 
griffe in das familiäre und soziale Leben der Sol- 
datenfamilien frühzeitig in den Griff zu bekommen, 
vorausschauend zu planen und zu informieren so- 
wie persönliche Härten auf ein Mindestmaß zu be- 
schränken, bereitet der Bundesminiister der Vertei- 
digung einen sogenannten Sozialplan vor. Mit sei- 
ner Hilfe sollen alle bei Verlegungen, Neuaufstel- 
lungen oder anderen organisatorischen Maßnahmen 
notwendig werdenden Schritte in einer Anweisung 
festgehalten werden. Ich begrüße dieses Vorhaben 
und erwarte, daß mit diesen Richtlinien auch die 
zwischen den personalbearbeitenden Stellen und den 
mit Organisationsfragen befaßten Dienststellen und 
Referaten gebotene Koordination reibungs- und 
nahtloser als bisher ablaufen wird. In mehreren Fäl- 
len konnten im Berichtsjahr personelle Maßnahmen 
erst mit einiger Verzögerung eingeleitet werden, da 
die nach einer ümorganisation zu ändernden Stel- 
lenpläne nicht rechtzeitig Vorlagen. 

Zu einer transparenten Personalführung gehört es, 
daß der Soldat Einsicht in Prüfungsunterlagen neh- 
men kann, die über ihn geführt werden. Mehrere 
Obergerichte sowie der Bundesfinanzhof sind in- 
zwischen von der früheren Rechtsprechung des Bun- 
desverwaltungsgerichts, wonach Prüfungsunterlagen 
ihrem Wesen nach geheim seien und kein Recht auf 
Einsichtnahme durch den Prüfling bestehe, abge- 
wichen. In einigen Bundesländern ist es zum Bei- 
spiel Referendaren und Assessoren nach den Juristi- 
schen Staatsprüfungen freigestellt worden, ihre 
Prüfungsakten einzusehen. Dasselbe gilt für den 
schulischen Bereich. Der Bundesminister der Ver- 
teidigung vertritt demgegenüber die Ansicht, daß 
die ünabhängigkeit und ünvoreingenommenheit der 
Prüfer — die mit dem Begriff der Prüfung untrenn- 
bar verbunden sind — nicht beeinträchtigt werden 
dürfe. Diese Auffassung stützt sich hauptsächlich auf 
praktische Erwägungen. Sie vermag mich nicht zu 
überzeugen. Ich halte es für geboten, Prüfungsakten 
transparent zu machen und es dem Prüfling inner- 
halb einer bestimmten Frist nach der Prüfung zu 
gestatten, sie einzusehen. Es mag sein, daß bei die- 
ser Handhabung anfänglich die Zahl von unbegrün- 
deten Beschwerden und Eingaben zunehmen wird. 
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Die Erfahrung in anderen Bereichen zeigt aber, daß 
sich Beschwerden und Eingaben nach kurzer Zeit 
auf ein zumutbares Maß einpendeln werden. Die 
Scheu mancher Prüfer, ihre Bemerkungen auf Prü- 
fungsarbeiten würden damit der Öffentlichkeit be- 
kannt, ist zwar verständlich, sollte jedoch nicht über- 
bewertet werden. Nicht übersehen werden darf, daß 
der Betroffene durch Einsicht in die Prüfungsunter- 
lagen mehr als bei Beurteilungen seine Schwächeu 
erkennen und sein Bestreben danach richten kann, ; 
sich in bestimmten Fachgebieten weiterzubilden und ; 
sein Wissen zu verbessern. Zu diesem Problem ist 
noch anzumerken, daß — wie ich bei Überprüfung 
von Einzelfällen feststellen konnte — in den einzel- 
nen Teilstreitkräften bei der Einsichtnahme sehr 
unterschiedlich verfahren wird. 

Bevorstehende oder vollzogene Versetzungen und 
Kommandierungen stellten im Berichtsjahr wieder- 
um den prozentual größten Anteil der an mich ge- 
richteten Eingaben dar. In diesem Zusammenhang 
zeigte es sich, daß die für die Durchführung von 
Versetzungen und Kommandierungen geltenden 
Richtlinien (Erlaß des Bundesministers der Ver- 
teidigung vom 24. September 1968 in der Fassung 
vom 7. Dezember 1970, VMBl. 1968 S. 454, 1971 
S. 113) reformbedürftig sind. In Nummer 5 Abs. 1 
dieses Erlasses ist unter anderem bestimmt; 

„(1) Beantragt ein Soldat seine Versetzung und 
besteht für sie keine dienstliche Notwendigkeit, 
so soll dem Antrag im Rahmen des dienstlich 
Möglichen stattgegeben werden, wenn zwingende 
persönliche Gründe vorliegen. 

Als zwingend sind persönliche Gründe im allge- 
meinen nur anzuerkennen, wenn die Schulausbil- 
dung der Kinder oder Gesundheitsrücksichten die 
Versetzung notwendig machen . . 

Abgesehen davon, daß der Begriff „Gesundheits- 
rücksichten" nicht erkennen läßt, welche Familien- 
mitglieder wie krank sein müssen, damit ein zwin- 
gender persönlicher Grund anerkannt werden kann, 
hat diese Bestimmung dazu geführt, daß zahlreiche 
Versetzungsgesuche mit der Begründung abgelehnt 
wurden, der Soldat habe keine schulpflichtigen Kin- 
der und er sowie seine Familie seien gesund. Wenn 
auch nach der Rechtsprechung des Bundesverwal- 
tungsgerichts ein Eigenheim oder die Berufstätigkeit 
der Ehefrau eines Soldaten allein dessen Verbleib 
am Wohnort der Familie rm Regelfall nicht zwin- 
gend erfordern, sollte der Dienstherr im Rahmen 
seiner Fürsorgeverpflichtung doch in jedem Einzel- 
fall sorgfältig prüfen, ob nicht auch diese Umstände 
den Soldaten zwingend an einen bestimmten Stand- 
ort binden. Ich rege an, den Versetzungserlaß so zu 
ändern, daß dem Ermessen der personalbearbeiten- 
den Stellen größere Freiheit eingeräumt wird, und 
den Satz „Als zwingend . . . notwendig machen" zu 
streichen. 

Eine besondere Belastung für die Truppe stellen 
Personal- oder Pflichtabgaben dar, mit deren Hilfe 
der Führungsstab des Heeres oder die Korps den 
Personalbedarf der Schulen oder neu aufzustellen- 
der Einheiten ergänzen lassen. Von mehreren Ba- | 
taillons-, Brigade- und Divisionskommandeuren ist ! 


mir berichtet worden, daß die Truppe durch diese 
Abgabeverpflichtungen häufig überrascht werde, so 
daß eine vernünftige Personalauswahl nicht statt- 
finden könne. Durch den Zwang, Soldaten mit einer 
bestimmten Ausbildung, Funktion und anderen ge- 
nau umrissenen Merkmalen abzugeben, verliere die 
Truppe oft ihre besten Soldaten. Persönliche Schwie- 
rigkeiten der Betroffenen könnten nur selten aus- 
reichend berücksichtigt werden. 

Es sollten nach meinem Dafürhalten Überlegungen 
angestellt werden, wie das derzeitige System ge- 
ändert werden könnte. Meines Erachtens bietet es 
sich an, die zu besetzenden Stellen im Ministerial- 
blatt des Bundesministers der Verteidigung oder 
anderen allgemein zugänglichen Quellen auszu- 
schreiben. 

Bei Beschwerden gegen Abgabemeldungen wird häu- 
fig Über die sachliche Berechtigung und damit rechts- 
fehlerhaft entschieden, anstatt diese Beschwerden 
als unzulässig zurückzuweisen und den Soldaten 
darauf aufmerksam zu machen, daß erst die Kom- 
mandierungs- oder Versetzungsverfügung beschwer- 
defähig ist, nicht die lediglich angekündigte und be- 
vorstehende Kommandierung oder Versetzung. 

Der Werdegang der Soldaten wird entscheidend 
durch Beurteilungen beeinflußt. Beförderung, Ein- 
weisungen in höhere Planstellen, die Zulassung zu 
anderen Laufbahnen und die Übernahme in ein an- 
deres Dienstverhältnis gründen sich in erster Linie 
auf die über den Soldaten erstellten Beurteilungen. 
Es braucht nicht hervorgehoben zu werden, daß es 
zu den vornehmsten Aufgaben eines Vorgesetzten 
zählen muß, die Leistungen seiner Untergebenen in 
der Beurteilung gerecht zu bewerten. Hierzu be- 
stimmt Leitsatz 28 der ZDv 10/1 : 

„Der Vorgesetzte soll sich bemühen, seine Unter- 
gebenen richtig zu erkennen und diese Erkennt- 
nisse objektiv zu werten. Nur so kann er gerecht 
beurteilen. Er muß sich klar darüber sein, daß 
Beurteilungen nicht nur den Werdegang seiner 
Untergebenen entscheidend beeinflussen, sondern 
auch Auswirkungen auf die Bundeswehr haben." 

In einem kürzlich ergangenen Urteil des Oberver- 
waltungsgerichts Münster (I A 44/71 — 5. Juni 1972) 
wurde für den Bereich der Beamten festgestellt: 

„Der Dienstvorgesetzte hat bei der dienstlichen 
Beurteilung eines Beamten seine wahre Auffas- 
sung über dessen Eignung, Befähigung und Lei- 
stungen hinreichend deutlich und differenziert 
niederzulegen, so daß die Beurteilung der Perso- 
nalverwaltung als brauchbare Unterlage für ge- 
rechte laufbahnmäßige Entscheidungen dienen 
kann." 

Dieser Grundsatz muß meines Erachtens auch für 
Beurteilungen von Soldaten gelten. Da der Beur- 
teilte durch die Beurteilung seine Stärken und 
Schwächen eindeutig erkennen soll, ist es für ihn 
auch wichtig zu erfahren, wie die nächsthöheren 
Vorgesetzten über ihn denken. Dies gilt vor allem 
für Verwendungsvorschläge, die häufig von höheren 
Vorgesetzten gemacht werden. So hatte zum Bei- 
spiel ein höherer Vorgesetzter in einem Fall der 
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Beurteilung zugestimmt, einschränkend aber von 
Verwendungen abgeraten, in denen der Soldat ganz 
auf sich gestellt sei und in größerer Verantwortung 
stehen würde. Diese Aussage enthielt zwar keine 
Behauptung tatsächlicher Art, zu der der Soldat 
hätte vorher gehört werden müssen; sie hätte ihm 
jedoch nach Nummer 75 der Beurteilungsbestimmun- 
gen des Bundesmintsters der Verteidigung vom 
30. März 1972 (VMBl. 1972, S. 201) eröffnet werden 
müssen. Hier hießt es: 

„Weicht die Stellungnahme eines höheren Vor- 
gesetzten in den zusammenfassenden Wertungen, 
in der freien Beschreibung oder in den Einzel- 
merkmalen von der Beurteilung eines anderen 
Vorgesetzten ab, so ist sie dem Beurteilten zu er- 
öffnen. Dabei macht es keinen Unterschied, ob der 
höhere Vorgesetzte die Wertung herauf- oder 
herabsetzt. Wird die abweichende Stellungnahme 
nicht vom stellungnehmenden Vorgesetzten selbst 
eröffnet, so ist in der Regel der Erstbeurteilende 
damit zu beauftragen. Auch der Erstbeurteilende 
und die Vorgesetzten, die bereits zu der Beurtei- 
lung Stellung genommen haben, sind über die ab- 
weichende Stellungnahme zu unterrichten." 

In dem angeführten Fall wurde die Eröffnung durch 
eine spätere Einsichtnahme in die Personalunter- 
lagen zwar nachgeholt, dennoch bin ich der Auf- 
fassung, daß über den Wortlaut der Nummer 75 der 
Beurteilungsbestimmungen hinausgehend jede Stel- 
lungnahme eines höheren Vorgesetzten dem Beur- 
teilten eröffnet werden sollte. Selbst wenn der hö- 
here Vorgesetzte lediglich zum Ausdruck bringt, daß 
er den Soldaten genauso für befähigt halte wie der 
beurteilende Vorgesetzte oder dieselben Mängel 
festgestellt habe, fühlt sich der Beurteilte durch die 
Aussagen mehrerer Vorgesetzter möglicherweise 
bestärkt oder ist eher bestrebt, seine Leistungen zu 
bessern, als wenn ihm lediglich die Aussage seines 
unmittelbaren Vorgesetzten bekanntgegeben wird. 
Um Verzögerungen im Beurteilungsablauf auszu- 
schließen, rege ich an, den Soldaten die Durchschrift 
ihrer Beurteilung nochmals zu eröffnen, bevor diese 
zu der bei der Truppe geführten Zusatzakte ge- 
nommen wird. 

Bei der Verabschiedung von Soldaten auf Zeit an- 
läßlich ihres Ausscheidens aus der Bundeswehr 
sollte sichergestellt werden, daß hierbei eine an- 
gemessene Form gewahrt wird. Die ZDv 10/8 Kapi- 
tel 5 Nummer 28 f. sieht vor, daß Berufssoldaten 
und Soldaten auf Zeit bei Beendigung des Dienst- 
verhältnisses unter tjestimmten Voraussetzungen 
Urkunden ausgehändigt erhalten. Die Urkunde soll 
im Dienstzimmer des Dienststellenleiters überreicht 
werden. 

Gegen diese Grundsätze wird, wie ich feststellen 
mußte, vor allem dann verstoßen, wenn Soldaten 
sich in den letzten Monaten in der Fachausbildung 
befanden und dadurch der vorher meist gute Kon- 
takt zur Einheit verlorenging. Ich meine, daß auch 
der Soldat, der die Berufsförderung in Anspruch ge- 
nommen hat, nach langer Zugehörigkeit zur Bundes- 
wehr nicht — wie geschehen — durch das Schreib- 
stubenpersonal verabschiedet werden sollte. 


4.3.3 Fürsorge und Betreuung 

Durch die Verkürzung des Grundwehrdienstes auf 
15 Monate wurde es erforderlich, den Ausbildungs- 
rhythmus der Wehrpflichtigen zu ändern. 160 Aus- 
bildungseinheiten wurden allein in der Teilstreit- 
kraft Heer zusätzlich aufgestellt. Diese Umstellung 
führte in der Truppe zunächst zu größeren Anlauf- 
schwierigkeiten. Probleme . sind insbesondere da- 
durch entstanden, daß die Wehrpflichtigen auf 
Grund der Änderung des Ausbildungsgangs in der 
Ubergangsphase erhebliche Unterschiede im Fach- 
wissen zeigten. Dies wirkte sich auch auf die Inte- 
gration der Soldaten in die militärische Gemein- 
schaft negativ aus. Hervorgehoben werden muß, 
daß Führer und Unterführer durch die Umstellung 
in besonderem Maße beansprucht wurden. Auch 
wurden teilweise kurzfristige Kommandierungen 
und Versetzungen von Ausbildern erforderlich. 

Die Folgen der Verkürzung des Grundwehrdien- 
stes führten darüber hinaus zu einer Reihe von Ein- 
gaben, die weitere negative Nebenerscheinungen 
offenlegten: Durch die äußerst angespannte Ausbil- 
dungskapazität mußten Lehrgänge ausfallen oder 
verschoben werden-, Soldaten, die nicht den Aus- 
bildungskompanien angehörten, mußten vermehrt 
Wachdienste ableisten; Unterkünfte waren über- 
belegt, so daß vereinzelt Soldaten bestimmungs- 
widrig befohlen wurde, Erholungsurlaub zu nehmen; 
die ärztliche Versorgung war stellenweise durch 
den Wegfall der eingeschränkt tauglichen Sanitäts- 
offiziere/Ärzte (Fehl von ca. 40 v. H.) gefährdet. 

Im süddeutschen Raum wurde Angehörigen mehre- 
rer Einheiten von ihren Vorgesetzten die Auskunft 
erteilt, Abiturienten mit Dienstantritt 5. Juni 1972 
hätten eine Dienstzeit von nur 13 Monaten abzulei- 
sten, da nach der Anweisung für die Ausbildung 
Nummer 78 vom 12, Oktober 1970 die Grundausbil- 
dung von sechs auf vier Monate verkürzt worden 
war. Außerdem war befohlen, daß diese Soldaten 
bis zum 1. Oktober 1972 einen Ausbildungsstand 
erreicht haben mußten, der die unterschiedslose 
Teilnahme an der beginnenden Vollausbildung ge- 
währleistete. Durch diese Maßnahme wurden sie 
den Soldaten mit Dienstantritt 1. April 1972 gleich- 
gestellt. Diese Äußerungen, die Unruhe auslösten, 
waren letztlich darauf zurückzuführen, daß die be- 
treffenden Vorgesetzten nicht vollständig über die 
Umstellung auf W 15 orientiert waren. 

Die spezialisierte Grundausbildung hat die heimat- 
fern einberufenen Wehrpflichtigen weiter benachtei- 
ligt. Die Stammdienststelle des Heeres hat, offenbar 
in Erweiterung des Versetzungserlasses des Bundes- 
ministers der Verteidigung (VMBl, 1968 S. 454), ein 
neues Formularschreiben herausgegeben, mit dem 
Versetzungsgesuche von Wehrpflichtigen abgelehnt 
werden. Es heißt dort: 

„Nach Prüfung Ihres Gesuches kann einer Ver- 
setzung nach . . . nicht stattgegeben werden. Durch 
die im Zuge der Verkürzung der Wehrpflicht auf 
15 Monate funktionsbezogene Einberufung kann 
einer Versetzung nur zugestimmt werden, wenn 
die persönlichen Verhältnisse des Soldaten in 
bezug auf die örtliche Verwendung im Rahmen 
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'der Wehrpflicht als besondere Härte zu werten 
ist und ein Verbleiben am bisherigen Dienstort 
unzumutbar erscheinen ließe. Das liegt bei Ihnen 
nicht vor." 

Der Zusatz, wonach das Verbleiben am bisherigen 
Dienstort für den Wehrpflichtigen unzumutbar sein 
müsse, ist nach meiner Auffassung nicht zulässig, 
weil hierdurch der Eindruck entstehen kann, die 
besondere Härte allein rechtfertige die beantragte 
Versetzung nicht. 

Zur Einberufung von Verheirateten mit Kindern 
wurde mit Erlaß vom 15. März 1973 durch den Bun- 
desminister der Verteidigung bestimmt, daß ver- 
heiratete Wehrpflichtige mit Kindern nur dann zum 
Grundwehrdienst einberufen werden, wenn der Be- 
darf auch nach Ausnutzung des übergebietlichen 
Ausgleichs zwischen den Wehrbereichen anderwei- 
tig nicht gedeckt werden kann. Diese Regelung gilt 
für die Einberufung von Wehrpflichtigen ab Dienst- 
antrittstermin 2. Juli 1973. Eine ordnungsgemäße 
Ausführung dieser Einberufungsanordnung setzt 
voraus, daß den Kreiswehrersatzämtern der Fami- 
lienstand des Wehrpflichtigen und die Kinderzahl 
im Zeitpunkt der Einberufung bekannt sind. Hierzu 
wird der Wehrpflichtige zwar bei der Musterung 
befragt; eine gesetzliche Verpflichtung, die Ände- 
rung des Familienstandes den Wehrersatzbehörden 
mitziuteilen, besteht jedoch nicht. Ich rege daher an, 
die Meldepflichten im Rahmen der Wehrüberwa- 
chung gemäß § 24 Abs. 6 Wehrpflichtgesetz um die 
Verpflichtung zu ergänzen, Änderungen des Fami- 
lienstandes und der Kinderzahl dem Kreiswehr- 
ersatzamt anzuzeigen. 

Bei grundsätzlich positiven Auswirkungen des Erlas- 
ses vom 15. März 1973 hat dieser dennoch zu be- 
trächtlicher Unruhe in der Truppe und einer Viel- 
zahl von Eingaben geführt. Ursache war die in ihm 
enthaltene Aussage, die Fürsorge gebietet es, ver- 
heiratete Wehrpflichtige mit Kindern von Wochen- 
enddiensten zu verschonen. Der Erlaß war wegen 
seiner erheblichen Bedeutung von der Presse aufge- 
griffen worden und fand auch ein starkes Echo in 
den Streitkräften. Als schließlich in „bundeswehr 
aktuell" vom 13. April 1973 der zitierte Satz eben- 
falls ohne Einschränkung wiedergegeben worden 
war, ersuchte ich den Bundesminister der Verteidi- 
gung um eine Stellungnahme. In dieser wird die 
Auffassung vertreten, daß es sich bei den Einberu- 
fungsanordnungen des Bundesministers der Vertei- 
digung nur um Verwaltungsvorschriften an die nach- 
geordneten Wehrersatzbehörden handele. Der Hin- 
weis, daß die Fürsorge für die verheirateten Wehr- 
pflichtigen mit Kindern eine Verschonung von 
Wochenenddiensten gebiete, diene nur zur Begrün- 
dung der Eignung dieses Personenkreises im Hin- 
blick auf die Auswahl bei der Einberufung. Dieser 
Hinweis sei nicht als bindende Weisung an die 
Truppe zu betrachten. Eine solche Feststellung könne 
schon aus Gründen der Zuständigkeit keine Wir- 
kung für die Gestaltung des Dienstbetriebes bei der 
Truppe haben. Eine ähnliche klärende Darlegung er- 
schien schließlich auch in „bundeswehr aktuell" vom 
13. August 1973. Es wäre durch bessere Formulie- 
rung vermeidbar gewesen, daß bei den betroffenen 


Personen der Eindruck entstand, sie seien nunmehr 
generell von Wochenenddiensten befreit. 

Der Gesetzgeber hat dem Bundesminister der Ver- 
teidigung mit § 40 Abs. 1 Wehrpflichtgesetz die 
Möglichkeit eingeräumt, bei Wehrpflichtigen die 
Verleihung eines vorläufigen Dienstgrades vorzu- 
nehmen, wenn sie auf Grund ihrer durch Lebens- 
und, Berufserfahrung erworbene besondere Eig- 
nung für eine militärfachliche Verwendung vorgese- 
hen sind. Seit Jahren erhalte ich immer wieder Ein- 
gaben, die sich gegen die vom Bundesminster der 
Verteidigung geübte Praxis wenden, nur grund- 
wehrdienstleistenden approbierten Ärzten, Zahn- 
ärzten und Apothekern den vorläufigen Dienstgrad 
„Stabsarzt beziehungsweise Stabsapotheker der Re- 
serve" zu verleihen. Es ist verständlich, daß auf 
Grund des nach wie vor bestehenden Fehls an Zeit- 
und Berufssanitätsoffizieren zur Vermeidung von 
Mängeln und Mißständen in der freien Heilfürsorge 
auf wehrpflichtige Mediziner zurückgegriffen wer- 
den muß und diesen gemäß § 40 Abs. 1 Wehrpflicht- 
gesetz ein höherer Dienstgrad verliehen wird. Ich 
meine aber, daß es mit dem Gleichheitsgrundsatz 
nicht zu vereinbaren ist, wenn der Bundesminister 
der Verteidigung nur für diesen Personenkreis von 
seinem Ermessen Gebrauch macht und anderen 
Wehrpflichtigen, die auch militärfachlich verwendet 
und in einer sonst von höher dotierten Soldaten 
wahrgenommenen Tätigkeit eingesetzt sind, einen 
höheren vorläufigen Dienstgrad vorenthält. So ver- 
mag ich nicht einzusehen, weshalb ein Matrose, 
graduierter Ingenieur, eingesetzt bei einer Schule 
der Marine als Truppenfachlehrer auf einem STAN- 
Dienstposten „Hauptmann", im Dienstgrad Matrose/ 
Gefreiter Unterricht erteilen muß, oder ein appro- 
bierter Tierarzt, bei einer Veterinär-Untersuchungs- 
stelle der Bundeswehr im Aufgabengebiet eines 
Stabsveterinärs verwendet, den Dienstgrad Sani- 
tätssoldat/Gefreiter behält. Es ist auch nicht ein- 
leuchtend, daß ein graduierter Betriebswirt, einge- 
setzt in den Bereichen Beschaffungsplanung und 
-Organisation bei einem Materialamt auf dem STAN- 
Dienstposten eines Hauptmanns nur bis zum Dienst- 
grad eines Gefreiten aufrücken konnte. Es müßte 
sich ermöglichen lassen, allen Grundwehrdienstlei- 
stenden und nicht nur Wehrübenden den nach der 
STAN für den jeweiligen Dienstposten vorgesehe- 
nen Dienstgrad zu verleihen, wenn sie militärfach- 
lich verwendet werden. Das Argument des Bundes- 
ministers der Verteidigung, nur bei den Heilberu- 
fen könne die zivile Ausbildung voll militärisch ge- 
nutzt werden, überzeugt mich nicht, denn es gibt 
zahlreiche zivile Ausbildungen mit entsprechenden 
Abschlüssen, die an den Schulen der Bundeswehr 
ebenfalls erreicht werden können und deren Absol- 
venten anschließend den Streitkräften mit ihrer 
Ausbildung voll zur Verfügung stehen. Auch der 
Gesichtspunkt, nicht alle Wehrpflichtigen mit einer 
abgeschlossenen Berufsausbildung könnten entspre- 
chend eingesetzt werden, halte ich nicht für zwin- 
gend, da der Bundesminister der Verteidigung im 
Rahmen des ihm eingeräumten Ermessens vom Be- 
darf her unter den Wehrpflichtigen mit abgeschlos- 
sener Berufsausbildung eine Besten-Auslese durch- 
führen kann. 
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Auch verstößt meines Erachtens der Erlaß des Bun- 
desministers der Verteidigung, mit dem dieser fest- 
legte, daß wehrpflichtige Mediziner, die sich nicht 
um ihre Approbation bemühen, mit dem vorläufigen 
Dienstgrad „Leutnant der Reserve" einzuberufen 
sind, gegen den Gleichheitsgrundsatz. Diese Wehr- 
pflichtigen dürfen nicht als Arzte bei der Bundes- 
wehr eingesetzt werden, ihre zivile Ausbildung 
wird daher nicht militärisch genutzt. Somit besteht 
keine Veranlassung, ihnen einen höheren Dienst- 
grad zu verleihen als jenen Wehrpflichtigen, die 
ihrer Berufsausbildung entsprechend eingesetzt wer- 
den. 

Die vom Bundesminister der Verteidigung erlasse- 
nen Weisungen für die Reservistenarbeit sehen vor, 
daß Wehrübungen sowohl für die Truppe als auch 
für den Reservisten sinnvoll und nutzbringend durch- 
geführt werden. Die Anzahl der Eingaben von Wehr- 
übenden ist relativ gering. In diesen werden man- 
gelnde Koordination zwischen der übenden Einheit 
und den Einberufungsbehörden, organisatorische 
Mängel und Fehlverhalten von Beteiligten gerügt. 

Im einzelnen gab es folgende Probleme: Es kam vor, 
daß Wehrübende über Hunderte von Kilometern zu 
ihrem Einsatztruppenteil anreisen mußten oder ge- 
zielt zu einem für Reservisten veranstalteten Lehr- 
gang einberufen wurden, an dem sie bereits früher 
teilgenommen hatten. Dies widerspricht sicherlich 
allen Vorstellungen von einer sinnvollen Reser- 
vistenplanung. Auch halte ich es für bedenklich, 
daß Widersprüche gegen Einberufungsbescheide zu 
Wehrübungen oft erst sehr kurz vor dem Tag des 
Dienstantritts oder nach diesem durch die Wehrbe- 
reichsverwaltungen beschieden werden. Wenn die 
Ursachen hierfür auch in der Vielzahl der Wider- 
sprüche und der angespannten Personallage liegen, 
so sollten die Kreiswehrersatzämter zumindest die 
Einberufungsbescheide so frühzeitig versenden, daß 
das Widerspruchsverfahren vor dem Einberufungs- 
termin abgeschlossen werden kann. 

Andererseits beobachte ich die schlechte Dienstauf- 
fassung einiger Reservisten mit Sorge. So berichtete 
mir der stellvertretende Kommandeur eines Heimat- 
schutzkommandos : 

„Bei meinem Durchgang stellte ich fest, daß einige 
Soldaten die Ausbilder bewußt provozieren woll- 
ten, Einige Unteroffiziere erklärten mir, daß die 
Ausbildung nicht einfach sei, da die Soldaten 
schon zur Einberufung in angetrunkenem Zustand 
in der Kaserne angekommen seien. Mir gegenüber 
erklärten zwei Reservisten, daß der ganze mili- 
tärische Dienst keinerlei Sinn hätte und die 
Truppe dringend Bier benötigen würde, denn der 
Kaffee würde ihnen nicht schmecken. Um weiteren 
Provozierungen vorzubeugen, habe ich einzelne 
Gruppen, in denen sich besonders negativ einge- 
stellte Soldaten befanden, über Sinn und Zweck 
der Bundeswehr und die notwendigen Einberufun- 
gen von Reservisten belehrt." 

Der Bataillonskommandeur gab folgendes ergänzen- 
des Stimmungsbild: 

„Mit Beginn der Schießausbildung und der an- 
schließenden Gefechtsausbildung erhielten die Re- 


servisten Übungszusatzverpflegung. Am Samstag 
wurde zusätzlich zur Abendkost eine heiße Lin- 
sensuppe gereicht. Nur etwa 10 Soldaten empfin- 
gen diese Suppe. Dem Koch wurden Ausdrücke 
zugerufen wie ,freßt Euren Dreck allein, wir wol- 
len Bier'. Dasselbe spielte sich bei der Ausgabe 
von Tee ab." 

Es ist zu hoffen, daß durch die vom Bundesminister 
der Verteidigung für die spezielle Reservistenarbeit 
angeordnete ausführliche Information der beorder- 
ten Reservisten über eine bevorstehende Wehr- 
übung eine Besserung der Zustände erreicht wird. 

Durch das Gesetz zur Änderung des Unterhaltssiche- 
rungsgesetzes und des Arbeitsplatzschutzgesetzes 
vom 8. Mai 1973 (BGBl. I S. 365) wurde für grund- 
wehrdienstleistende Sanitätsoffiziere eine neue Lei- 
stung eingeführt (§ 12 a USG). Sie erhalten nunmehr 
im Rahmen der Unterhaltssicherung einen monat- 
lichen Pauschbetrag von 1050 DM, der sich bei 
unterhaltsberechtigten Familienangehörigen um be- 
stimmte Beträge erhöht. Vor dieser Novellierung 
des Unterhaltssicherungsgesetzes — USG — wurden 
wehrpflichtige Stabsärzte in derselben Weise abge- 
funden wie andere Wehrpflichtige, d. h. vor Voll- 
endung des 25. Lebensjahres erhielten sie allgemeine 
Leistungen nach § 5 USG, Einzelleistungen nach § 6 
USG und Sonderleistungen nach § 7 USG; nach Voll- 
endung des 25. Lebensjahres Verdienstausfallent- 
schädigung nach § 13 USG, Die meisten wehrpflich- 
tigen Sanitätsoffiziere sind schon bei ihrer Einbe- 
rufung zur Bundeswehr über 25 Jahre alt. Nach der 
bisherigen Regelung wurden sie grundsätzlich mit 
einer Verdienstausfallentschädigung abgefunden, 
die zum Teil erheblich höher war, als die Pausch- 
sätze des § 12 a USG. Nach Inkrafttreten des Ände- 
rungsgesetzes vom 8. Mai 1973 gingen über 60 Ein- 
gaben bei mir ein, in denen sich die Petenten dar- 
über beschwerten, daß sie gegenüber der bisherigen 
Regelung mit den neuen Leistungen erheblich schlech- 
ter gestellt seien. Auch hätten sie sich hierauf nicht 
einstellen können, da die neue Rechtslage sie unvor- 
bereitet getroffen habe. Nach Beendigung ihres Stu- 
diums hätten sie oft erhebliche finanzielle Verpflich- 
tungen auf sich genommen, die sie während des ab- 
zuleistenden Wehrdienstes mit den niedrigen Lei- 
stungen des USG nicht mehr erfüllen könnten. In 
Einzelfällen wurden Einkommensverluste von über 
2000 DM monatlich geltend gemacht. Da diese 
Wehrpflichtigen weder zum Zeitpunkt der Muste- 
rung noch zu einem späteren Termin mit einer Ände- 
rung des USG rechnen mußten, konnten sie unbe- 
schadet ihrer bevorstehenden Einberufung nach Be- 
endigung ihrer akademischen Ausbildung Zahlungs- 
verpflichtungen eingehen. Dies gilt insbesondere in 
den Fällen, in denen sich die Einberufung nicht naht- 
los an die Approbation anschloß. Für diesen Per- 
sonenkreis hat der Bundesminister der Verteidigung 
mit Erlaß vom 17. September 1973 der Gewährung 
eines Härteausgleichs allgemein zugestimmt. Weiter 
müßte geprüft werden, ob die Leistungen nach § 12 a 
USG nicht schon bald anzuheben sind, da das Durch- 
schnittseinkommen der Ärzte inzwischen wesentlich 
höher liegt als dasjenige, das bei den Vorarbeiten 
zu der Gesetzesänderung zugrunde gelegt wurde. 
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Die Gesundheitsfürsorge wird trotz einer Reihe in- 
zwischen ergriffener Abhilfemaßnahmen nach wie 
vor durch die schlechte Personallage im Sanitäts- 
dienst beeinträchtigt. Von 2869 Sanitätsoffizierstel- 
len sind lediglich 1441 mit Berufs- und Zeitoffizieren 
besetzt. Die Jahrgänge 1913 bis 1920 sind im Sani- 
tätsdienst überproportional stark vertreten; bis 1980 
werden etwa 80 v. H. aller derzeit dienenden Sani- 
tätsoffiziere aus Altersgründen aus der Bundeswehr 
ausscheiden. Es ist damit zu rechnen, daß in den 
nächsten Jahren in zunehmendem Maße wehrpflich- 
tige Ärzte die ärztliche Versorgung der Streitkräfte 
sicherstellen müssen. Etwa 90 v. H. der wehrpflich- 
tigen Ärzte werden als Truppenärzte eingesetzt. 
Wegen der besonderen Anforderungen der Gesund- 
heitsfürsorge in der Truppe wird der Bundesminister 
der Verteidigung die Aus- und Fortbildung gerade 
dieser Ärzte besonders fördern müssen. 

Seit dem 1. Januar 1973 werden alle „wehrdienst- 
fähig" gemusterten Ärzte zum vollen Grundwehr- 
dienst einberufen. Eine Einberufung für drei oder 
zwölf Monate gibt es seither nicht mehr. Hierdurch 
trat in der ersten Hälfte des Jahres 1973 ein erheb- 
licher Engpaß an wehrpflichtigen Ärzten auf, da in- 
folge des Stichtages 1. Januar 1973 nicht schon vor 
diesem Termin mehr wehrpflichtigen Ärzte zum 
vollen* Grundwehrdienst einberufen werden konn- 
ten. Dies war der Grund für die zu Beginn des 
Jahres 1973 bei einigen Bundeswehrkrankenhäusern 
aufgetretenen personellen Engpässe. Der Bundes- 
minister der Verteidigung ordnete an, daß weiterhin 
wehrpflichtige Ärzte, die sich in der Facharztweiter- 
bildung befinden, bei Bundeswehrkrankenhäusern 
eingesetzt werden sollen. Die personellen Schwie- 
rigkeiten können jedoch zur Zeit noch nicht besei- 
tigt werden, da — wie mir der Bundesminister der 
Verteidigung mitteilte — - das Aufkommen an wehr- 
pflichtigen Ärzten im Hinblick auf den Bedarf der 
Streitkräfte noch bis in das Jahr 1974 hinein unzu- 
reichend sein wird. 

Die angespannte Personallage und damit die schwie- 
rige Situation in der Gesundheitsfürsorge wird auch 
durch folgende Vorgänge deutlich, die Gegenstand 
von Eingaben waren: 

— Ein Soldat hatte sich über den Vertragsarzt sei- 
ner Einheit beklagt und dargetan, dieser würde 
Untersuchungen nur oberflächlich und unzurei- 
chend durchführen. Der Arzt begründete sein 
Verhalten mit Überlastung und schlechter Infra- 
struktur des Sanitätsbereiches. Der von mir um 
eine Stellungnahme gebetene Vorgesetzte führte 
u. a. aus, die Situation in diesem Standort sei 
nur schwer zu bereinigen, weil sich der Vertrags- 
arzt geweigert habe, einen wehrpflichtigen Stabs- 
arzt als Unterstützung zu akzeptieren. Er habe 
mit sofortiger Kündigung gedroht, wenn er nicht 
mehr auf sein volles Monatspensum komme. 

— In einer Eingabe wurde mir berichtet, daß in 
einer Einheit Einstellungsuntersuchungen von 
Rekruten in durchschnittlich zwei bis drei Minu- 
ten durchgeführt worden seien. In der von mir 
erbetenen Stellungnahme wurde als Begründung 
für dieses Verhalten die Überlastung der mit der 


Einstellungsuntersuchung betrauten wehrpflichti- 
gen Ärzte angeführt. 

Auf meine Anfrage teilte der Bundesminister der 
Verteidigung mit, daß es sich in diesem Falle um 
eine Ausnahme handele, die unter Umständen 
noch einige Zeit anhalten werde. Es solle jedoch 
in zunehmendem Maße versucht werden, mehr 
wehrpflichtige Ärzte als bisher bei Einstellungs- 
untersuchungen einzusetzen. 

Die häufig zu beobachtende Langwierigkeit des Ent- 
lassungsverfahrens gemäß § 29 Abs. 2 Wehrpflicht- 
gesetz hat eine ihrer Ursachen in der Besetzung der 
Truppenarztstellen mit unzulänglich eingewiesenen 
wehrpflichtigen Ärzten. Die an der Sanitätsakade- 
mie der Bundeswehr stattfindende Einweisung die- 
ser Ärzte besteht zur Zeit aus je zwei Wochen mili- 
tärischer und fachlicher Ausbildung. Im Hinblick auf 
den verstärkten Einsatz der Wehrpflichtigen als 
Truppenärzte halte ich eine zusätzliche gründliche 
Einweisung bei der Truppe für erforderlich. 

Im Zusammenhang mit der Studienfürsorge bereitete 
die Beurlaubung von Soldaten mit einer zweijähri- 
gen Verpflichtungszeit zum Studium in Numerus 
clausus-Fächern Schwierigkeiten. Infolge des Man- 
gels an Studienplätzen an westdeutschen Hochschu- 
len und Universitäten und des inzwischen für nahezu 
alle Studienrichtungen eingeführten Numerus clau- 
sus hatten zahlreiche wehrpflichtige Abiturienten 
sich auf zwei Jahre in der Hoffnung verpflichtet, daß 
sich für sie in dieser Zeit eine Studienmöglichkeit 
eröffnen werde. Einigen dieser Soldaten gelang es 
durch Zufall etwa über das Lossystem für das Som- 
mersemester 1973 einen Studienplatz zu erhalten. 
Um ihr Studium — meist handelte es sich um die 
Fachrichtungen Humanmedizin und Zahnmedizin — 
termingerecht aufnehmen zu können, beantragten sie 
für ihre restliche Wehrdienstzeit (etwa sechs Wo- 
chen) Sonderurlaub unter Wegfall der Geld- und 
Sachbezüge. Diese Anträge wurden, von wenigen 
Ausnahmen abgesehen, abgelehnt, die Beschwerden 
vom Bundesminister der Verteidigung zurückgewie- 
sen. Zur Begründung wurde ausgeführt, die Zuwei- 
sung eines Studienplatzes sei kein wichtiger Grund, 
der eine Beurlaubung erfordere, da die Zulassung 
etwa zum Studium der Humanmedizin erfahrungsge- 
mäß keine einmalige und unwiderbringliche Chance 
darstelle. 

Ich halte diese Entscheidung mit den Grund- 
sätzen der Inneren Führung für unvereinbar. Die in 
Einzelfällen unter Anrechnung des noch zustehen- 
den Jahresurlaubs erforderliche Urlaubsdauer von 
19 Tagen war im Verhältnis zur Gesamtdienstzeit 
so unwesentlich, daß die Ablehnung dieser Anträge 
meines Erachtens gegen den Grundsatz der Verhält- 
nismäßigkeit verstieß. Darüber hinaus ist zu berück- 
sichtigen, daß auf Weisung des Bundesministers der 
Verteidigung grundwehrdienstleistende Abiturien- 
ten sofort zu entlassen sind, wenn sie einen Studien- 
platz für Humanmedizin, Zahnmedizin oder Pharma- 
zie nachweisen. Es ist mir nicht verständlich, wes- 
halb ein SaZ 2 „aus organisatorischen Gründen" 
nicht ebenfalls verpflichtet werden kann, die rest- 
liche Dienstzeit im Anschluß an sein Studium „nach- 
zudienen". Diese Angelegenheit sollte vom Bundes- 
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minister der Verteidigung nochmals überprüft und 
einer den Grundsätzen der Inneren Führung entspre- 
chenden Lösung zugeführt werden. 

Durch den Staatsvertrag der Länder über die Ver- 
gabe von Studienplätzen vom 20. Oktober 1972 wird 
der abgeleistete Grundwehrdienst insofern berück- 
sichtigt, als bei gleichem Rang diejenigen Bewerber 
den Vorrang haben, die eine Dienstpflicht nach Ar- 
tikel 12 a Abs. 1 und 2 Grundgesetz erfüllt haben. 
Nach den Bestimmungen dieses Vertrags darf ihnen 
aus einer Verschärfung der Zulassungsbedingungen, 
die seit Beginn ihres Dienstes eingetreten ist, kein 
Nachteil erwachsen. Dies gilt jedoch nicht für jene 
Soldaten, die auf Grund freiwilliger Verpflichtung 
Wehrdienst leisten beziehungsweise geleistet ha- 
ben. 

Der Bundesminister der Verteidigung hatte sich Ende 
Juli 1973 wegen des Zugangs dieser Soldaten zum 
Hochschulstudium an das Ministerium für Wissen- 
schaft und Forschung des Landes Nordrhein-West- 
falen und das Sekretariat der Ständigen Konferenz 
der Kultusminister der Länder gewandt und war da- 
für eingetreten, daß Studienbewerber, die als Solda- 
ten auf Zeit gedient haben, bei der Zulassung zum 
Studium in Numerus clausus-Fächern jenen Bewer- 
bern gleichgestellt werden, die ihren Grundwehr- 
dienst abgeleistet haben und hierfür einen Bonus 
erhalten. In einem persönlichen Schreiben an den 
Generalsekretär der Ständigen Konferenz der Kul- 
tusminister der Länder hatte ich diesen Vorschlag 
unterstützt, sowohl im Interesse der Soldaten als 
auch der Streitkräfte, denen es schwerfallen dürfte, 
Abiturienten für eine längere Verpflichtungszeit zu 
gewinnen, wenn diese bei der Zulassung zum Stu- 
dium nicht berücksichtigt wird. 

Der Verwaltungsausschuß der Zentralstelle für die 
Vergabe von Studienplätzen hat auf Grund dieser 
Bemühungen entschieden, daß auch diejenigen Be- 
werber bevorzugt behandelt werden, die eine 
Dienstpflicht nach Artikel 12 a Abs. 1 Grundgesetz 
auf Grund freiwilliger Verpflichtung als Soldat auf 
Zeit erfüllt haben. Möglicherweise wird diese Rege- 
lung demnächst auf Soldaten mit einer Verpflich- 
tungszeit von zwei Jahren beschränkt und damit an 
§ 36 des Entwurfs des Hochschulrahmengesetzes an- 
geglichen werden. 

Von Soldaten der Teilstreitkraft Marine wird seit 
Jahren gefordert, den Besatzungen der schwimmen- 
den Einheiten der Bundesmarine zum Ausgleich 
für die allgemein unzureichende Unterbringung an 
Bord endlich ausreichende Landunterkünfte zur Ver- 
fügung zu stellen. Bei mehreren Truppenbesuchen 
habe ich mich von der Berechtigung dieses Be- 
gehrens überzeugt. Das Weißbuch 1971/72 (S. 186) 
stellte für die Angehörigen der schwimmenden 
Kampfverbände der Marine Verbesserungen in Aus- 
sicht; danach sah ein langfristiger Plan den Bau von 
Unterkünften in den Stützpunkten vor. Dieser Plan 
wurde in der Folgezeit entwickelt. Rund 2000 Sol- 
daten, die Besatzungen der U-Boot- und Schnellboot- 
geschwader, haben Landunterkünfte bezogen, An 
Land unterzubringen sind jetzt noch die Besatzungen 
der Zerstörer, Fregatten, Geleit- und Minensuch- 
boote, insgesamt ca. 6700 Soldaten. Die Kosten für 


die Errichtung neuer Unterkünfte belaufen sich auf 
etwa HO Millionen DM. Inzwischen wurden in Wil- 
helmshaven zwei Unterkunftsgebäude für Besat- 
zungsangehörige eines Zerstörer- und eines Geleit- 
geschwaders freigemacht. In Neustadt/Holstein wer- 
den 1974 Unterkünfte für die Besatzungen eines 
Minensuchgeschwaders eingerichtet. Daneben wer- 
den 1975 in den Stützpunkten Kiel und Flensburg 
je ein Wohnheim für Offiziere und Unteroffiziere 
mit einer Kapazität von rund 230 Plätzen erstellt. 
Dennoch fehlen für die Mehrheit der Kampfschiffs- 
besatzungen auch weiterhin Landunterkünfte. Trotz 
unbestreitbarer Fortschritte sollte diesem Anliegen 
Priorität eingeräumt werden. 

Soldaten, die nicht Inhaber eines Eingliederungs- 
scheines sind, haben nach den Bestimmungen des 
Soldatenversorgungsgesetzes (§ 5 Abs. 1 Soldaten- 
versorgungsgesetz — SVG — ) Anspruch auf Fach- 
ausbildung auf Kosten des Bundes, wenn sie auf die 
Dauer von mindestens vier Jahren in das Dienst- 
verhältnis eines Soldaten auf Zeit berufen worden 
sind. § 5 Abs. 8 SVG überläßt die nähere Rege- 
lung über die Antragstellung, den Beginn der Fach- 
ausbildung und die Höhe der Kosten einer Rechtsver- 
ordnung, die die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrates erläßt. Nach dieser Rechtsverord- 
nung — Verordnung zur Durchführung der §§ 4, 5 
und 5 a des SVG vom 26. Oktober 1965 (BGBl. I 
S. 1746) in der Fassung vom 22. Oktober 1970 (BGBL 
I S. 1448) sind Soldaten, die auf die Dauer von zwölf 
und mehr Jahren in das Dienstverhältnis eines Sol- 
daten auf Zeit berufen worden sind, in den letzten 
eineinhalb Jahren vor Beendigung des Dienstver- 
hältnisses für denjenigen Zeitraum vom militäri- 
schen Dienst freizustellen, der für die ihnen bewil- 
ligte Fachausbildung benötigt wird (§ 18 Abs. 1 Nr. 2 
der Durchführungsverordnung), Von der Frist von 
eineinhalb Jahren kann zugunsten des Soldaten 
bis zu fünf Monaten abgewichen werden, wenn der 
Anspruch aus § 4 Abs. 1 in Verbindung mit § 5 a 
Abs. 1 Nr. 2 Soldatenversorgungsgesetz nicht oder 
nicht im vorgesehenen Umfang vor Beendigung des 
Dienstverhältnisses erfüllt werden kann (§ 18 Abs. 3 
der Durchführungsverordnung). Gemäß § 21 Abs. 2 
der Durchführungsverordnung trifft das Kreiswehr- 
ersatzamt die Entscheidung nach § 18. Die Freistel- 
lung vom militärischen Dienst zur Durchführung der 
Fachausbildung regeln die personalbearbeitenden 
Stellen entsprechend der Entscheidung des Kreis- 
wehrersatzamtes nach § 21 Abs. 2 Satz 1 (§ 21 Abs. 4 
Satz 2 der Durchführungsverordnung). 

Aus dem eindeutigen und daher nicht auslegungs- 
fähigen Wortlaut dieser Bestimmung ist zu fol- 
gern, daß die Entscheidung über die Dauer der 
Fachausbildung und die vorzeitige Freistellung 
vom militärischen Dienst allein dem Kreiswehr- 
ersatzamt obliegt. Abweichend hiervon entscheiden 
seit jeher die personalbearbeitenden Referate sowie 
die Stammdienststellen über entsprechende Anträge 
von Offizieren und Unteroffizieren. Diese Verfah- 
rensweise hat im Berichtsjahr zu zahlreichen Einga- 
ben geführt. Meinem Hinweis, daß ich diese Praxis 
für rechtsfehlerhaft halte, hat der Bundesminister 
der Verteidigung unter anderem entgegengehalten, 
daß es nicht zweckmäßig wäre, dem Kreiswehr- 
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ersatzamt eine derartige Entscheidung zu überlassen. 
Sicherlich gibt es gute Gründe für diese Auffas- 
sung; solange jedoch die Durchführungsverordnung 
nicht entsprechend geändert worden ist, stehen die 
von den personalbearbeitenden Stellen getroffenen 
Entscheidungen wegen Verstoßes gegen § 21 Abs. 2 
und 4 der Durchführungsverordnung dm Wider- 
spruch zum geltenden Recht. An dieser Rechtslage 
ändert auch die Neufassung der allgemeinen Ver- 
waltungsvorschriften zum SVG vom 10. Mai 1973 
(VMBl. S. 207) nichts. Nummer 28 Abs. 4 besagt, daß 
die personalbearbeitenden Stellen über die Frei- 
stellung vom militärischen Dienst zu entscheiden 
und hierüber dem Soldaten einen schriftlichen Be- 
scheid mit Rechtsmittelbelehrung zu erteilen ha- 
ben. Diese Bestimmung verstößt ebenfalls gegen die 
genannte Vorschrift der Durchführungsverordnung, 
da eine Rechtsverordnung durch eine einfache Ver- 
waltungsvorschrift nicht außer Kraft gesetzt wer- 
den kann. 

Das Bayerische Verwaltungsgericht München teilt 
in einem am 19. Oktober 1973 ergangenen Urteil 

— Nr. 20 XII 73 — meine Auffassung. Der Bundes- 
minister der Verteidigung hat gegen diese Entschei- 
dung Berufung eingelegt und behält die bisherige 
Verfahrensweise bei. 

Mit Erlaß vom 3. Mai 1973 hat der Bundesminister 
der Verteidigung — VR II — Az: 16-02-10-01 — an- 
geordnet, daß Soldaten auf Zeit nicht vom militäri- 
schen Dienst zur Durchführung einer Fachausbildung 
in Berlin (West) freigestellt werden dürfen. Dieser 
Erlaß steht im Gegensatz zu § 9 Abs. 2 der Verord- 
nung zur Durchführung der §§ 4, 5 und 5 a des SVG, 
wonach die Fachausbildung in öffentlichen und pri- 
vaten Bildungseinrichtungen und Betrieben im Bun- 
desgebiet einschließlich des Landes Berlin durch- 
geführt wird. Der Bundesminister der Verteidigung 
hat eine klärende Ergänzung des § 9 der Verordnung 
zur Durchführung der §§ 4, 5 und 5 a SVG zuge- 
sagt. Diese hätte vor Herausgabe des Erlasses vom 
3. Mai 1973 erfolgen müssen. 

Aus Eingaben und Stellungnahmen der beteiligten 
Dienststellen habe ich den Eindruck gewonnen, daß 
Verfahren zum Ausgleich für Wehrdienstbeschä- 
digungen unzumutbar lange dauern. Nicht selten 
vergehen Jahre, bis der inzwischen aus der Bundes- 
wehr ausgeschiedene Soldat den Bescheid des Wehr- 
bereichsgebührnisamtes über den Ausgleich gemäß 
§ 85 SVG oder des Versorgungsamtes über die zu- 
stehende Versorgung in Händen hat. Hierfür zwei 
Beispiele: 

— In einem Fall entschied das Wehrbereichsgebühr- 
nisamt am 1. Juni 1973 über einen für die Zeit 
vom 1. Januar 1972 bis 31. Dezember 1972 zu zah- 
lenden Ausgleich. Der Bescheid des Versorgungs- 
amtes war bereits am 22. Februar 1973 ergangen. 
Der ehemalige Soldat hatte sich im Dienst eine 
Lungentuberkulose zugezogen, die eine Minde- 
rung der Erwerbsfähigkeit von 100 v. H. zur 
Folge hatte. 

— In einem anderen Fall wurde ein Wehrdienstbe- 
schädigungs-Blatt erst bei der Überprüfung der 
Eingabe, das heißt sieben Monate nach Ausstel- 
lung, unbearbeitet in den Akten eines inzwischen 


entlassenen wehrpflichtigen Stabsarztes gefun- 
den. 

Die Ursachen für diese langen Bearbeitungszeiten 
liegen unter anderem in der Unkenntnis der ein- 
schlägigen Bestimmungen und der Unerfahrenheit 
der als Truppenärzte eingesetzten wehrpflichtigen 
Sanitätsoffiziere, nicht zuletzt aber auch in bürokra- 
tischen Hemmnissen durch die Beteiligung zahlrei- 
cher Dienststellen. So ist nach dem Gemeinsamen 
Erlaß des Bundesministers der Verteidigung und des 
Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung vom 
9. Dezember 1968 (VMBl. 1969 S. 70) im Verfahren 
zur Feststellung einer in der Bundeswehr erlittenen 
Wehrdienstbeschädigung die Einschaltung des Trup- 
penarztes, des Sanitätsamtes der Bundeswehr, des 
Versorgungsamtes, unter bestimmten Voraussetzun- 
gen, des Landesversorgungsamtes, des Wehrbereichs- 
gebührnisamtes, der Wehrbereichsverwaltung und 
gegebenenfalls des Bundesministers der Verteidi- 
gung vorgesehen. Die zuständigen Dienststellen 
und Ressorts sollten Überlegungen anstellen, wie 
dieses Verfahren vereinfacht und verkürzt werden 
kann. 

Probleme des Besoldungsrechts führten auch im Be- 
richtsjahr zu einer Reihe von Eingaben. Schon im 
Jahresbericht 1972 hatte ich Verzögerungen in der 
Auszahlung der den Soldaten zustehenden Dienst- 
und Versorgungsbezüge beanstandet. Im Berichts- 
jahr stand ein Wehrbereichsgebührnisamt im Mit- 
telpunkt zahlreicher berechtigter Fragen. Dieses Amt 
war auf Grund seiner personellen Besetzung nicht in 
der Lage, insbesondere die Bezüge der ins Ausland 
kommandierten oder versetzten Soldaten rechtzeitig 
zu errechnen und anzuweisen. Nachdem ursprüng- 
lich geplant war, mit Wirkung vom 1. Januar 1975 
die Dienstbezüge der im Ausland verwendeten Sol- 
daten an Stelle des bisherigen manuellen Verfah- 
rens in diesem Amt maschinell berechnen zu lassen, 
hat der Bundesminister der Verteidigung nunmehr 
angeordnet, bereits zum 1. Januar 1974 die maschi- 
nelle Aufbereitung von Auslandsdienstbezügen und 
-beschäftigungsvergütungen vorzunehmen. 

Im April 1973 wurde für wehrpflichtige Soldaten, die 
in einer Untertageanlage — Materialdepot — in 
Süddeutschland eingesetzt waren, die Zahlung der 
sogenannten Grubenaufwandsentschädigung einge- 
stellt, da Zweifel auftraten, ob diese auch an Wehr- 
pflichtige gezahlt werden durfte. Diese Bedenken 
hatten sich aus dem Erlaß des Bundesministers der 
Verteidigung — VR IV 4 — (P I 4) Az. 19 — 02 — 09 
vom 27. August 1964 ergeben. Danach ist die Auf- 
wandsentschädigung bei dem Titel zu buchen, aus 
dem der Berechtigte seine Dienstbezüge erhält. Da 
Wehrpflichtige keine Dienstbezüge, sondern Wehr- 
sold erhalten, erschienen Zweifel an diesem Ver- 
fahren durchaus berechtigt. In der Folgezeit wand- 
ten sich zahlreiche Wehrpflichtige sowohl an mich 
als auch auf dem Beschwerdeweg an ihre Vorge- 
setzten Dienststellen. Am 15. Mai 1973 entschied der 
Bundesminister der Verteidigung, daß die Gruben- 
aufwandsentschädigung bei Vorliegen der sonstigen 
Voraussetzungen an Wehrsoldempfänger zu Recht 
gezahlt worden sei und weiter gewährt werden 
könne. 
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In meinem Jahresbericht 1972 hatte ich angeregt, die 
monatliche Bekleidungsabnutzungsentschädigung in 
Höhe von 26 DM der geänderten wirtschaftlichen 
Situation anzupassen. Einem entsprechenden Antrag 
des Bundesministers der Verteidigung wurde im 
Jahre 1973 aus konjunkturellen Gründen vom Bun- 
destag nicht entsprochen. Der Bundesminister der 
Verteidigung hat daraufhin im Haushalt 1974 er- 
neut vorgesehen, die monatliche Bekleidungsabnut- 
zungsentschädigung zu erhöhen. Ich hoffe, daß in 
diesem Jahr für diese Maßnahme ausreichende 
Haushaltsmittel zur Verfügung stehen werden. 

4.3.4 Bearbeitung von Wehrbeschwerden und Anträgen 

In meinem Jahresbericht 1972 hatte ich vorgeschla- 
gen, bei Beschwerden in Verwaltungsangelegenhei- 
ten die Vollziehung des Verwaltungsaktes bis zum 
Abschluß des Beschwerdeverfahrens auszusetzen. 
Der Bundesminister der Verteidigung hat mit Erlaß 
vom 14. Dezember 1972 meiner Anregung entspro- 
chen. Ich begrüße diese Regelung, da sie geeignet 
ist, bisher aufgetretene Unbilligkeiten auf ein Min- 
destmaß zu beschränken. Der Bundesminister der 
Verteidigung ist zudem meiner in meinem Jahres- 
bericht 1972 ausgesprochenen Empfehlung gefolgt, 
ablehnende Bescheide dem Antragsteller auszuhän- 
digen. 

Im Berichtsjahr mußte ich über die bereits in den 
beiden vorangegangenen Jahresberichten aufgezeig- 
ten Unzulänglichkeiten in der Bearbeitung von 
Wehrbeschwerden hinaus folgendes feststellen: 

Der Bundesminister der Verteidigung hatte in sei- 
ner zusammenfassenden Stellungnahme zu meinem 
Jahresbericht 1972 zum Ausdruck gebracht, mit dem 
Wegfall der weiteren Beschwerde in Statusangele- 
genheiten sei künftig nicht mehr mit erheblichen 
Verzögerungen bei der Bearbeitung von Wehrbe- 
schwerden zu rechnen. Diese optimistische Auffas- 
sung teile ich nicht. Immer noch gibt es eine Reihe 
von Fällen, in denen im Bundesministerium der 
Verteidigung in Beschwerdesachen erst nach ein bis 
zwei Jahren entschieden wird. Auch führt der Weg- 
fall der weiteren Beschwerde in Verwaltungsange- 
legenheiten zu keiner Entlastung der mit truppen- 
dienstlichen Angelegenheiten befaßten Referate des 
Bundesministeriums der Verteidigung. Für den nach- 
geordneten Bereich wird die Neufassung der Wehr- 
beschwerdeordnung kaum nennenswerte Auswir- 
kungen bringen. Soweit auf Divisions- und Korps- 
ebene in die Bearbeitung von Beschwerden Rechts- 
berater eingeschaltet sind — was ich grundsätzlich 
begrüße — , führt dies wegen ihrer sonstigen Be- 
lastung zu teilweise erheblichen Rückständen. Auch 
aus dieser Erwägung heraus sollte der Bundesmini- 
ster der Verteidigung prüfen, ob die beschwerde- 
bearbeitenden Stellen nicht allgemein personell ver- 
stärkt werden können. 

Vermeidbare Verzögerungen treten immer wieder 
auf durch Verstöße gegen die Pflicht zur unmittel- 
baren Vorlage bei der zuständigen Stelle (§ 5 Abs. 3 
Wehrbeschwerdeordnung — WBO), durch Entschei- 
dungen von unzuständigen Dienststellen und feh- 
lende beziehungsweise falsche oder unvollständige 
Rechtsbehelfsbelehrungen. Nach ersten durch die 


Umstellung auf die neuen Bestimmungen bedingten 
Schwierigkeiten hatte ich damit gerechnet, daß in 
der Folgezeit derartige Mängel nachlassen würden. 
Gerade bei Rechtsbehelfsbelehrungen konnte ich 
feststellen, daß sehr häufig Fehler gemacht werden, 
obwohl der Bundesminister der Verteidigung am 
14. Dezember 1972 auf dem Erlaßwege (Belehrung 
von Soldaten über Rechtsbehelfe nach der VwGO, 
WBO, WDO; VMBl. 1973 S. 30) festgelegt hat, wann 
welche Rechtsbehelfsbelehrungen zu erteilen sind. 

Viele Vorgesetzte zeigen sich im Umgang mit der 
Wehrbeschwerdeordnung äußerst unsicher. Ein Be- 
schwerdebescheid muß klar, bestimmt und aus sich 
heraus verständlich sein. Nur dann kann der Be- 
schwerdeführer von den ihm gesetzlich zustehen- 
den weiteren Beschwerde- oder Klagemöglichkeiten 
sachgerecht Gebrauch machen. Es geht nicht an, daß 
einer Beschwerde, „soweit die Möglichkeit besteht", 
stattgegeben wird. In einem Beschwerdebescheid 
des Bundesministeriums der Verteidigung fand ich 
den Entscheidungssatz: „Ihre Beschwerde ist ab 
1. Juli 1973 begründet. Im übrigen ist sie nicht be- 
gründet." Ein Kommandeur verfügte — offensicht- 
lich fürchtete er die Präzedenzwirkung seiner Ent- 
scheidung — in einem Beschwerdebescheid: „Es ist 
Ihnen verboten, anderen von dieser getroffenen 
Entscheidung Kenntnis zu geben", obwohl der Be- 
schwerdebescheid nichts enthielt, was der Geheim- 
haltung bedurfte. Auf meine Anregung hin hat der 
nächsthöhere Vorgesetzte die Streichung dieses Sat- 
zes angeordnet. 

Häufig muß ich feststellen, daß Soldaten in Beschei- 
den auf einschlägige Urteile von Gerichten nur un- 
vollständig hingewiesen werden. Wenn in einem 
Beschwerdebescheid ohne nähere Angabe der Fund- 
stelle auf „Das Urteil des Verwaltungsgerichts Stutt- 
gart vom 28. Juli 1971", „Das Grundsatzurteil des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 30. August 1960" 
oder auf „Bindende Vorschriften" hingewiesen wird, 
so ist der Betroffene kaum in der Lage, die ihm er- 
forderlich scheinende Überprüfung vorzunehmen. 
Eine ungenaue Zitierweise bedeutet für den Be- 
schwerdeführer eine vermeidbare Erschwernis. 

Verschiedentlich wird gegen § 8 Abs. 1 WBO ver- 
stoßen, wonach die Beschwerde nur durch schrift- 
liche Erklärung zurückgenommen werden kann. Ver- 
einzelt wird beim Beschwerdeführer angefragt, ob 
er angesichts einer bestimmten Sach- und Rechtslage 
auf einer formellen Entscheidung bestehe. Gleich- 
zeitig wird ihm mitgeteilt, daß seine Beschwerde 
als erledigt angesehen werde, falls er nicht inner- 
halb einer bestimmten Frist sich schriftlich dagegen 
wende. Dieses offensichtlich der Verwaltungsverein- 
fachung dienende Verfahren ist mit rechtsstaatlichen 
Grundsätzen nicht zu vereinbaren, da es dem Be- 
schwerdeführer etwas unterstellt, was er nicht er- 
klärt hat. Es verstößt darüber hinaus gegen den 
eindeutigen Wortlaut von § 8 Abs. 1 Satz 1 WBO. 
Der Bundesminister der Verteidigung hat in einem 
Einzelfall angekündigt, daß er meine Bedenken teile 
und Maßnahmen ergreifen werde, um diese Verfah- 
rensweise zu unterbinden. 

Ich rege an, den von Rechtsberatern und Rechts- 
lehrern zu erteilenden Rechtsunterricht in nächster 
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Zeit verstärkt auf das Wehrbeschwerderecht und die 
dazu ergangenen Erlasse zu erstrecken. Inzwischen 
sind einige Großverbände dazu übergegangen, sich 
eine Ausfertigung von jedem Beschwerdebescheid 
vorlegen zu lassen. Ich halte diese Maßnahme für 
nachahmenswert; es sollten sich daraus wesentliche 
Erkenntnisse für den Unterricht der Rechtsberater 
oder Maßnahmen der höheren Vorgesetzten er- 
geben. 

Unklarheiten entstanden schließlich aus der Tat- 
sache, daß die WBO keine ausdrückliche Regelung 
des Vertretungsrechtes im Beschwerdeverfahren ent- 
hält. Jeder Soldat kann sich allgemein und auch im 
Verfahren nach der WBO außergerichtlich und ge- 
richtlich durch Rechtsanwälte entsprechend der 
Bundesrechtsanwaltsordnung vertreten lassen. Der 
WBO ist nicht zu entnehmen, ob und inwieweit eine 
andere Vertretung zulässig ist. Da viele Soldaten 
bei der Einberufung nach geltendem Recht noch 
nicht volljährig sind, glauben sie und ihre Eltern, 
nur den Eltern stehe die Befugnis zu, Beschwerde 
einzulegen, beziehungsweise die Eltern seien be- 
vollmächtigt, auch insoweit für ihren Sohn zu han- 
deln. Demgegenüber hat der Bundesminister der 
Verteidigung mit Erlaß vom 28. Mai 1973 — VR II 6 
— Az: 25-05-01 (VMBl. S. 294) bestimmt, daß sich 
der Soldat nur in Verwaltungsangelegenheiten all- 
gemein vertreten lassen kann. In truppendienst- 
lichen Angelegenheiten ist nach dem Erlaß wegen 
des höchstpersönlichen Charakters eine Vertretung 
nicht zulässig, soweit es sich nicht um Rechtsan- 
wälte handelt. Dieser Erlaß ist ergänzungsbedürftig, 
nachdem das Bundesverwaltungsgericht — 1. Wehr- 
dienstsenat — in seinem Beschluß vom 26. Septem- 
ber 1972 (I WB 42/72) für das gerichtliche Antrags- 
verfahren ausgeführt hat, das verfassungskräftige 
Gebot der Waffen- und Chancengleichheit im Pro- 
zeß mache es erforderlich, dem Antragsteller die 
Möglichkeit einzuräumen, sich Rat, Hilfe und Unter- 
stützung bei einer Person seines Vertrauens zu 
holen, ohne ihn zwingend auf die Inanspruchnahme 
eines Rechtsanwalts zu verweisen. Für das Verfah- 
ren vor den Wehrdienstsenaten müsse allerdings 
verlangt werden, daß der gewählte Prozeßvertreter 
dieselben Bedingungen erfülle, die nach § 84 Abs. 2 
Wehrdisziplinarordnung (WDO) für den Verteidiger 
im disziplinargerichtlichen Verfahren gegeben sein 
müßten. 

Nach meiner Auffassung sollten diese Grundsätze 
entsprechend für das vorgerichtliche Verfahren gel- 
ten. Dabei sollte jedoch die Einschränkung gemacht 
werden, daß die Voraussetzungen von § 84 Abs. 2 
WDO in der Person des Vertreters nicht vorzulie- 
gen brauchen. 

4.4 Probleme im Bereich der individuellen 
Menschenführung 

4.4.1 Militärische Ordnung und Disziplin 

Disziplin und Ordnung in den Streitkräften haben 
sich auf einem dem Vorjahr vergleichbaren Niveau 
stabilisiert. Bestimmte Verstöße gegen die Disziplin, 
wie eigenmächtige Abwesenheit und Fahnenflucht, 
Fernbleiben vom Dienst und Zapfenstreichüber- 


schreitungen nahmen in den Disziplinarberichten 
und -Statistiken der Streitkräfte weiterhin einen 
breiten Raum ein und bereiten Sorge. 

Die Motive für diese disziplinären Mängel haben 
sich gegenüber den Vorjahren kaum geändert. Nach 
wie vor waren — insbesondere bei den Wehrpflich- 
tigen — familiäre und finanzielle Schwierigkeiten 
die Hauptursachen für die genannten Fehlverhalten. 
In diesen Fällen bildet den Kern des zu mißbilli- 
genden Verhaltens überwiegend nicht die bewußte 
und gewollte Verletzung des Treueverhältnisses, 
sondern die vorschnelle Resignation des Soldaten 
vor den Problemen, die sich aus der Trennung von 
seiner bisherigen Lebensordnung und dem damit 
verbundenen Verzicht auf die Vorzüge der zivilen 
Sphäre ergeben. Die Soldaten sind diesem Span- 
nungsverhältnis zwischen der gewohnten Freiheit 
des zivilen Lebensbereiches und der ungewohnten 
militärischen Ordnung des Wehrdienstes vielfach 
nicht gewachsen. So verwundert es nicht, daß in 
einer im Berichtsjahr durchgeführten repräsentati- 
ven Umfrage des Münchener Instituts für Jugend- 
forschung die Mehrzahl der befragten 14- bis 25jäh- 
rigen auf die Frage „In welchen Bereichen würden 
Sie für eine Lockerung der Disziplin und Ordnung 
sein?" die Bundeswehr an die erste Stelle setzten. 
Es gehört zu den wichtigsten Zielvorstellungen der 
Grundsätze der Inneren Führung, diese Spannungen 
durch geeignete Maßnahmen auszugleichen, um da- 
mit zur Aufrechterhaltung von Disziplin und militä- 
rischer Ordnung in den Streitkräften beizutragen. 

Das Problem der Abwesenheitsdelikte, das von 
allen Verstößen zahlenmäßig den weitaus größten 
Anteil aufweist, konnte bisher noch nicht zufrieden- 
stellend gelöst werden. Hier scheint mir Abhilfe 
dringend geboten, da — abgesehen vom Gesichts- 
punkt der Aufrechterhaltung der Einsatzbereitschaft 
der Streitkräfte — der personelle und materielle 
Aufwand militärischer und ziviler Dienststellen für 
Nachforschungseinsätze, Untersuchungen, Diszipli- 
när- und Strafverfahren einen kaum mehr zu ver- 
tretenden Umfang erreicht haben. Nicht zuletzt 
auch bleiben die Begleitumstände dieser Dienstver- 
gehen auf Grund ihrer oftmals starken Publizität 
nicht ohne schädliche Auswirkungen auf das An- 
sehen der Bundeswehr in der Öffentlichkeit. 

Der Bundesminister der Verteidigung wird sowohl 
im Bereich der Fürsorge als auch hinsichtlich der 
Gestaltung der individuellen Menschenführung in 
den Streitkräften verstärkt Maßnahmen ergreifen 
müssen, um dieses Problem künftig in den Griff zu 
bekommen. Eine Reihe von Maßnahmen wurde be- 
reits eingeleitet. So konnten im Fürsorgebereich zum 
Beispiel die Beträge nach dem Unterhaltssicherungs- 
gesetz erhöht werden. Die Wehrersatzbehörden wur- 
den angewiesen. Verheiratete mit Kindern in Zu- 
kunft nur dann noch einzuberufen, wenn nicht aus- 
reichend andere Wehrpflichtige zur Verfügung ste- 
hen. Durch eine Reihe von weiteren Maßnahmen, 
wie zum Beispiel die erweiterte Abgabepflicht an 
die Staatsanwaltschaft und die Pflicht zum Nachdie- 
nen, soll künftig ein weiteres Ansteigen der Dienst- 
vergehen im Bereich der Abwesenheitsdelikte der 
Soldaten verhindert werden. Der Bundesminister 
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der Verteidigung hatte im Berichtsjahr außerdem 
eine sozialpsychologische Untersuchung in Auftrag 
gegeben, die vorwiegend die Motivation für diese 
Dienstvergehen ergründen soll, um danach weitere 
gezielte Maßnahmen zu veranlassen. Ich beabsich- 
tige, in meinem nächsten Jahresbericht auf die 
Ergebnisse dieser Studie einzugehen. 

Abschließend zu diesem Problem möchte ich noch 
einige Beispiele schildern, die zeigen, welche 
schwerwiegenden Folgen die oft unbedachten Hand- 
lungen von Soldaten, die der Truppe fernbleiben, 
haben können. 

— Ein Wehrpflichtiger, der bereits achtmal eigen- 
mächtig abwesend gewesen und dafür zweimal 
zu insgesamt zwölf Monaten und zwei Wochen 
Freiheitsstrafe verurteilt worden war, benutzte 
seinen Aufenthalt in einem Bundeswehrkranken- 
haus dazu, sich zum neunten Mal eigenmächtig 
von der Truppe zu entfernen. Dieser Wehrpflich- 
tige war seit drei Jahren verheiratet und hatte 
mit seiner 19jährigen Ehefrau drei Kinder zu 
versorgen. Nach der Beurteilung der Vorgesetz- 
ten war der wehrpflichtige Soldat hochgradig 
labil; er sehe zwar sein Fehlverhalten ein, doch 
sei nicht zu erwarten, daß er sein Verhalten 
grundlegend positiv ändere. Nach einigen Diszi- 
plinarmaßnahmen wurde der Wehrpflichtige zii 
sieben Monaten und zwei Wochen Freiheitsstrafe 
rechtskräftig verurteilt und die Strafe zur Be- 
währung ausgesetzt. Als er erneut eigenmächtig 
abwesend war, wurde er zu fünf Monaten Frei- 
heitsstrafe ohne Bewährung verurteilt. Während 
der gesamten Dauer der Untersuchungshaft 
wurde die Familie durch Einschalten des Militär- 
geistlichen und der Fürsorgebehörde am Fami- 
lienwohnort betreut. 

— Ein Soldat auf Zeit blieb im vorletzten Monat 
seiner sechsjährigen Dienstzeit dem Englisch- 
Kursus, zu dem er im Rahmen der Berufsförde- 
rung abkommandiert war, eigenmächtig fern. Er 
war bereits zwei Jahre zuvor 17 Tage der Truppe 
eigenmächtig ferngeblieben. Aus diesem Grunde 
wurde er zu einer zweimonatigen Freiheitsstrafe 
verurteilt, die er verbüßte. Außerdem wurde 
ihm im disziplinargerichtlichen Verfahren gemäß 
§ 60 WDO das Ruhegehalt aberkannt. 

— Bereits während seiner Grundausbildung hatte 
sich ein Soldat eigenmächtig von der Truppe ent- 
fernt. Deshalb erhielt er vier Wochen Jugend- 
arrest, der durch die erlittene Untersuchungshaft 
als verbüßt erklärt wurde. Neun Monate später 
wurde er wegen Fahnenflucht zu einer Jugend- 
strafe von sechs Monaten verurteilt. Wiederum 
neun Monate später wurde er erneut wegen 
Fahnenflucht verurteilt, diesmal zu einer Jugend- 
strafe von acht Monaten, die zur Zeit vollstreckt 
wird. 

Liegt der Verdacht vor, daß Soldaten, die sich mit 
einer Eingabe an mich gewandt haben, ein Verge- 
hen der eigenmächtigen Abwesenheit oder Fahnen- 
flucht begangen haben, so versuche ich diesen De- 
likten durch eine dem Täterkreis angepaßte Verfah- 
rensweise zu begegnen. Oftmals teile ich einem 


fahnenflüchtig oder eigenmächtig abwesenden Pe- 
tenten mit, daß seine Eingabe erst dann bearbeitet 
werden kann, wenn er zu seiner Einheit zurückge- 
kehrt ist. Eine Abschrift dieses Schreibens wird mit 
dem Zusatz an seine Einheit gesandt, mir zu be- 
richten, wann der Soldat sich zurückgemeldet hat. 
Spricht ein solcher Soldat bei mir persönlich vor, 
wird entsprechend verfahren. Außerdem wird er 
aufgefodert, unverzüglich zu seiner Truppe zurück- 
zukehren. 

4.4.2 Fragen der Anwendung des Wehrdisziplinarrechts 

Das Gesetz zur Neuordnung des Wehrdiszipiinar- 
rechts vom 21. August 1972 (BGBl. I S. 1481), das am 
24. November 1972 in Kraft trat, hat sich im ersten 
Jahr seines Bestehens im wesentlichen bewährt. 
Die Truppe ist mit dem neuen Recht allgemein ver- 
traut. Ich führe dies in erster Linie auf die recht- 
liche Unterrichtung zurück, die Rechtsberater in der 
Truppe und Rechtslehrer an den Schulen der Streit- 
kräfte schon vor dem Inkrafttreten des Neuord- 
nungsgesetzes aufgenommen und seither verstärkt 
durchgeführt haben. In diesem Zusammenhang wäre 
es zu begrüßen, wenn die seit zwei Jahren ange- 
kündigte Unterrichtshilfe zur Wehrdisziplinarord- 
nung bald erscheinen würde. 

Im Berichtsjahr wurde auf dem Gebiet des Wehr- 
disziplinarrechts die Ausübung der Disziplinarge- 
walt durch die Disziplinarvorgesetzten überprüft und 
in der Regel der Truppe Gelegenheit gegeben, die 
festgestellten Mängel selbst zu beseitigen. In diszi- 
plinargerichtlichen Verfahren überwachte ich die 
Einhaltung der gesetzlich gebotenen Beschleunigung 
der Verfahren. 

Die erzieherischen und disziplinären Maßnahmen 
standen überwiegend im angemessenen Verhältnis 
zu den Dienstvergehen. Dies unterstreicht meine 
schon in früheren Jahresberiditen getroffene Fest- 
stellung, daß die Truppe bei der Anwendung des 
Disziplinarrechts zunehmend sicherer geworden ist. 
Wenn ich im folgenden auf einige Fehler hinweise, 
so beabsichtige ich damit, die Disziplinarvorgesetz- 
ten über sich häufiger wiederholende Fehler zu 
unterrichten; keineswegs kann aus den Beispielen 
gefolgert werden, daß derartige Fehler für die 
Handhabung der Disziplinargewalt typisch sind. 

Gelegentlich wird gegen die Bestimmung des § 14 
WDO verstoßen, in dem festgelegt ist, daß Aus- 
künfte über einfache Disziplinarmaßnahmen nur 
Dienststellen der Bundeswehr, den Staatsanwalt- 
schaften oder den Gerichten in Strafverfahren gegen 
Soldaten erteilt werden dürfen. Ein Beispiel soll 
dies verdeutlichen: 

Ein Soldat bewarb sich bei einer Landesbehörde 
um Einstellung. Auf Ersuchen der Behörde über- 
sandte ihr der Kompaniechef auf Anordnung des 
Bataillonskommandeurs die Personalunterlagen, 
die auch Angaben über Disziplinarmaßnahmen 
enthielten. Nach Einsichtnahme in diese wider- 
rief die Landesbehörde die bereits zugesagte Ein- 
stellung unter Hinweis auf die Disziplinarver- 
fehlungen. Der Kompaniechef versuchte sein 
Verhalten durch Hinweis auf die Besonderheit 
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des von dem Soldaten angestrebten Arbeitsver- 
hältnisses zu rechtfertigen. Im förmlichen Be- 
schwerdeverfahren gab der Brigadekommandeur 
der Beschwerde statt, wies den Bataillonskom- 
mandeur auf die Einhaltung des § 14 WDO hin 
und mißbilligte sein Verhalten. 

Immer wieder kommt es vor, daß von Disziplinar- 
vorgesetzten unrichtige Rechtsbehelfsbelehrungen 
erteilt werden. Hierfür ein Beispiel: 

Gegen eine Disziplinarbuße legte ein Soldat Be- 
schwerde ein. Der ablehnende Bescheid des Ba- 
taillonskommandeurs enthielt eine unzutreffende 
Rechtsbehelfsbelehrung. Der Soldat wandte sich 
auf Grund dessen mit der weiteren Beschwerde 
an den Kommandeur der Divisionstruppen und 
nicht, wie § 38 Nr. 6 WDO vorschreibt, an das 
Truppendienstgericht. Auf meine Anregung 
wurde die weitere Beschwerde des Soldaten 
dem Truppendienstgericht zugeleitet, das den 
Bescheid des Kommandeurs der Divisionstrup- 
pen aufhob. Durch diesen Formfehler entstand 
eine zeitliche Verzögerung von etwa drei Mona- 
ten. 

Unrichtige Belehrungen über Rechtsbehelfe sollten 
durch wirksame Kontrollen künftig vermieden wer- 
den. Die bereits bei einigen Divisionen bestehende 
Regelung, wonach Beschwerdebescheide in Diszipli- 
narsachen dem zuständigen Rechtsberater zur 
Kenntnis zu bringen sind, erscheint mir zweckmäßig. 

Besondere Aufmerksamkeit widme ich der Einhal- 
tung des Beschleunigungsgrundsatzes, da jede Dis- 
ziplinarmaßnahme ihre Wirkung verfehlen muß, 
wenn sie nicht der Tat unmittelbar auf dem Fuße 
folgt. Der Gesetzesbefehl des § 9 Abs. 1 Wehrdis- 
ziplinarordnung „Disziplinarsachen sind beschleu- 
nigt zu behandeln", sollte daher strikt eingehalten 
werden. 

Ein Soldat kehrte nach einer ärztlichen Behand- 
lung nicht unverzüglich in die Kaserne zurück 
und versäumte den Nachmittagsdienst. Dadurch 
verstieß er gegen eine verschärfte Ausgangsbe- 
schränkung. Der Kompaniechef meldete das 
Dienstvergehen zur disziplinären Ahndung dem 
Bataillonskommandeur. Beim Bataillonsstab blieb 
der Vorgang zunächst 37 Tage unbearbeitet lie- 
gen. Das Truppendienstgericht stimmte dem be- 
absichtigten Disziplinararrest nicht zuletzt im Hin- 
blick auf die seit der Tat verstrichene Zeit nicht 
zu. Bis zur Verhängung einer Disziplinarbuße 
durch den Bataillonskommandeur vergingen fast 
drei Monate. Insgesamt verstrichen durch die 
langsame Bearbeitung vom Tage der Verfehlung 
bis zu deren Ahndung über fünf Monate. Hier 
hatte der Disziplinarvorgesetzte selbst gegen die 
ihm nach § 9 Nr. 1 WDO auferlegte Pflicht, Dis- 
ziplinarsachen beschleunigt zu behandeln, ver- 
stoßen. Der Bataillonskommandeur wurde von 
seinem Vorgesetzten entsprechend belehrt. 

Auch in disziplinargerichtlichen Verfahren stellte 
ich trotz allgemein rückläufiger Tendenz der An- 
zahl der Verfahren an Hand zahlreicher Eingaben 
im Berichtsjahr in vielen Fällen eine unverhältnis- 


mäßig lange Dauer der Verfahren fest. Hier han- 
delt es sich um ein Ärgernis, das vordringlich be- 
reinigt werden sollte. Ich halte es daher schon aus 
präventiven Gründen für meine Pflicht, im Einzel- 
falle der Ursache dieser Erscheinung im Rahmen 
meiner Zuständigkeit nachzugehen. Im disziplinar- 
gerichtlichen Verfahren achte ich auf die Einhaltung 
des Beschleunigungsgrundsatzes besonders unter 
dem Gesichtspunkt der Fürsorge für den Soldaten. 
Auch der vorübergehend aus der Bahn Geworfene 
hat aus Gründen der Fürsorge und der Angemes- 
senheit der Mittel einen Anspruch darauf, daß die 
schweren psychischen Belastungen, die ein Diszi- 
plinarverfahren für den Soldaten und für seine 
Familie immer mit sich bringt, nicht durch Verzöge- 
rungen, die seiner Einflußnahme entzogen sind, 
unnötig verschärft werden. Dies gilt um so mehr, als 
bei einer langen Verfahrensdauer auch häufig Lauf- 
bahnnachteile entstehen. Den Soldaten fehlt, wie 
ich den Eingaben entnehme, mit Recht das Ver- 
ständnis dafür, daß Disziplinarorgane bei Verfol- 
gung und Ahndung der Dienstvergehen sich allzu- 
lange Zeit lassen. Die Gründe für die vielfach 
schleppende Behandlung von disziplinargerichtlichen 
Verfahren sind mir nicht einsichtig. Für das Hin- 
ausschieben der Entscheidungen wie Einleitung, Ein- 
stellung, Anschuldigung oder Abfassung der Urteile 
durch das Truppendienstgericht im disziplinarge- 
richtlichen Verfahren werden als Gründe immer wie- 
der Krankheit, personelle Unterbesetzung und sich 
daraus ergebende Arbeitsüberlastung der Wehr- 
disziplinaranwälte und Richter vorgebracht. Dies 
darf jedoch nicht als Entschuldigung für die Nicht- 
beachtung des Beschleunigungsgrundsatzes gelten. 
Die beschleunigte Abwicklung eines disziplinarge- 
richtlichen Verfahrens hat Vorrang gegenüber per- 
sonellen Schwierigkeiten. Dies müßte allen Verant- 
wortlichen Veranlassung geben, nachdrücklich die 
Beachtung des Beschleunigungsgrundsatzes anzu- 
streben und gegebenenfalls die Ursachen der 
Schwierigkeiten zu beseitigen. 

4.4.3 Alkoholmißbrauch 

Wie ich bereits in meinem letzten Jahresbericht an- 
gekündigt hatte, sehe idi mich veranlaßt, auf die ver- 
stärkte Ausbreitung des übermäßigen und gewohn- 
heitsmäßigen Alkoholgenusses in den Streitkräften 
hinzuweisen. Die Dienstvergehen und strafbaren 
Handlungen unter Alkoholeinfluß durch Soldaten 
aller Dienstgrade haben im Berichtsjahr besorgnis- 
erregend zugenommen. Von 521 festgestellten Ver- 
fehlungen gegenüber Vorgesetzten (Ungehorsam, 
Gehorsamsverweigerung, Bedrohung und Nötigung 
eines Vorgesetzten, tätlicher Angriff und Meuterei) 
erfolgten 243 (47 v. H.) nach Alkoholgenuß der Sol- 
daten. Von 44 angezeigten Mißhandlungen und ent- 
würdigenden Behandlungen von Untergebenen stan- 
den in 18 (41 V. H.) Fällen die angeschuldigten Vor- 
gesetzten unter Alkohol. Von 739 Soldaten, die im 
Berichtsjahr einen Selbsttötungsversuch begingen, 
wurde bei 128 (17 v. H.) Soldaten Alkoholeinwirkung 
festgestellt. Im Berichtszeitraum befaßten sich ein 
Drittel der in disziplinargerichtlichen Verfahren an- 
geschuldigten Verfehlungen mit Trunkenheit am 
Steuer. 
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Im folgenden sollen einige Vorfälle dargelegt wer- 
den, die für Verhaltensweisen von Soldaten unter 

starkem Alkoholeinfluß typisch sind. 

— Ein Soldat wurde stets ausfallend, wenn er zu 
viel getrunken hatte. So warf er einmal unter 
Alkoholeinfluß einen Spind aus dem Fenster sei- 
ner Stube. Ein anderes Mal hatte er morgens in 
der Kantine so viel Bier getrunken, daß er sich 
zu einer Gehorsamsverweigerung und zu einem 
tätlichen Angriff gegen einen Vorgesetzten hin- 
reißen ließ. Wegen dieser Handlung wurde er zu 
einer Freiheitsstrafe von vier Monaten verurteilt. 
An einem Sonntagvormittag suchte er die Kan- 
tine auf, trank dort Rum und mehrere Flaschen 
Bier und nahm noch eine Flasche Rum mit, um 
nach dem Mittagessen weiterzutrinken. Kamera- 
den benachrichtigten wegen seines Randalierens 
den Unteroffizier vom Dienst, der ihn vorläufig 
festnahm. Dabei trat der Soldat den Vorgesetz- 
ten, packte ihn am Arm, drohte ihm Prügel an 
und verweigerte den Befehl, ihm zur Wache zu 
folgen. Vom Schöffengericht wurde der Soldat 
wegen Gehorsamsverweigerung und tätlichen 
Angriffs in Volltrunkenheit gegen einen Vorge- 
setzten zu einer Freiheitsstrafe von fünf Mona- 
ten verurteilt. 

— Ein unter Alkohol stehender Unteroffizier hatte 
in einer Gaststätte einem ihm untergebenen Ge- 
freiten eine brennende Zigarette auf die Brust 
gedrückt. Sein Fehlverhalten wurde strafrecht- 
lich mit vier Monaten Freiheitsentzug und einer 
Geldstrafe von 600 DM sowie disziplinär mit 
drei Wochen Arrest geahndet. Er wurde darauf 
hingewiesen, daß er bei weiteren Dienstpflicht- 
verletzungen mit fristloser Entlassung rechnen 
müsse. 

— Ein Soldat trank während der Mittagspause in 
der Kantine zwei Liter Bier. Danach hielt er sich 
mit anderen Soldaten auf einer Stube in der Kom- 
panieunterkunft auf und verweigerte den Dienst. 
Der Kompaniechef, dem dieser Sachverhalt ge- 
meldet wurde, nahm den Soldaten vorläufig fest. 
Nachdem dieser der Wache übergeben worden 
war, bedrohte er die Wachsoldaten und den 
Wachhabenden und trat mit den Füßen nach ih- 
nen. Anschließend demolierte er die Einrichtung 
von zwei Arrestzellen. Mit einem Scherbenstück 
brachte er sich stark blutende Verletzungen an 
den Armen bei und durchschnitt die Strecksehne 
eines Armes. Das Schöffengericht verurteilte den 
Gefreiten wegen Bedrohung eines Vorgesetzten 
in Tateinheit mit tätlichem Angriff gegen einen 
Vorgesetzten rechtskräftig zu einer Freiheits- 
strafe von fünf Monaten. 

— Ein stark angetrunkener Offizier, dessen zwei- 
jährige Dienstzeit in zwei Monaten ablief, betrat 
ohne jeden Anlaß die Stuben von Soldaten seines 
Zuges, weckte sie, räumte mutwillig nicht ver- 
schlossene Spinde aus, warf Ausrüstungsgegen- 
stände auf den Boden und aus dem Fenster der 
zu ebener Erde gelegenen Stube und befahl me- 
reren Soldaten, barfuß und im Schlafanzug hin- 
terherzuspringen. Hierbei beschimpfte er die Sol- 
daten mit „größter Scheißhaufen", „blödeste 


Pflaume", „Tränentier". Diese Ausdrücke mußten 
die Soldaten lautstark wiederholen. Mehrere Sol- 
daten ließ er so lange unter den Betten Deckung 
nehmen, bis sie auf seine Frage antworteten: 
„Uns geht es gut." Ein Soldat mußte mit einem 
über den Kopf gestülpten Putzeimer Kniebeugen 
machen. Der Offizier wurde wegen seines Fehl- 
verhaltens mit Disziplinararrest von fünfzehn 
Tagen gemaßregelt. Das Jugendschöffengericht 
stellte das sachgleiche Strafverfahren nach § 153 
Strafprozeßordnung ein, weil das Fehlverhalten 
des Angeklagten von den betroffenen Soldaten 
nicht sonderlich ernst genommen wurde. 

— Ein Soldat wurde in den Morgenstunden nur mit 
einer Unterhose bekleidet mit schweren Brüchen 
und Quetschungen auf dem Hinterhof neben dem 
Kompaniegebäude gefunden. Der Tod trat kurze 
Zeit später ein. Bei dem Soldaten wurde ein Blut- 
alkoholgehalt von 1,28 Promille festgestellt. Nach 
Aussagen seiner Kameraden hatte der Soldat am 
Vorabend in der Kantine Alkohol getrunken. 
Vermutlich infolge seines betrunkenen Zustandes 
war er aus dem Fenster gestürzt. 

Die Zunahme des Alkoholmißbrauchs ist kein Son- 
derproblem der Streitkräfte, sondern ein allgemeines 
Problem der Gesellschaft. Daher kann als Ursache 
für übermäßigen und gewohnheitsmäßigen Alkohol- 
konsum der Soldaten nicht immer ausschließlich das 
militärspezifische Umfeld verantwortlich gemacht 
werden. Sicherlich sind es häufig die ungewohnte 
militärische Lebensordnung mit ihrem strengen Be- 
fehls- und Gehormsamsprinzip, die heimatferne Sta- 
tionierung, die andersartigen körperlichen Anforde- 
rungen, die Eintönigkeit des soldatischen Dienstes, 
die viele Soldaten zur Flucht in den Alkohol treiben. 
Dennoch darf nicht verkannt werden, daß — wie 
auch in der zivilen Gesellschaft — allgemeine psy- 
chologische und soziologische Erscheinungen, wie 
Gruppenzwang, aufgestaute Aggressionen, Kontakt- 
schwäche, aber auch die mangelnde Fähigkeit zur 
Nutzung und Gestaltung der Freizeit für den Alko- 
holmißbrauch ursächlich sein können. Traditionelle 
Verhaltensnormen („Wer niemals einen Rausch ge- 
habt, der ist kein rechter Mann") und der spezifische 
Zwang einer jeden Männergesellschaft („Du wirst 
Dich doch wohl nicht aus unserer Kameradschaft 
ausschließen wollen") spielen ebenso wie im zivilen 
Bereich auch in den Streitkräften eine wichtige 
Rolle. 

Die Untersuchung und die Kenntnis der Ursachen 
bilden die Grundlage für eine wirksame Bekämpfung 
des Alkoholmißbrauchs. Bei der Eindämmung im Be- 
reich der Streitkräfte muß es meines Erachtens ent- 
scheidend darauf ankommen, daß Truppenärzte und 
Vorgesetzte bei allgemeinen Belehrungen und in 
Einzelgesprächen die Soldaten über die psycholo- 
gischen und medizinischen Gefahren des übermä- 
ßigen Alkoholgenusses aufklären. Einzelfälle aus 
der Truppenpraxis zeigen, daß gezielte Maßnahmen 
dieser Art nicht ohne Erfolg bleiben: 

— Ein Soldat, der sonst seinen Dienst ordentlich und 
willig versah und von Vorgesetzten und Kame- 
raden geschätzt war, beging in Volltrunkenheit 
Bedrohung, Nötigung, tätlichen Angriff gegen 
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einen Vorgesetzten und Körperverletzung. Im 
Rausch zerschnitt er sich mit einer Rasierklinge 
beide Handgelenke in der Nähe der Pulsadern. 
Wegen der im Vollrausch begangenen Wehr- 
straftaten wurde der Soldat unter Einbeziehung 
einer früheren Jugendstrafe zu einem Jahr Ju- 
gendstrafe ohne Bewährung rechtskräftig verur- 
teilt. Bei diesem Soldaten handelte es sich keines- 
wegs um einen renitenten, leistungsunwilligen 
und leistungsunfähigen Soldaten. Seine Vorge- 
setzten versuchten deshalb, ihm zu helfen. Er 
wurde mit Kameraden auf eine Stube gelegt, 
die in der Lage waren, seinen Alkoholkonsum 
unter Kontrolle zu halten. Auch der Vertrauens- 
mann der Kompanie kümmerte sich um ihn. Die- 
ser Vorgang gab Veranlassung, das gesamte Ba- 
taillon über die Folgen des Alkoholmißbrauchs 
zu belehren. Ferner versuchte der Bataillons- 
kommandeur die Trinksitten zu ändern: Er ver- 
anlaßte, daß in der Kantine kein Flaschenbier, 
sondern nur noch Faßbier ausgegeben wird, 
um den Bierkonsum auf den Stuben einzuschrän- 
ken. Diese Maßnahme war nach seiner Auffas- 
sung nicht ohne Erfolg. 

— • Der Truppenarzt einer Luftwaffeneinheit berich- 
tete auf meine Anfrage über seine Erfahrungen, 
die er mit einer Tablettenbehandlung (Alkohol- 
unverträglichkeit) in der Truppe gemacht hatte. 
Er wandte diese Therapie, die immer nur auf 
Wunsch der Patienten erfolgte, seinerzeit bei drei 
Soldaten an; bei zwei Soldaten wurde sie vier 
beziehungsweise fünf Monate mit Erfolg durch- 
geführt. Dem dritten Soldaten wurde eine Tablet- 
tenbehandlung vorgeschlagen, weil er bereits 
mehrfach wegen Trunkenheit im Dienst gemaß- 
regelt werden mußte. Er lehnte dies zunächst ab, 
kam aber, nachdem er erneut unter Alkoholein- 
fluß ein Dienstvergehen begangen hatte, von sich 
aus zur Behandlung. 

— Ein anderer Soldat unterließ es, in der Mittags- 
pause Alkohol zu trinken, nachdem der Truppen- 
arzt ihm dies auf Grund einer eindringlichen 
Schilderung des Zustandes seiner Leber und 
der damit verbundenen Lebensgefahr empfohlen 
hatte. 

ln der Truppe muß mehr als bisher darauf geachtet 
werden, daß das Verbot des Alkoholgenusses wäh- 
rend der regelmäßigen Dienstzeit und im Wach- und 
Bereitschaftsdienst einer strengen Kontrolle unter- 
worfen wird. Als weitere und begleitende Maß- 
nahme sollte der Bundesminister der Verteidigung 
auf dem Wege werbepsychologischer Untersuchun- 
gen prüfen lassen, wie durch graphische Darstellun- 
gen und Schaubilder in den Streitkräften dem Alko- 
hol der Prestigewert am wirksamsten genommen 
werden kann. Aus Gesprächen in der Truppe konnte 
ich demgegenüber entnehmen, daß die Erfolgsaus- 
sichten einer „graphischen Offensive" (Plakate, 
Flugblätter, Broschüren), die über die gesundheit- 
lichen Gefahren des Alkoholmißbrauchs aufklären, 
nur gering eingeschätzt werden. Wirksamere Maß- 
nahmen seien auf einem anderen Feld zu suchen, das 
in der Truppe jedoch vernachlässigt würde: Vorge- 
setzte befaßten sich nur oberflächlich mit den ver- 


schiedenen Schwierigkeiten der einzelnen Soldaten, 
das Freizeitangebot an manchen Standorten sei un- 
zulänglich. Ich sehe diese Argumente in vielen 
Fällen als berechtigt an. Der gezielten Einzelaus- 
sprache zwischen Vorgesetzten und Untergebenen 
muß gerade im Zusammenhang mit der Bewältigung 
des Alkoholproblems in den Streitkräften mehr Ge- 
wicht beigemessen werden. Dem Problem der Frei- 
zeitgestaltung beabsichtige ich einen gesonderten 
grundlegenden Beitrag in meinem nächsten Jahres- 
bericht zu widmen. 

Nachdrücklich weise ich darauf hin, daß dem Alko- 
holproblem in den Streitkräften insgesamt größere 
Aufmerksamkeit gewidmet werden sollte als bisher 
geschehen. Schließlich geht es hierbei nicht nur 
um ein von der zivilen Gesellschaft im allgemeinen 
toleriertes Fehlverhalten mit in Kauf zu nehmenden 
Beeinträchtigungen des Ansehens einzelner oder 
geringfügigen materiellen Schäden, sondern letzt- 
lich um die Disziplin der Truppe und die Gesund- 
heit der Soldaten mit möglichen Auswirken auf die 
Einsatzbereitschaft der Streitkräfte. 

4.4.4 Führungsverhalten von Vorgesetzten 

Zeitgemäße Menschenführung in den Streitkräften 
setzt voraus, daß die Vorgesetzten moderne Füh- 
rungstechniken kennen und anwenden können. Rich- 
tigem Führungsverhalten entspricht es, wenn Vor- 
gesetzte Leistungen in geeigneter Weise anerken- 
nen und Fehlverhalten angemessen kritisieren. 
Stets muß der Untergebene wissen, was von ihm 
erwartet wird und wie seine Leistungen bewertet 
werden. Übertriebene Anerkennungen verleihen ein 
allzu trügerisches Sicherheitsgefühl mit der Folge 
des Leistungsabfalls, während übertriebene Kritik 
dazu führt, daß der Kritisierte nichts mehr riskiert, 
auf „Nummer Sicher" geht und nur noch nach 
„Schema F" handelt, um weiteren Vorwürfen zu 
entgehen. Gelegentlich mußte ich feststellen, daß 
bei Dienstpflichtverletzungen einerseits von den 
zur Verfügung stehenden disziplinären Mitteln nicht 
ausreichend Gebrauch gemacht wird, andererseits 
aber auch die Disziplinargewalt allzu stark strapa- 
ziert wird. Meines Erachtens sollten die Einleitungs- 
behörden sorgfältig prüfen, ob ein Sachverhalt es 
hinreichend rechtfertigt, gegen einen Soldaten ein 
disziplinargerichtliches Verfahren einzuleiten. Ein 
derartiges Verfahren, mit dem mindestens die Ver- 
hängung einer Laufbahnstrafe angestrebt wird, führt 
bereits in seinem Verlaufe zu recht erheblichen per- 
sönlichen und dienstlichen Beeinträchtigungen des 
Betroffenen. Die Begleitumstände dieser Verfahren 
treffen bei einem verheirateten Soldaten auch des- 
sen Familie; sie führen häufig zu gesundheitlicher 
Schädigung sowie zu Störungen der ehelichen Ge- 
meinschaft. Oft wird schon während des Verfahrens 
die weitere militärische Laufbahn des Betroffenen 
entscheidend dadurch verändert, daß er einer ande- 
ren Verwendung zugeführt, kommandiert oder ver- 
setzt wird, von wichtigen Lehrgängen ausgeschlos- 
sen bleibt, sowie nicht befördert wird. Hierzu fol- 
gendes Beispiel: 

Im Juni 1967 wurde gegen einen weit überdurch- 
schnittlich beurteilten Hauptmann und Kompanie- 
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Chef ein disziplinargerichtliches Verfahren einge- 
leitet. Der Kompaniechef hatte im April 1967 in 
Zivil eine Tanzveranstaltung eines Vereins im 
Standort besucht. Zu dieser Veranstaltung kam er 
bereits in leicht angetrunkenem Zustand. Im Ver- 
laufe des Abends nahm er weiterhin alkoholische 
Getränke zu sich, bis er schließlich stark betrun- 
ken war. In diesem Zustand nahm er einem Ge- 
freiten mehrmals gegen dessen erkennbaren Wil- 
len die Brille weg und setzt diese sich selbst auf. 
Der Hauptmann warf auch mehrere Sektgläser an 
die Wand und auf den Boden, schließlich stellte 
er einem als Gast in Zivil anwesenden Polizei- 
beamten ein gefülltes Glas auf den Kopf, das da- 
bei jedoch umfiel. 

Der Hauptmann wurde als Kompaniechef sofort 
abgelöst und zunächst als Technischer Offizier 
verwendet. In dem eingeleiteten Disziplinarver- 
fahren wurden noch andere Vorgänge aus dem 
Bataillon zum Gegenstand der Ermittlungen ge- 
macht. Der Hauptmann beschwerte sich im Ver- 
laufe des Verfahrens mehrfach, unter anderem 
auch mit zwei Dienstaufsichtsbeschwerden gegen 
den Wehrdisziplinaranwalt. Da die Sach- und 
Rechtslage inzwischen schwierig geworden war, 
wurde die richterliche Untersuchung angeordnet, 
über die ein über 54 Schreibmaschinenseiten lan- 
ger Bericht erstellt wurde. Vom zuständigen Trup- 
pendienstgericht und in der Berufungsinstanz auch 
vom Wehrdienstsenat wurde der Hauptmann im 
wesentlichen wegen der ihm in der Einleitungs- 
verfügung vorgeworfenen Dienstvergehen zu 
14 Tagen Disziplinararrest verurteilt. Die Voll- 
streckung des Disziplinararrestes wurde auf die 
Dauer von fünf Monaten zur Bewährung ausge- 
setzt. Der Wehrdienstsenat hatte einige ergän- 
zende Anschuldigungspunkte als nicht nachweis- 
bar oder unbegründet, in einem Punkt sogar als 
nicht schlüssig, angesehen. Das disziplinargeridit- 
liche Verfahren einschließlich der damit verbun- 
denen Wehrbeschwerdeverfahren dauerte insge- 
samt sechs Jahre. Das Verfahren hätte vermutlich 
noch länger gedauert, wenn der Hauptmann nicht 
auf ein weiteres Rechtsmittel in einem anhän- 
gigen Beschwerdeverfahren, das während des dis- 
ziplinargerichtlichen Verfahrens ausgesetzt und 
nach dessen Beendigung wieder fortgesetzt wor- 
den war, verzichtet hätte. In diesem Verfahren 
waren dem Hauptmann Verfahrenskosten von 
rund 10 000 DM entstanden. Von dem Stabsoffi- 
zier- und Auswahllehrgang wurde er wegen des 
eingeleiteten disziplinargerichtlichen Verfahrens 
für die Dauer von zwei Jahren ausgeschlossen. All 
dieses führte zu einer erheblichen psychischen Be- 
lastung des Offiziers. 

Ich bin der Auffassung, daß im Hinblick auf die 
verfassungsrechtlichen Grundsätze des Übermaß- 
verbotes und der Verhältnismäßigkeit der Mittel 
dieser Vorfall durch Verhängung einer einfachen 
Disziplinarmaßnahme gegen den Hauptmann hätte 
bereinigt werden müssen. Durch verstärkte 
Dienstaufsicht über den Hauptmann hätte man 
sicherlich erreichen können, daß sich der ohne- 
hin nicht schwerwiegende Vorgang nicht wieder- 
holt hätte. Meiner im Laufe des Verfahrens mehr- i 


fach geäußerten Anregung, das Verfahren einzu- 
stellen und gegen den Hauptmann eine einfache 
Disziplinarmaßnahme zu verhängen, sind die Ein- 
leitungsbehörde und der Wehrdisziplinaranwalt 
leider nicht gefolgt. 

Die unzureichende Anwendung disziplinärer Mittel 

durch Vorgesetzte und Dienststellen soll durch fol- 
gende Beispiele beleuchtet werden: 

— Während einer Übung sollte die übende Truppe 
nach Einbruch der Dunkelheit durch eine Musik- 
kapelle unterhalten werden. Entgegen den ein- 
schlägigen Sicherheitsbestimmungen befahl der 
Kompaniechef, ein Hauptmann, einem Stabs- 
unteroffizier, einen Schuß Leuchtmunition so 
flach abzuschießen, daß der etwa 60 Meter ent- 
fernten Musikkapelle, die gerade die Instru- 
mente aufstellte, „Licht gemacht werde". Das 
befehlsgemäß abgefeuerte Geschoß durchschlug 
die Doppelscheibe eines Fensters und gefährdete 
mehrere in unmittelbarer Nähe befindliche Sol- 
daten erheblich. Kaum einen Monat später schoß 
der Hauptmann im Aufenthaltsraum der Unter- 
offiziere seiner Einheit mit einem waffenschein- 
freien Vorderlader zweimal aus einer Entfer- 
nung von ca. vier Metern auf eine Flügeltür und 
ließ es zu, daß ein Hauptfeldwebel ebenfalls 
zweimal mit dieser Waffe auf die Tür schoß. 
Durch diesen Vorgang wurden die übrigen im 
Aufenthaltsraum anwesenden Soldaten erheb- 
lich gefährdet. Durch Meldungen und Beschwer- 
den wurden die Dienstpflichtverletzungen des 
Hauptmanns seinem Disziplinarvorgosetzten 
rechtzeitig bekannt. In einem Beschwerdebe- 
scheid bemerkte der Bataillonskommandeur, er 
habe das Verhalten des Hauptmanns disziplinär 
gewürdigt. In einer Stellungnahme an seinen 
nächsthöheren Disziplinarvorgesetzten dagegen 
teilte er mit, daß eine disziplinäre Würdigung 
erforderlich sei. Tatsächlich aber erfolgte keine 
Disziplinarmaßnahme gegenüber dem Haupt- 
mann. Der Bataillonskommandeur teilte ihm viel- 
mehr mit, daß er von disziplinären Maßnahmen 
absehen wolle. 

Als sich der von mir um Prüfung gebetene Divi- 
sionskommandeur mit diesen Vorgängen befaßte, 
war die Frist zur Verhängung einer einfachen 
Disziplinarmaßnahme abgelaufen, der Diszipli- 
narvorgesetzte hatte nach § 24 Abs. 1 WDO alter 
Fassung die Entscheidung getroffen, von Diszi- 
plinarmaßnahmen abzusehen, und diese Entschei- 
dung dem beschuldigten Hauptmann auch be- 
kanntgegeben. Der Divisionskommandeur er- 
klärte mir darüber hinaus, daß er eine Abgabe 
an die Strafverfolgungsbehörden oder die Ein- 
leitung eines disziplinargerichtlichen Verfahrens 
nicht für gerechtfertigt halte. Der Kommandeur 
der Divisionstruppen habe den Bataillonskom- 
mandeur mit Nachdruck und Entschiedenheit über 
die Handhabung der Disziplinargewalt belehrt. 
Darüber hinaus seien der Hauptmann und einige 
beteiligte Untergebene wegen ihres Verhaltens 
eingehend verwarnt worden. Der von mir um 
Überprüfung gebetene Inspekteur des Heeres 
wies den Divisionskommandeur daraufhin an, ein 
disziplinargerichtliches Verfahren einzuleiten. 
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Das Truppendienstgericht stellte dann das Ver- 
fahren nach § 104 Abs. 3 Satz 2 WDO ein, wies 
in seiner Begründung unter anderem aber auf 
folgendes hin: 

Bei der Würdigung der Dienstvergehen sei da- 
von ausgegangen worden, daß jeder vorschrifts- 
widrige Gebrauch von Waffen und Munition 
wegen der Gefährlichkeit solchen Verhaltens 
stets als ein ernst zu nehmendes Dienstvergehen 
gewertet werden müsse. Die Handlungsweise des 
Hauptmanns beim Verschießen der Leuchtmuni- 
tion sei äußerst leichtsinnig gewesen. Er habe in 
unverantwortlicher Weise die Gesundheit von 
Untergebenen aufs Spiel gesetzt. Es sei auch 
nicht sein Verdienst, sondern nur einem besonde- 
ren Glücksumstand zuzuschreiben, daß die Leucht- 
munition ohne Folgen eingeschlagen und ver- 
glüht sei. Besonders erschwerend habe dabei ge- 
wirkt, daß der Kompaniechef sich vor seinen 
untergebenen Soldaten so aufgeführt und damit 
als Vorgesetzter ein sehr schlechtes Beispiel ge- 
geben habe. Erschwerend sei auch gewesen, daß 
sich der Hauptmann bereits drei Wochen nach 
dem ersten Vorkommnis zu einem ähnlichen Ver- 
halten hinreißen ließ, obwohl er wußte, daß gegen 
ihn wegen des ersten Vorfalls ein Beschwerde-, 
verfahren anhängig war. Hierin sah das Gericht 
einen bedenklichen Mangel an Verantwortungs- 
gefühl, Pflichtbewußtsein und Selbstkontrolle. 
Zugunsten des Soldaten hatte das Truppendienst- 
gericht seine überdurchschnittlich guten Leistun- 
gen und seine sonst tadelsfreie Führung berück- 
sichtigt. Er wurde als passionierter Soldat ange- 
sehen, der mit Liebe und Lust seinen Beruf aus- 
übte und wegen besonders guter Dienstleistun- 
gen schon zwei förmliche Anerkennungen erhal- 
ten hatte. Diese mildernden Umstände ließen es 
nach Ansicht des Gerichtes zu, von einer diszi- 
plinargerichtlichen Maßnahme abzusehen. Zur 
Pflichtenmahnung wäre eine einfache Disziplinar- 
maßnahme ausreichend gewesen. Das Gericht 
hätte auf einen Disziplinararrest von sieben Ta- 
gen erkannt, die Vollstreckung auch nicht zur 
Bewährung ausgesetzt. Wegen des Zeitablaufs 
konnte aber eine einfache Disziplinarmaßnahme 
nicht mehr verhängt werden. 

— Ein Kompaniechef hatte zur Wache eingeteilte 
Soldaten durch Einladungen zum Kartenspiel, 
zum Würstchenrösten und zu Alkoholgenuß von 
der Erfüllung des Wachdienstes abgehalten. Als 
ihn der Offizier vom Wachdienst, ein Ober- 
feldwebel, darauf ansprach, wies der Kompanie- 
chef ihn mit dem Bemerken zurück, dieses Ver- 
halten läge in seiner alleinigen Verantwortung. 
Der Kompaniechef wurde vom stellvertretenden 
Bataillonskommandeur lediglich zurechtgewiesen 
und über seine Pflichten belehrt. Nachdem der 
Brigadekommandeur von den Vorfällen Kenntnis 
erhalten hatte, leitete er eine umfassende Über- 
prüfung ein, die sich auch auf die Ausübung 
der Dienstaufsicht und der Disziplinargewalt 
durch den Bataillonskommandeur erstreckte. We- 
gen der endgültigen Entscheidung des stellver- 
tretenden Bataillonskommandeurs, von einer dis- 
ziplinären Ahndung des Fehlverhaltens des Kom- 


paniechefs abzusehen und dessen Wachverfeh- 
lungen nicht hinreichend aufzuklären, wurde die- 
ser verwarnt; wegen erwiesener Unzulänglich- 
keiten des Kompaniechefs wurde die Aufnahme 
einer entsprechenden Behauptung tatsächlicher 
Art in dessen nächste Beurteilung vorgesehen. 

Ich habe die Ansicht vertreten, daß die getrof- 
fenen Maßnahmen wegen der Schwere der Ver- 
fehlungen nicht ausreichen und hätte die Einlei- 
tung eines disziplinargerichtlichen Verfahrens 
gegen den Kompaniechef für geboten gehalten. 

Als folgenschwere Verstöße gegen die Grundsätze 
der Inneren Führung der Streitkräfte sehe ich es an, 
wenn Vorgesetzte autoritäres Verhalten und man- 
gelnde Befehlstreue zeigen. Wie schon im letzten 
Jahre habe ich erneut Veranlassung festzustellen, 
daß es immer noch Vorgesetzte gibt, die durch 
selbstherrliches Auftreten, überlaute Tonstärke, 
durch beleidigende Ausdrucksweise dem Unterge- 
benen zu erkennen geben wollen, daß sie ihn nicht 
als gleichberechtigt anerkennen. Ein Vorgesetzter, 
der ein derartiges Verhalten an den Tag legt, kann 
nicht überzeugend führen. Dazu einige Beispiele: 

— Ein Oberleutnant äußerte gegenüber einem 
Fähnrich: „Bilden Sie sich ja nicht ein, daß Sie 
sich hier etwas herausnehmen können, weil Sie 
Fähnrich sind. Für mich sind Sie ein Rotzbengel. 
Sie mache ich ganz klein; das schaffe ich mit 
dem kleinen Finger der linken Hand.'' Anlaß für 
diese beleidigende Äußerung des Oberleutnants 
war die Tatsache, daß sich der Fähnrich im 
Dienst bei seinem Zugführer nicht abgemeldet 
hatte. Der Oberleutnant wurde von seinem Dis- 
ziplinarvorgesetzten wegen seines Fehlverhal- 
tens verwarnt. 

— Als ein Kommandeur in der Mittagspause ein 
Offizierheim betrat, erwiderten die an einem 
Tisch sitzenden Offiziere den Gruß des Kom- 
mandeurs nicht sofort. Der Kommandeur trat 
daraufhin an den Tisch und erklärte gegenüber 
den inzwischen aufgestandenen Offizieren in sehr 
scharfem Ton: „Wenn der Kommandeur das 
Kasino betritt, dann erheben Sie sich gefälligst 
von Ihren Bierärschen, sonst werde ich mal mit 
Ihnen Fraktur reden!" Die Überprüfung bestä- 
tigte das Vorbringen in der Weise, daß die an 
einem Tisch sitzenden Offiziere bewußt den Gruß 
des Kommandeurs sowie des mit ihm eintreten- 
den Offiziers nicht erwidert hatten. Der Diszipli- 
narvorgesetzte des Kommandeurs vertrat die Auf- 
fassung, die Zurechtweisung sei gerechtfertigt, 
da es gutem militärischem Brauch entspräche, 
den Gruß eines Älteren zu beantworten. Zudem 
seien auch zwei Fähnriche Zeugen des Vorfalles 
geworden, so daß für den Kommandeur um so 
mehr Veranlassung bestanden habe, nach Weg- 
gang dieser Fähnriche das wenig beispielhafte 
Verhalten zu rügen. Die Form der Zurechtwei- 
sung durch den Kommarbdeur wurde jedoch nicht 
gebilligt. 

Ich habe den Bundesminister der Verteidigung 
um Prüfung der Frage gebeten, ob im vorliegen- 
den Fall eine Zurechtweisung der betreffenden 
Offiziere überhaupt gerechtfertigt war. Der Bun- 
desminister der Verteidigung stellte fest, Offi- 
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Ziergemeinschaftsräume dienten der Entspannung 
in nichtdienstlicher Atmosphäre. Ein Gruß brau- 
che — auch gemäß Grußordnung ZDv 10/4 — 
nicht erwiesen zu werden. 

• — In einem Telefongespräch über zwei kurz zuvor 
beförderte Hauptfeldwebel, das zufällig von 
einem Oberfeldwebel vom daneben liegenden 
Geschäftszimmer auf Grund der lauten Tonstärke 
mitgehört wurde, äußerte sich ein Oberstleutnant 
wie folgt: „Wenn solche Nieten wie . . . Haupt- 
feldwebel geworden sind, dann ist das für mich 
kein Grund, daß noch weitere Flaschen befördert 
werden." Der sachgleichen Wehrbeschwerde des 
einen betroffenen Hauptfeldwebels wurde statt- 
gegeben, der Oberstleutnant wurde über sein 
Fehlverhalten belehrt. 

Hervorzuheben ist, daß der Oberstleutnant sich 
zu einem vermittelnden Gespräch mit dem Be- 
schwerdeführer bereit erklärte und sein Verhal- 
ten unter Darlegung der gesamten Umstände, die 
ihn zu der Äußerung veranlaßt hatten, zur Zu- 
friedenheit und Genugtuung des Beschwerdefüh- 
rers erläuterte. Dieses Beispiel zeigt, daß in sol- 
chen Fällen immer versucht werden sollte, Ange- 
legenheiten durch Vermittlung und Aussprache 
zu klären und zu regeln. 

Meine Tätigkeit bringt es mit sich, daß ich durch Ein- 
gaben in aller Regel auf negative Erscheinungen in 
den Streitkräften hingewiesen werde. Die Uberprü- 
fungsverfahren beschäftigen sich somit zwangsläu- 
fig überwiegend mit Vorfällen, die Anlaß zu Klagen 
geben. Ich bin sicher, daß die positiven Beispiele des 
Verhaltens von Vorgesetzten insgesamt weit über- 
wiegen. Dafür ein Beispiel: 

In einer Luftwaffeneinheit befand sich ein junger 
Wehrpflichtiger, der erst im Jahre 1967 aus den 
ehemaligen deutschen Ostgebieten in die Bundes- 
republik Deutschland gekommen war. Er hatte 
nur ein Jahr die deutsdie Schule besucht und des- 
halb gewisse Schwierigkeiten mit der deutschen 
Sprache. Er wurde darum von seinen Kameraden 
gehänselt. Ihn bedrückten zudem wirtschaftliche 
und familiäre Schwierigkeiten. Dies alles führte 
zu einer Vereinsamung des Soldaten und ver- 
stärkte die Eingewöhnungsschwierigkeiten. Die- 
ser Soldat bat mich, ihn bei seinem Antrag auf 
.Entlassung aus der Bundeswehr zu unterstützen. 
Auf Grund meines Uberprüfungsersuchens hat 
der zuständige Staffelchef folgendes veranlaßt: 
Die Kameraden wurden belehrt und aufgefordert, 
sich gegenüber dem Soldaten kameradschaftlicher 
zu verhalten. Der Vertrauensmann der Mann- 
schaften wurde gebeten, in entsprechender Weise 
auf seine Kameraden einzuwirken. Der Soldat 
selbst bekam durch einen Offizier der Staffel 
zweimal in der Woche regelmäßig Nachhilfeun- 
terricht in der deutschen Sprache. Außerdem 
wurde der Soldat nur noch im Innendienst ver- 
wendet, wo ihm geeignete Tätigkeiten zugewie- 
sen wurden. 

Das vorbildliche Verhalten des Staffelchefs ist 
ein erfreuliches Beispiel dafür, daß es immer wie- 
der Vorgesetzte gibt, die — ohne auf Befehle zu 


warten — von sich aus die Grundsätze der Inne- 
ren Führung mit Leben erfüllen. 

4.4.5 Innere Führung der „Oberen Führung“ 

Immer wieder wird bei Truppenbesuchen, in sonsti- 
gen Gesprächen mit Soldaten und in Eingaben kri- 
tisiert, daß das Führungsverhalten der sogenannten 
„Oberen Führung" gegenüber der Truppe nicht den 
Erwartungen entspricht, die an die Ausübung der 
Grundsätze der Inneren Führung gestellt werden 
müssen. Wenn ich hierbei untechnisch von „Oberer 
Führung" spreche, so sind damit nicht nur „die da 
oben in Bonn" gemeint, sondern auch eine Reihe 
höherer Kommandostellen der Streitkräfte, die oft 
der gleichen Kritik ausgesetzt sind wie der Bundes- 
minister der Verteidigung. Häufig wird — zum Teil 
mit guten Gründen — von der „Oberen Führung" 
der Vorwurf des Fehlverhaltens zurückgewiesen. Es 
ist auch nicht zu verkennen, daß die Kritik gele- 
gentlich aus Unkenntnis, als Folge von Mißver- 
ständnissen oder aber wegen einer zu großen 
Distanz zur Truppe vorgebracht wird. Dennoch sind 
diese — weitgehend wohl nur „klimatischen" — 
Schwierigkeiten Grund genug, über die Verbesse- 
rung der Interaktion zwischen „Oberer Führung" 
und Truppe nachzudenken und soweit wie möglich 
für Abhilfe der Unzuträglichkeiten zu sorgen. 

Eine der wesentlichsten Gründe für diese Schwie- 
rigkeiten liegt meines Erachtens darin, daß sich in- 
nerhalb der „Oberen Führung" ein bürokratisches 
Eigenleben zu entwickeln beginnt, das sich stärker 
an den Verhaltensweisen vergleichbarer Verwal- 
tungsbehörden als an den Gegebenheiten und Erfor- 
dernissen der Truppe orientiert. Auch werden Maß- 
nahmen auf Grund politischer Forderungen, denen 
die „Obere Führung" unmittelbar zu entsprechen 
hat, von der Truppe nicht immer verstanden und ihr 
auch nicht immer genügend verdeutlicht. Befehl und 
Gehorsam, Disziplin, Fürsorge und Kameradschaft 
gelangen im Bereich der „Oberen Führung" unter 
truppenfremde Auswirkungen und passen sich den 
andersartigen Gegebenheiten und Arbeitsbedingun- 
gen an. So wird von den Möglichkeiten des Diszi- 
plinarrrechts nur zögernd Gebrauch gemacht, zumal 
in der „Oberen Führung" andere — nicht zwangs- 
läufig bessere — Möglichkeiten zur Verfügung ste- 
hen, um Fehlverhalten zu ahnden und dessen Fol- 
gen zu beseitigen. Auch verändern sich die Um- 
gangsformen und mit ihnen der interne Führungs- 
stil, was notwendigerweise von der Truppe kritisch 
registriert wird. Die „Obere Führung" erwartet von 
der Truppe stets die Beachtung der von ihr gege- 
benen Befehle, während sie selbst bei der Einhal- 
tung von Befehlen größzügiger zu verfahren scheint. 
Es entsteht aus diesen Gründen der Eindruck, als 
werde von der „Oberen Führung" im internen Be- 
reich und gegenüber der Truppe mit unterschied- 
lichem Maß gemessen. Wenn ich auch aus erklär- 
baren Gründen aus dem Bereich der „Oberen Füh- 
rung" weniger Eingaben erhalte als aus der Truppe, 
so sind mir doch eine Reihe von Vorgängen be- 
kanntgeworden, die zur Kritik an den Verhaltens- 
weisen innerhalb der „Oberen Führung" Anlaß ge- 
ben. So kommt es vor, daß Kommandeure Jahre vor 
ihrer Zurruhesetzung von ihrem Kommando abge- 
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löst und dann mit Aufgaben betraut werden, die 
mit ihrem bisherigen militärischen Werdegang in 
kaum noch erkennbarem Zusammenhang stehen. 
Hier sind sie dann überfordert, weil sie für die weit- 
gehend speziellen Tätigkeiten oft nicht die notwen- 
digen Kenntnisse besitzen, unterfordert, weil die 
Tätigkeit häufig nicht der Ebene ihrer Erfahrungen 
und Fähigkeiten angemessen ist. Mögen auch ge- 
wichtige dienstliche Gründe, insbesondere die Frage 
der Altersstruktur für eine solche Handhabung an- 
geführt werden können, so ist es mir aber vollends 
unverständlich, wenn man Kommandeuren nach 
Auflösung ihrer Dienststellen und Einheiten zu- 
nächst überhaupt keine Aufgaben zuweist. So kam 
ein Kommandeur, dem die Auflösung seiner Dienst- 
stelle, nicht aber seine weitere Verwendung mitge- 
teilt worden war, mehrere Wochen nach dieser 
Nachricht täglich in die Kasernenanlage, um festzu- 
stellen, ob sein Verwendungsbescheid eingetroffen 
sei. Ein anderer Kommandeur erhielt zwar eine 
neue Verwendung in einem Amt, fand dort aber nur 
einen Dienstraum, nicht aber Aufgaben vor. Ich 
meine, daß man auch im Bereich der „Oberen Füh- 
rung” nichts unversucht lassen sollte, um verdienten 
Soldaten bis zum Beginn des Ruhestandes eine an- 
gemessene Tätigkeit und Aufgabe zu belassen; dies 
auch dann, wenn sie die Führung einer Einheit, 
eines Verbandes oder einer Dienststelle aus zwin- 
genden Gründen abgeben müssen. Der scherzhafte 
Begriff „Elefantenfriedhof" für Endverwendungen 
hat einen zu bitteren Beigeschmack, als daß damit 
zugleich eine Problemlösung angedeutet werden 
sollte. 

Im folgenden beschränke ich mich auf die Darlegung 
von Problemen der „Oberen Führung”, die im Be- 
reich der Anwendung der Grundsätze der Inneren 
Führung unmittelbar Auswirkungen auf die Truppe 
zeitigen. Zahlreiche, an sich begrüßenswerte und 
unvermeidliche Reformvorhaben, wie zum Beispiel 
Verbesserung der Aus-, Fort- und Weiterbildung der 
Offiziere und Unteroffiziere, die Verkürzung des 
Grundwehrdienstes auf 15 Monate mit der dadurch 
verbundenen Umstellung der Ausbildung der Wehr- 
pflichtigen haben Führung und Truppe stark be- 
lastet. Wenn diese Vorhaben dennoch erfolgreich 
durchgeführt werden konnten, so war dies insbe- 
sondere das Verdienst der Truppe, die mit zum Teil 
erheblicher Mehrarbeit und zusätzlichen Leistungen 
den Erfolg letztlich gewährleistet hat. Es wird in 
der Truppe aber nicht verstanden, wenn man — wie 
es gelegentlich geschieht — in der „Oberen Füh- 
rung" den Erfolg bereits während der Umstellung 
herausstreicht und den Eindruck erweckt, als seien 
die Reformen relativ problemlos zu erreichen. Ich 
bin der Auffassung, daß auch die Leistungen der 
Truppe bei den Reformvorhaben durch die „Obere 
Führung" angemessen dargestellt werden sollten, 
selbst auf die Gefahr hin, daß die Selbstdarstellung 
der „Oberen Führung" darunter leidet. 

Die „Obere Führung" sollte auch dafür sorgen, daß 
die von ihr getroffenen Entscheidungen und Maß- 
nahmen im nachgeordneten Bereich so verstanden 
und umgesetzt werden, daß der Auftrag der Streit- 
kräfte in jeder Lage und zu jeder Zeit erfüllt wird. 


Die Truppe muß immer Klarheit darüber haben, 
welche konkreten Teilziele im Rahmen des Haupt- 
zieles angestrebt werden sollen. Der Truppenführer 
muß aber auch stets Sicherheit darüber haben, wo- 
für er verantwortlich gemacht wird. Ihm muß Ge- 
wißheit gegeben werden, in welchen Bereichen er 
selbständig handeln und entscheiden kann. Ein wich- 
tiges Führungsmittel der „Oberen Führung" ist des- 
halb der Informationsfluß von „oben nach unten". 
Informationen über Personal- und Wehrstruktur so- 
wie über Fragen der Ausbildung und Bildung und 
andere Planungen werden im nachgeordneten Be- 
reich einen hohen Grad an Verständnis für das Ver- 
halten der Führung wecken und es zugleich der 
Truppe erleichtern, sich mit diesen Zielen zu identi- 
fizieren. Schon an anderer Stelle führte ich aus, daß 
auch Personalführung und -Steuerung transparent 
sein müssen. 

Gelegentlich stelle ich fest, daß die Truppe durch 
Vorschriften erläuternde und begleitende Befehle 
unsicher darüber ist, welche Bestimmungen letztlich 
verbindlich sind. Ein Übermaß an Befehlen führt zu- 
dem dazu, daß die Truppe zwangsläufig entscheiden 
muß, der Ausführung welcher Befehle der Vorrang 
zu geben ist. Diese auch als „selektiver Gehorsam" 
bezeichnete Haltung ist geeignet, die Grundsätze 
von Befehl und Gehorsam in ihren Grundzügen zu 
beeinträchtigen. Da die „Obere Führung" ihre 
eigene Befehlsgebung in der Mehrzahl der Fälle 
überhaupt nicht mehr überwachen kann, wird auch 
von dieser Seite her die Einhaltung des Prinzips von 
Befehl und Gehorsam tangiert. 

Vorschriften sollten so klar formuliert sein, daß es 
keinen Zweifel in der Auslegung gibt; sie müssen 
immer darauf überprüft werden, ob sie den Anfor- 
derungen des militärischen Alltags noch gerecht 
werden. Eindeutige Bestimmungen und klare Be- 
fehlssprache lassen erkennen, ob Vorschriften ver- 
bindlichen Charakter haben oder nicht. Nur so kann 
man auch im nachgeordneten Bereich Befehlstreue 
verlangen. Nachfolgend ein Beispiel für mangelnde 
Befehlsklarheit: 

Ein Wehrpflichtiger kam während des Wachdien- 
stes im technischen Bereich seiner Einheit durch 
einen Unfall ums Leben. Bei der Überprüfung 
stellte ich fest, daß der Wehrpflichtige bereits 
mehrfach zum Wachdienst herangezogen worden 
war, obwohl er als Rekrut nicht einmal acht Wo- 
chen Ausbildung hinter sich hatte. Die einschlä- 
gige Vorschrift (ZDv 10/6 „Der Wachdienst in der 
Bundeswehr", Nummer 206) bestimmt, daß Rekru- 
ten bis zum Abschluß der achten Ausbildungswo- 
che vom Wachdienst freigestellt werden müssen. 
Wenn mir auch die zuständigen Vorgesetzten dar- 
getan haben, daß die Rekruten dennoch zum 
Wachdienst herangezogen werden mußten, weil 
aus dienstlichen Gründen keine längerdienenden 
Soldaten für diesen Dienst zur Verfügung standen 
und sie auch zum Wachdienst entsprechend aus- 
gebildet waren, so steht dem gegenüber die zwin- 
gende Bestimmung der Nummer 206 der ZDv 10/6 
„. . . sind freizustellen", die meines Erachtens 
zweifelsfrei bestimmt, daß Rekruten bis zum Ab- 
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Schluß der achten Woche der Ausbildung vom 
Wachdienst freizustellen sind. Demgegenüber hat 
mir der Bundesminister der Verteidigung mitge- 
teilt, die ZDv 10/6 sei als Zentrale Dienstvorschrift 
eine Rahmenanweisung mit grundsätzlichem Cha- 
rakter. Dies schließe begründete Ausnahmen im 
Einzelfall unter gewissen Voraussetzungen ein. Im 
vorliegenden Falle seien diese Kriterien für den 
Einzelfall gegeben. Eine derartige Auffassung ist 
meines Erachtens geeignet, das Vertrauen in eine 
klare Befehlsgebung zu erschüttern. Sollte ein sol- 
ches Beispiel Schule machen, so ist es nicht ver- 
wunderlich, wenn in der Truppe zentrale Dienst- 
vorschriften von Fall zu Fall nach Belieben aiisge- 
legt werden und die Truppe sich selbst Ausnahme- 
regelungen genehmigt. Wenn von einer bestehen- 
den Dienstvorschrift Abweichungen oder Ausnah- 
men notwendig werden, so dürfen Ausnahmerege- 
lungen nur von der Stelle zugelassen werden, die 
auch die Grundvorschrift herausgegeben hat. Es 
kann nicht hingenommen werden, daß im nachge- 
ordneten Bereich jeder Vorgesetzte entscheiden 
kann, ob eine Ausnahme von der zwingenden Re- 
gelung einer Dienstvorschrift vorliegt oder nicht. 
Sofern der Truppe ein Ermessenspielraum einge- 
räumt werden soll — was in vielen Bereichen 
durchaus zu begrüßen ist — , so muß dies in der 
entsprechenden Vorschrift unmißverständlich zum 
Ausdruck kommen. 

Die „Obere Führung'' sollte in Erlassen und Befeh- 
len nicht Vergünstigungen in Aussicht stellen, deren 

Verwirklichung nicht eingehalten werden kann. Da- 
zu folgende Beispiele: 

— Durch Erlaß des Bundesministers der Verteidi- 
gung vom 31. Oktober 1971 (VMBL S. 344) darf 
für jeweils zehn beziehungsweise in Auslands- 
einheiten, Schulen und Akademien für sieben 
kasernenpflichtige Soldaten eine Tageszeitung 
gehalten werden. Da die notwendigen Haushalts- 
mittel für eine solche Anzahl von Zeitungen 
schon in den Jahren 1971 und 1972 nicht bereit- 
gestellt werden konnten, ist die in dem Erlaß 
genannte Möglichkeit nur theoretisch gegeben. 
Die Truppe wurde von dem Fehlen der Haus- 
haltsmittel jedoch nicht unterrichtet. Der Erlaß 
besteht immer noch, die Mittel jedoch gibt es 
auch weiterhin nicht. Auch für das Berichtsjahr 
konnte die zugesagte Vergünstigung nicht einge- 
halten werden. Derartige theoretische Erlasse 
sind meines Erachtens nicht geeignet, das Ver- 
trauen in die „Obere Führung" zu fördern. 

— ■ In Ziffer 166 des Weißbuches 1970 fand sich die 
Bemerkung, das feierliche Gelöbnis solle nach 
Maßgabe des § 9 Abs. 2 Soldatengesetz durch 
eine förmliche Belehrung über die Pflichten und 
Rechte der Soldaten ersetzt werden. In der Zwi- 
schenzeit hat sich eine Reihe von Petenten in 
Eingaben hierauf berufen, da zu erwarten stand, 
daß entsprechend der Ankündigung verfahren 
würde. Erst im Weißbuch 1973/1974 verlautbarte 
der Bundesminister der Verteidigung (S. 228, 
Ziffer 18), daß er diese Ankündigung des Weiß- 
buches 1970 nicht mehr verfolgen werde. 


Manchmal mangelt es bei der „Oberen Führung" an 
kooperativem Verhalten gegenüber der Truppe. 
Hierzu folgende Beispiele: 

— Auf einer Kommandeurtagung einer Teilstreit- 
kraft hatte ein Verbandsführer berichtet, daß er 
zwar das für die Durchführung einer Sonderaus- 
bildung benötigte Gerät hätte, die dazu unbe- 
dingt notwendigen Bedienungs- und Wartungs- 
vorschriften dem Verband jedoch noch nicht zu- 
gegangen seien. Der Leiter des hierfür zuständi- 
gen Amtes widersprach entschieden dieser Be- 
hauptung und erklärte, daß die Unterlagen schon 
vor Tagen von seinem Amt an den Verband ab- 
geschickt worden seien. Der Verbandsführer sah 
sich daraufhin gezwungen, auf Drängen seiner 
Vorgesetzten seine Behauptung zu widerrufen. 
Nachfolgend stellte sich heraus, daß die Fest- 
stellung des Leiters des Amtes unkorrekt war, 
denn bei den dem Verband zugegangenen Unter- 
lagen handelte es sich nur um einen kleinen Teil 
der für die Inbetriebnahme und Instandhaltung 
des Gerätes notwendigen Weisungen, Kataloge 
und Vorschriften. Diesen Sachverhalt meldete 
der Verbandsführer dem Inspekteur seiner Teil- 
streitkraft unter nachrichtlicher Beteiligung der 
Kommandobehörde. Der Verbandsführer, dessen 
Glaubwürdigkeit und Ansehen in dem Kreis der 
Tagungsteilnehmer durch diesen Vorfall erheb- 
lich gelitten hatte, wartete vergebens darauf, daß 
er durch eine spätere schriftliche Richtigstellung 
des Sachverhalts an alle Tagungsteilnehmer, 
etwa in einem Zusatz zum Tagungsprotokoll, 
rehabilitiert würde. 

— Von Verbandsführern wird mir häufiger berich- 
tet, daß ihnen auf Kommandeurtagungen nur 
wenig Gelegenheit gegeben werde, auf allge- 
meine Mißstände, insbesondere auf Unzulänglich- 
keiten in der Befehlsgebung hinzuweisen. Ihre 
Einwände würden häufig mit dem Bemerken ab- 
getan, daß entweder die Zeit zur Erörterung 
dieser Fragen nicht ausreiche, oder „daß sie das 
von ihrer Warte oder Ebene aus nicht beurteilen 
könnten". Nie würde ihnen gesagt, aus welchen 
Gründen die vorgetragenen Mängel nicht zu än- 
dern seien. Die Truppe sieht in einem solchen 
Verhalten die Verschiebung der Verantwortung 
auf anonyme Verantwortliche. In dieser Bezie- 
hung — so sagt man — habe sich in den Streit- 
kräften seit ihrem Bestehen nichts geändert. Was 
anfangs mit den Worten „das beruhe auf Auf- 
bauschwierigkeiten" oder später mit dem Hin- 
weis „das sei ein Politikum" abgetan wurde, wird 
heute mit dem Vermerk vom Tisch gefegt, „dazu 
fehlt Ihnen auf Ihrer Ebene der Überblick". 

Gelegentlich fällt mir auf, daß die „Obere Führung" 
bestrebt ist, sich durch eine Vielzahl von Weisun- 
gen, die zur Wahrnehmung der Dienstaufsicht auf 
den Gebieten der Personalführung, der inneren 
Sicherheit, insbesondere der Materialbewirtschaf- 
tung an die Einheitsführer und Kommandeure her- 
ausgegeben worden sind, abzusichern. So gibt es 
für den Kommandeur eines Versorgungsverbandes 
im Bereich der Teilstreitkraft Luftwaffe drei ver- 
schiedene Weisungen, die dieser im Rahmen der 
Wahrnehmung der Dienstaufsicht zu beachten hat. 
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Eine davon ist der „Katalog zur Wahrnehmung der 
Dienstaufsicht für Kommandeure (KWDK)", Der 
Kommandeur hatte ermittelt, daß er allein auf Grund 
der KWDK 205 Kontrollen durchzuführen habe. 25 
Kontrollen müsse er persönlich durchführen, bei 
weiteren 88 Kontrollen habe er nur zugegen zu 
sein. Die restlichen 92 Kontrollen könne er Offizie- 
ren seines Stabes übertragen. Auf eine entspre- 
chende Frage antwortete der Vorgesetzte dieses 
Kommandeurs, der Kommandeur solle selbst ent- 
scheiden, welchen der geforderten Kontrollen Vor- 
rang zu geben sei. 

Die vorstehenden Ausführungen, die nur wenige 
Beispiele aus dem Spannungsfeld „Obere Führung"' 
und Truppe enthalten, geben mir abschließend Ver- 
anlassung, darauf hinzuweisen, daß die den Grund- 
sätzen der Inneren Führung ebenso wie die Truppe 
unterworfene „Obere Führung" jeden Anschein ver- 
meiden sollte, sie behandele die Grundsätze der 
Inneren Führung anders, als sie es der Truppe ab- 
verlangt. Die Grundsätze der Inneren Führung gel- 
ten einheitlich für alle Bereiche der Streitkräfte. Sie 
stellen eine unaufhebbare Gemeinsamkeit zwischen 
„Oberer Führung" und Truppe dar, eine Verbindung, 
die nicht angetastet werden darf. 

4.4.6 Probleme der Zusammenarbeit von Truppenführern 
und Sanitätsoffizieren 

Die notwendige Zusammenarbeit von Truppenfüh- 
rern und Sanitätsoffizieren bei der Gesundheitsfür- 
sorge verläuft im allgemeinen reibungslos. Sie wird 
manchmal beeinträchtigt durch die unterschiedlichen 
Auffassungen über die jeweiligen Aufgabengebiete 
sowie durch die unterschiedliche Aus- und Vor- 
bildung der Beteiligten. Gelegentlich versuchen 
Truppenführer sich über ärztliche Anweisungen und 
Empfehlungen hinwegzusetzen. Dies geschieht auch 
unter Ausnutzung ihres höheren Dienstgrades, ins- 
besondere gegenüber wehrpflichtigen Sanitätsoffi- 
zieren. Auch die wehrpflichtigen Arzte tragen zu den 
Schwierigkeiten bei, da sie sich mehr als Wehr- 
pflichtige und nicht so sehr als Sanitätsoffiziere 
fühlen, die für den reibungslosen Ablauf des gesam- 
ten Dienstbetriebes Mitverantwortung tragen. Dies 
rührt daher, daß die truppendienstlichen Vorgesetz- 
ten die jungen Sanitätsoffiziere wegen ihrer gerin- 
gen militärischen Erfahrung häufig „nicht für Voll" 
nehmen. Diese Mängel in der Zusammenarbeit, selbst 
wenn sie nicht zahlreich sind, erscheinen im Einzel- 
fall deshalb so schwerwiegend, weil sie letztlich zu 
Lasten des Wohls der anvertrauten Soldaten gehen. 
Einige Beispiele sollen diese Probleme verdeut- 
lichen. 

— Zwei Soldaten waren von ihrem Kompaniechef 
trotz entgegenstehender truppenärztlicher Anord- 
nung zum Bereitschaftsdienst eingeteilt worden. 
Der Kompaniechef bezeichnete die vom Außen- 
und Bereitschaftsdienst befreiten Soldaten als 
Drückeberger. Kompaniechef und Bataillonskom- 
mandeur gaben dazu an, die Einteilung der bei- 
den Soldaten wäre trotz entgegenstehender trup- 
penärztlicher Anordnung gerechtfertigt gewesen, 
weil die übrigen Soldaten durch eine Übung be- 
sonders belastet worden wären. Es ginge nicht an, 
diejenigen Soldaten, die eine Woche lang Tag 


und Nacht im Einsatz gewesen seien, anschlie- 
ßend zu Wach- beziehungsweise zu Bereitschafts- 
diensten heranzuziehen, und die Soldaten, die 
aus gesundheitlichen Gründen diese Leistungen 
nicht hätten vollbringen können, in dieser Zeit 
nach Hause fahren zu lassen. Der Brigadearzt hat 
mir auf Anfrage mitgeteilt, er könne das Ver- 
halten des Kompaniechefs nicht billigen, da die- 
ser sich ohne hinreichende Sachkenntnis nicht 
über die Empfehlung des Truppenarztes hinweg- 
setzen dürfe. Hier läge ein eindeutiger Verstoß 
gegen die fachdienstliche Anweisungen des In- 
spekteurs des Sanitätswesens vor. Bei aller Ver- 
antwortlichkeit dürfe ein Kompaniechef nicht die 
Verantwortung eines Arztes mitübernehmen. Der 
Brigadearzt führte weiter aus, daß diese Miß- 
achtung ärztlicher Gebote im Standort keinen 
Einzelfall darstelle. 

— Ein Kompaniechef hatte angeordnet, daß Solda- 
ten, deren Krankmeldeschein einen vom Truppen- 
arzt angebrachten Stempelaufdruck enthielt „Aus- 
gang und Urlaub ärztlicherseits nicht angeraten", 
die Unterkunft nicht verlassen dürften. Der Ba- 
taillonskommandeur hob diesen Befehl auf, da 
nach der für Soldaten geltenden Ausgangsrege- 
lung (Anlage 5 der ZDv 10/5) ein Entzug oder 
eine Beschränkung des freien Ausgangs eines 
nicht zum Dienst eingeteilten Soldaten nur auf 
Grund ärztlicher Verordnung, von Disziplinar- 
maßnahmen der Ausgangsbeschränkung und des 
Disziplinararrestes zulässig sei. Ich teile diese 
Auffassung. Der Kompaniechef wurde durch den 
Bataillonskommandeur entsprechend belehrt, 

— Ein Kompaniechef lehnte es ab, den vom Stabs- 
arzt befürworteten Genesungsurlaub für einen 
Soldaten zu erteilen, bei dem nach einem Bein- 
bruch ein operativer Eingriff notwendig gewor- 
den war. Der daraufhin im Beschwerdewege an- 
gerufene Bataillonskommandeur wies die Be- 
schwerde zurück, weil nach seiner Auffassung der 
Kompaniechef in seiner Entscheidung frei sei. Der 
Brigadekommandeur gab der weiteren Be- 
schwerde des Stabsarztes statt. Er teilte dem 
Bataillonskommandeur mit, daß der Kompanie- 
chef nicht fürsorglich gehandelt habe, als er der 
Empfehlung des Stabsarztes nicht entsprochen 
habe. Darüber hinaus hat der Brigadekomman- 
deur den Brigadearzt angewiesen, einen Befehl 
zur Regelung der Gewährung von Genesungs- 
urlaub in Ergänzung des Erlasses „Ausführungs- 
bestimmungen zur Soldatenurlaubsverordnung" 
— Neufassung — im VMBl. 1973 S. 246 heraus- 
zugeben, um für den Bereich der Brigade eine 
einheitliche Praxis zu gewährleisten. 

— • Zwischen einem kriegsgedienten älteren Batail- 
lonskommandeur und einem jüngeren wehr- 
pflichtigen Stabsarzt kam es zu Spannungen im 
dienstlichen Bereich. Ausgangspunkt hierfür war 
das Verhalten des Stabsarztes gegenüber seinem 
Bataillonskommandeur. Der Stabsarzt mißachtete 
die im militärischen Bereich vorgeschriebenen 
Formen, um seinen Kommandeur zu reizen. Dies 
führte zu Fehlgriffen im Führungsverhalten des 
Bataillonskommandeurs. So beeinträchtigte er 
die truppenärztliche Zuständigkeit dadurch, daß 
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er einen ihm bekannten Privatarzt bat, zwei Sol- 
daten auf ihre Marschfähigkeit zu untersuchen, 
obwohl diese Soldaten bereits in einem Bundes- 
wehrkrankenhaus für marschunfähig befunden 
worden waren und der Stabsarzt eine erneute 
Untersuchung nicht für erforderlich gehalten hat- 
te. Unter anderem bezeichnete der Bataillons- 
kommandeur den Stabsarzt bei einem Offizier- 
abend als „komische Type" und duldete es, daß 
die Offiziere das Lied vom „Sanitätsgefreiten 
Neumann" unter Verwendung des Namens des 
Stabsarztes sangen. Der Divisionskommandeur 
empfahl auf Grund dieser Vorkommnisse in 
einem Kommandeurbrief mehr Kontakt und stär- 
keres Bemühen um gegenseitiges Verständnis 
zwischen Truppenoffizieren und insbesondere 
wehrpflichtigen Ärzten. Ferner forderte der Di- 
visionskommandeur die Truppe auf, Vorschläge 
zu unterbreiten, wie das Verhältnis zwischen 
Truppenoffizieren und jungen Sanitätsoffizieren 
verbessert werden könne. 

Ich messe diesen Vorgängen, selbst wenn sie Ein- 
zelerscheinungen sein sollten, eine besondere Be- 
deutung bei, da sie im Spannungsfeld truppendienst- 
licher Autorität und ärztlicher Fachautorität liegen 
und scheinbar unvereinbare Widersprüche offen- 
legen. Hier ist die Zusammenarbeit jedoch unab- 
dingbar, sollen nicht die Soldaten, die Anspruch auf 
eine klare Entscheidung haben, letztlich die Leidtra- 
genden sein. 

4.4.7 Mitbeteiligung 

In allen politischen Parteien wie überhaupt in der 
Öffentlichkeit haben sich die Diskussionen um die 
Mitbeteiligung und Mitverantwortung sehr in den 
Vordergrund geschoben. Diese Entwicklung ist wohl 
nicht zuletzt durch die Regierungserklärung der 
Bundesregierung vom 28. Oktober 1969 geför- 
dert worden, in der es heißt: „Wir wollen mehr 
Demokratie wagen. Wir werden unsere Arbeits- 
weise öffnen und dem kritischen Bedürfnis nach 
Information Genüge tun." Diesem Programmsatz 
folgt dann die gewichtige Feststellung: „Mitbestim- 
mung, Mitverantwortung in den verschiedenen Be- 
reichen unserer Gesellschaft wird eine bewegende 
Kraft der kommenden Jahre sein." Dieser Pro- 
grammpunkt findet sich ähnlich wieder auch in der 
Regierungserklärung der Bundesregierung vom 18. 
Januar 1973. 

Der Drang nach „mehr Demokratie", nach Freiheit 
von alten Bindungen und Mitgestaltung in allen 
Gemeinschaftsverhältnissen — von der Schule über 
die Universität bis an den Arbeitsplatz — erfüllt 
alle Lebensbereiche, Es geht dabei um den Dialog, 
um die Durchsichtigkeit der Geschehnisse und der 
Entscheidungen. So erscheint es nicht erstaunlich, 
daß diese Fragen auch für die Streitkräfte und in den 
Streitkräften gestellt werden. Das ist ein legitimes 
diskussionswürdiges Anliegen, denn die Bundes- 
wehr ist keine Sozialenklave, in der nur besondere 
Gesetze gelten und in der demokratisches Gedan- 
kengut keine Gültigkeit besitzt. Jedes Jahr wer- 
den Tausende von jungen Leuten eingezogen, die 
mit dem Demokratisierungsprozeß an Schule und 
Ai^beitsplatz vertraut gemacht worden sind. Es ver- 


wundert daher nicht, wenn sich die jungen Soldaten 
zu den Wertbegriffen „Demokratie" und „Mitbeteili- 
gung" bekennen und ihre Anwendbarkeit auf die 
Streitkräfte in Erwägung ziehen. 

Die meisten wehrpflichtigen Soldaten, aber auch ein 
erheblicher Teil der Zeitsoldaten, betrachten und 
bewerten den militärischen Dienst wie eine zivilbe- 
rufliche Tätigkeit. Zwischen Militärdienst und Zivil- 
beruf wird kein qualitativer Unterschied gesehen. 
Alle Sonderbelastungen, Dienst und Ansprüche spe- 
zifisch militärischer Natur treffen daher auf Abnei- 
gung, deren Überwindung ein hohes Maß an Ge- 
schick und Wendigkeit von Offizieren und Unter- 
offizieren erfordert. 

Hier besteht nach meiner Auffassung eine bisher 
noch nicht genügend genutzte Chance des Mitbetei- 
ligungsgedankens: Es sollte in den Streitkräften ver- 
stärkt versucht werden, die Distanz und das Des- 
interesse der jungen Wehrpflichtigen an den Fragen 
der Landesverteidigung dadurch abzumildern und 
zu überwinden, daß Führer und Unterführer ihre 
Soldaten in größerem Umfang als bisher an der 
Vorbereitung von Entscheidungen mitbeteiligen. 

Nun reicht allerdings die Spannweite des Verständ- 
nisses von der Mitbeteiligung, von den Forderungen 
nach Liberalität, Offenheit und Information über 
Mitsprache, Mitwirkung und Mitbestimmung bis hin 
zu extremen Forderungen nach gänzlicher Abschaf- 
fung von militärischer Hierarchie und der Einsetzung 
von kollektiv beschließenden Soldaten-Räten auf 
allen militärischen Ebenen, wie das im Berichtsjahr 
von einem Darmstädter Arbeitskreis vorgeschlagen 
wurde. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche 
neueren Formen der Mitbeteiligung und Mitverant- 
wortung für die Streitkräfte denkbar und praktikabel 
sind. Abgesehen von denkbaren Anpassungen und 
Verbesserungen auf diesem Gebiet ist jedoch nicht 
zu verkennen, daß die bereits bestehenden Vor- 
schriften und Richtlinien beträchtliche Ermessens- 
und Initiativräume bieten, die aber sowohl von den 
Vorgesetzten als auch von den Untergebenen bisher 
sehr unterschiedlich, oft wenig ausgeschöpft wurden: 

1. Das Bild vom Staatsbürger in Uniform und die 
damit zusammenhängende Forderung nach Ge- 
horsam aus Einsicht und nach partnerschaftlicher 
Erfüllung gegebener Aufträge bedeuten nichts 
anderes als das Recht und die Pflicht des Solda- 
ten, im Truppenalltag nach besten Kräften mit- 
zuwirken und sich innerhalb des ihm gesteckten 
Verantwortungsbereichs sowie im Rahmen des 
Prinzips der Auftragstaktik mitzubeteiligen. In 
diesem Zusammenhang enthält der Leitsatz 6 der 
ZDv 10/1 einen wichtigen Hinweis; 

„Der Vorgesetzte bemüht sich, seinen Soldaten 
die Notwendigkeit der ihm erteilten Aufträge 
zu erläutern und Verständnis für seine Anfor- 
derungen zu wecken. Der Vorgesetzte erklärt 
seinen Soldaten den Sinn ihrer Tätigkeiten so, 
daß ihnen Handeln aus Einsicht möglich wird, 
damit Gehorsam auch dann geübt wird, wenn 
die Umstände Information und Erklärung nicht 
zulassen." 
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Aus diesem allgemeinen Leitbild ergeben sich 
verschiedene Initiativräume: Information, Dis- 
kussion, Kooperation. 

2. Die Information der Untergebenen über die Ein- 
bindung ihrer jeweiligen Tätigkeiten in den 
übergeordneten Gesamtwillen der militärischen 
Führung bildet eine der wesentlichen Bedingun- 
gen zeitgemäßer Menschenführung und die Vor- 
aussetzung dafür, daß der Soldat mitdenkenden 
Gehorsam, initiatives Handeln und Selbständig- 
keit in der Erfüllung seines Auftrages zu ent- 
wickeln vermag. 

3. Die Diskussion ist geeignet, den Vorgesetzten 
bei der Entscheidungsfindung zu helfen und beim 
Untergebenen die Einsicht in die Zweckmäßigkeit 
eines Befehls zu fördern. „Diskussion ist ein 
Mittel der Entscheidungsvorbereitung", so heißt 
es in Nummer 117 der ZDv 10/1. Auch im Weiß- 
buch 1971/72 wird darauf hingewiesen, daß für 
die Diskussion als Führungsmittel gilt: „Manche 
Befehle können besser verstanden werden, wenn 
die Beteiligten sie vorher erörtern." Allerdings 
darf Diskussion den Befehl nicht ersetzen. Sie 
nimmt dem militärischen Vorgesetzten nicht die 
Last der Entscheidung und gibt ihm nicht das 
Recht, sich unangenehmer Verantwortung zu ent- 
ledigen; sie entbindet den Untergebenen nicht 
von Gehorsam und Loyalität und gibt ihm auch 
nicht das Recht zur Obstruktion. 

4. Statt autoritär ausgerichteten Dienstbetrieb ver- 
gangener Jahre beeinflussen zunehmend Koope- 
ration, Teamwork und Gruppenkonsens die Ar- 
beitsweise der Streitkräfte. Modernes Manage- 
ment, wie es von Industriebetrieben her bekannt 
ist, und die notwendige Einschaltung wissen- 
schaftlicher Methoden und Hilfsmittel erfordern 
neue Funktionsabläufe, die das bisher auf Distanz 
angelegte Verhältnis zwischen Vorgesetzten und 
Untergegebenen in Richtung des kooperativen 
Führungsstils verändern. In der ZDv 10/1 wird 
dieser Entwicklung in der Ziffer 217 Rechnung ge- 
tragen: „Kooperation von Untergebenen, Gleich- 
gestellten und Vorgesetzten erleichtert eine sinn- 
volle Ausführung von Befehlen und Aufträgen." 

Die Nutzung des spezialisierten Sachverstandes 
aller Mitarbeiter vermag die Informationsgrund- 
lagen der Vorgesetzten zu verbreitern und damit 
seine Entschlußfassung auf eine größere Basis zu 
stellen. Das für die rationelle Gewinnung von 
Ergebnissen unabdingbare Gebot der Arbeitstei- 
lung macht auch vor den Streitkräften nicht halt. 
Das Weißbuch 1970 des Bundesministers der Ver- 
teidigung deutet diese Notwendigkeit in der Zif- 
fer Nr. 162 an: „Grundsätzlich gilt: Kooperation 
und Koordination gehen vor Befehlsautomatik." 
Die Voraussetzungen für kooperatives Verhalten 
in den Streitkräften müssen stärker als bisher in 
der Bereitschaft und Fähigkeit der Vorgesetzten 
liegen, die Untergebenen in die Diskussion über 
die speziellen Sachfragen ihres Tätigkeitsberei- 
ches einzubeziehen. 

5. Neben diesen rechtlich weniger festumrissenen 
Mitbeteiligungsempfehlungen an die Soldaten 
steht das gesetzlich konkretisierte Recht der Mit- 


sprache des Vertrauensmannes, der in seiner je- 
weiligen Dienstgradgruppe die Interessen seiner 
Kameraden wahrnimmt und zugleich Berater sei- 
ner Disziplinarvorgesetzten ist. Nach § 35 Solda- 
tengesetz wählen Soldaten in Einheiten, Verbän- 
den und Schulen getrennt nach Laufbahngruppen 
Vertrauensmänner. Durch Änderung der Wehr- 
disziplinarordnung vom 28. Juli 1972 wurde ge- 
regelt, daß Vertrauensmänner in disziplinären 
Angelegenheiten nicht nur — wie bisher — zur 
Person, sondern auch zum Sachverhalt zu hören 
sind. Die Anhörung erfolgt sowohl bei der Er- 
teilung von förmlichen Anerkennungen als auch 
dann, wenn der Disziplinarvorgesetzte prüft, ob 
eine Disziplinarmaßnahme verhängt werden soll. 
Der den Vertrauensmännern gewährte Spielraum 
wird auch durch Leitsatz 8 der ZDv 10/1 deutlich: 

„Der Vorgesetzte gibt den gewählten Ver- 
trauensmännern die Gelegenheit zur Aus- 
sprache. Er regt sie sogar dazu an. Er ist sich 
bewußt, daß ihre Aufgabe nicht nur in der Mit- 
wirkung bei Disziplinarangelegenheiten be- 
steht. Die Vertrauensmänner tragen auch zur 
verantwortungsvollen Zusammenarbeit zwi- 
schen Vorgesetzten und Untergebenen, zur Er- 
haltung des kameradschaftlichen Vertrauens 
innerhalb der Einheit, zur Gesaltung des inne- 
ren Dienstbetriebes, in Fragen der Fürsorge, 
der Berufsförderung und des außerdienstlichen 
Gemeinschaftslebens bei. Bei Bedarf unter- 
stützt der Vorgesetzte die Vertrauensmänner, 
indem er einzelne oder mehrere geeignete 
Soldaten bei der Erfüllung bestimmter Auf- 
gaben zur Verfügung stellt." 

Der Generalinspekteur ordnete in der Informa- 
tion für Kommandeure Nr. 3/72 vom 8. August 
1972 zur Intensivierung der Mitbeteiligung der 
Vertrauensleute unter anderem an, daß die Ba- 
taillonskommandeure einmal im Quartal eine 
Arbeitsbesprechung mit den Vertrauensleuten 
unter Teilnahme der Einheitsführer durchzufüh- 
ren haben. Die Besprechungen sollen der gegen- 
seitigen Information und dem Gedankenaustausch 
über Angelegenheiten von gemeinsamem Inter- 
esse aller Angehörigen des Verbandes dienen. 

Gesetzliche Regelungen und Erlasse allein rei- 
chen nicht aus, um eine sachgerechte und rei- 
bungslose Zusammenarbeit zwischen Vertrauens- 
männern und Disziplinarvorgesetzten herzustel- 
len. Die Ausschöpfung der Richtlinien wird in 
hohem Maße von der Aufgeschlossenheit der 
Vorgesetzten und den Initiativen der Unter- 
gebenen bestimmt. Der Generalinspekteur bringt 
diese Abhängigkeit in der Information für Kom- 
mandeure Nr. 3/72 deutlich zum Ausdruck: 

„über den selbstverständlichen Gehorsam ge- 
genüber den einschlägigen Gesetzen und Be- 
fehlen hinaus erwarte ich daher, daß sich die 
Disziplinarvorgesetzten durch Aufgeschlossen- 
heit gegenüber der Stellung und dem Auftrag 
der Vertrauensmänner und durch persönliches 
Beispiel der tatkräftigen und verantwortungs- 
bewußten Mitarbeit der Vertrauensmänner 
versichern . . .". 
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6. Schließlich können die Soldaten in Dienststellen 
der Bundeswehr, die nicht Einheiten, Verbände 
oder Bundeswehrhochschulen sind, ihre Rechte 
im Rahmen des Personalvertretungsgesetzes 
wahrnehmen. Die Gruppe der Soldaten tritt zu 
den Gruppen der Beamten, der Angestellten und 
Arbeiter hinzu und stellt — erstmals in der deut- 
schen Militärgeschichte — eine echte demokra- 
tisch-legitimierte Soldatenvertretung dar. Es ver- 
steht sich von selbst, daß sie in Angelegenheiten 
militärischer Naiur, die nur die Soldaten betref- 
fen, auf die sonst geltende Mitbestimmung und 
Mitwirkung verzichten muß. Diese Befugnisse 
obliegen in diesem Falle nur dem Vertrauens- 
manne. 

Ich vertrete die Auffassung, daß es sich bei dem 
Prozeß der Demokratisierung und Mitbeteiligung 
weder um statische noch um ausschließlich revolu- 
tionär realisierbare Kategorien handelt. Es geht 
vielmehr um einen kontinuierlichen, permanent 
zu planenden und zu systematisierenden Prozeß, der 
fortwährend der Anstrengung bedarf, Menschen- 
würde, Freiheit und soziale Gleichheit immer über- 
zeugender zu verwirklichen. Für den Bereich der 
Streitkräfte stellt sich dabei die Frage, ob die be- 
stehenden Mitbeteiligungsmöglichkeiten den sich 
verändernden Ansprüchen noch gerecht werden, ob 
nicht ein neues Modell entworfen werden muß, um 
die Selbstbestimmung der Soldaten durch Mitbetei- 
ligung und Mitverantwortung über das Bestehende 
hinaus zu verbessern. 

Obwohl die Institution des Vertrauensmannes und 
— soweit gesetzlich zugelassen — die Personalver- 
tretung der Soldaten sich bewährt haben, hat sich 
gezeigt, daß diese Einrichtungen noch verbesse- 
rungs- und ausbaufähig sind. Im einzelnen ist fol- 
gendes anzuregen: 

1. Unterhalb der Ebene des Vertrauensmannes 
wäre die Einrichtung von Zugsprechern zu be- 
grüßen. Auf entsprechender Ebene könnten bei 
der Marine beispielsweise Deck- oder Messe- 
sprecher, in Lehrgängen Hörsaalsprecher einge- 
setzt werden. Folgende Gründe sprechen für die- 
sen Vorschlag: Die Vertrauensmännerwahl ist 
häufig mit Schwierigkeiten verbunden, weil die 
zur Wahl aufgestellten Soldaten, besonders wenn 
es sich um neu eingezogene Soldaten handelt, 
den Angehörigen der Einheit meist nicht hinrei- 
chend bekannt sind. Man kann im allgemeinen 
aber nur eine Person wählen, der man vertraut, 
also die man kennt. In der fehlenden Personen- 
kenntnis liegt meines Erachtens häufig auch der 
Grund für die geringe Wahlbeteiligung und das 
Desinteresse der Soldaten an der Wahl der Ver- 
trauensleute. Die Einrichtung eines Zugsprechers 
würde diese Lücke ausfüllen. Ferner würde der 
Zugsprecher den Vertrauensmann, insbesondere 
bei getrennt liegenden und entlegenen Zügen 
einer Einheit, in die Lage versetzen, an wichtige 
Informationen zu bestimmten Problemen heran- 
zukommen, die die Grundlage für die Gespräche 
mit dem Einheitsführer bilden und letztlich eine 
sachgerechte Beurteilung verschiedener Probleme 
durch den Einheitsführer erleichtern. 


2. Die Vertrauensmänner-Konferenzen für die ge- 
samte Bundeswehr, wie sie vor einigen Jahren 
durchgeführt wurden, haben große Beachtung 
gefunden und sich nach meinem Dafürhalten gut 
bewährt. Eine solche Einrichtung würde in etwa 
auch der schwedischen Praxis entsprechen, in der 
— gesetzlich verankert — regelmäßig ein soge- 
nannter Wehrpflichtigen-Reichstag Zusammen- 
tritt, in dem alle aktuellen Probleme zwischen 
den Vertretern der Führung der Streitkräfte und 
den Wehrpflichtigen offen dargelegt und disku- 
tiert werden. Auch die schwedische Einrichtung 
hat sich bisher gut bewährt. Ich rege an, diese 
Vertrauensmänner-Konferenzen regelmäßig ein- 
zuberufen und zu einer ständigen Einrichtung 
werden zu lassen. 

3. Gelegentlich wird bei der Wahl des Vertrauens- 
mannes kein Wahlvorschlag abgegeben. Da die- 
ser Fall im Vertrauensmännerwahlgesetz nicht 
geregelt ist, halte ich eine Wiederholung der 
Wahl für sinnvoll, weil die Einstellung der Sol- 
daten im Laufe der Zeit möglicherweise nach 
entsprechenden Erörterungen und Überlegungen 
und infolge Personalveränderungen durchaus 
wechseln kann. Der Bundesminister der Vertei- 
digung hat sich meiner Auffassung angeschlos- 
sen. Er beabsichtigt allerdings nicht, das Solda- 
tengesetz und das Vertrauensmännerwahlgesetz 
entsprechend zu novellieren, da der Eindruck 
entstehen könnte, als würde vom Gesetzgeber 
ein Druck auf die Wahl eines Vertrauensmannes 
ausgeübt werden. Der Bundesminister der Ver- 
teidigung erwägt demgegenüber, auf diese Frage 
in einem Erläuterungserlaß zur beabsichtigten 
Gesetzesnovellierung einzugehen. 

4. Entscheidend für eine Verbesserung der Situation 
des Vertrauensmannes ist eine umfassende Un- 
terrichtung der Truppe über sein Amt und seine 
Aufgaben und — wie schon hervorgehoben — 
die Aktivierung der Zusammenarbeit zwischen 
Vorgesetzten und Vertrauensmännern. Das Inter- 
esse an der Zusammenarbeit darf nicht einseitig 
bei den Vertrauensmännern liegen. Im Gegenteil: 
Wenn diese Zusammenarbeit nicht ergiebig ge- 
nug ist, darf dies in der Regel nicht dem oft erst 
neunzehn-, zwanzigjährigen Vertrauensmann an- 
gelastet werden. Es wäre vielmehr Aufgabe der 
Disziplinarvorgesetzten, die erforderliche Initia- 
tive zu einer aktiven Zusammenarbeit zu er- 
greifen. Die Voraussetzungen für kooperatives 
Verhalten in den Streitkräften müssen allgemein 
stärker als bisher in der Bereitschaft und Fähig- 
keit der Vorgesetzten liegen, die Untergebe- 
nen in die Diskussion über die speziellen Sach- 
fragen ihres Tätigkeitsbereichs einzubeziehen. 

5. Die Mitbeteiligungs'befugnisse der Soldaten 
könnten vor allem in den Randzonen militärischer 
Führung noch verbessert und erweitert werden. 
Zu denken ist zum Beispiel an den Einsatz be- 
stimmter Betreuungsmittel und an die Vertei- 
lung bestimmter Lasten: Anschaffung von Bü- 
chern, Bastei- und Hobbyeinrichtungen, Kanti- 
nen- und Küchenfragen, Wohnungsangelegen- 
heiten, Berufsförderung, Kellerbars, Freizeitge- 
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staltung. Aber auch in der Dienstplangestaltung 
und in der Ausgestaltung des Innendienstes sind 
Mitbeteiligungsrechte der Soldaten denkbar und 
praktikabel, so zum Beispiel im Hinblick auf Son- 
derdienste, Sportunterricht, Wachdiensteintei- 
lung, Bereitschaftsdienste, Reinigung und Gestal- 
tung der Unterkünfte und Arbeitsplätze, Unfall- 
und Schadensverhütung sowie auch Neuvor- 
schläge über außerplanmäßige Ausbildungsvor- 
haben (Vergleichsschießen mit anderen Einhei- 
ten, wettkampfmäßige Orientierungsmärsche, 
Sportveranstaltungen usw.). 

Mitbeteiligungsformen dieser Art sind vor allem 
deshalb ihres Versuches wert, weil damit Mög- 
lichkeiten aufgezeigt und erprobt werden könn- 
ten, wie die jungen Wehrpflichtigen an die Fra- 
gen der Dienstgestaltung im Bereich der Ermes- 
sensspielräume der Vorgesetzten heranzuführen 
und mitzubeteiligen sind, ihr Desinteresse zu 
vermindern ist und ihre Mitverantwortung für 
eine wirksame Erfüllung des Verfassungsauftra- 
ges der Streitkräfte gestärkt werden kann. 

Die Grenzen für die Übernahme von streng 
demokratischen Vorstellungen der Gesellschaft 
in die Streitkräfte sind allerdings dort gezogen, 
wo Funktionalität und Effektivität der militäri- 
schen Auftragserfüllung gefährdet sind. Im 
Gegensatz zu anderen Bereichen der Gesell- 
schaft ist die Truppe auf Mobilität und schnelle 
Entscheidung angewiesen. Schon in Friedenszei- 
ten haben diese Erfordernisse grundsätzliche 
Bedeutung. In dieser Frage ist dem General- 
inspekteur zuzustimmen, der die Grenzen der 
Mitbeteiligung in den Streitkräften dort sieht, 
wo militärische Erfordernisse es nicht zulassen, 
daß die Funktionstüchtigkeit der Armee durch 
die Form der Mitbestimmung in Soldaten-Räten 
geschwächt oder die Verantwortung für die Ent- 
scheidungen durch ein kollektives Führungszen- 
trum aufgehoben wird. 

Heute und künftig wird es bei Reformüberlegungen 
zur Mitbeteiligung für den Bereich der Streitkräfte 
nach meiner Auffassung entscheidend darauf ankom- 
men, daß es zu einem ausgewogenen Kompromiß 
kommt einerseits zwischen den Anforderungen des 
modernen Kriegsbildes und dem militärischen Sach- 
zwang und andererseits den demokratischen Struk- 
turen unserer Gesellschaft. 


5 Schlußbemerkungen 

Die Darlegungen über die Mitbeteiligung in den 
Streitkräften lassen erkennen, daß die innere Demo- 
kratisierung auch im militärischen Bereich fortschrei- 
tet. Die Forderung nach „mehr Demokratie" wird 
auch weiter erhoben werden und in ihrer schritt- 
weisen Erfüllung die Menschenführung in den Streit- 
kräften zunehmend beeinflussen. Schon jetzt stößt es 
in der Truppe auf Unverständnis, wenn bedeutende 
Reformvorhaben, die das Gefüge der Streitkräfte 
und damit die Situation eines jeden einzelnen Solda- 
ten berühren, geplant und durchgeführt werden, 


ohne daß die Truppe zur Meinungsbildung und Ent- 
scheidungsvorbereitung wesentlich beitragen konnte. 
Im Gegensatz zu Truppenversuchen bei Einführung 
neuer Waffensysteme, die von der Führung sorg- 
fältig ausgewertet und bei der Entscheidungs- 
findung berücksichtigt werden, wird bei Reformmaß- 
nahmen insbesondere auf dem Gebiete der Personal- 
struktur dieses Verfahren der Mitbeteiligung nicht 
genügend angewandt. Zwar finden auch hier Trup- 
penversuche statt, diese werden jedoch häufig von 
der „Oberen Führung" überhaupt nicht oder nur 
selten bei der Realisierung der Reformvorhaben be- 
rücksichtigt. Eine solche Verfahrensweise erweckt 
leicht den Eindruck, daß die Truppe an Entscheidun- 
gen mit für sie weittragenden Folgen nur „zum 
Schein" mitbeteiligt wird, um dann von der Durch- 
führung wichtiger Maßnahmen der „Oberen Füh- 
rung" praktisch „überrollt" zu werden. 

Die Bereitschaft der Truppe, Maßnahmen der „Obe- 
ren Führung" nicht nur auf Grund von Befehlen 
sondern auch aus Einsicht zu unterstützen, wird 
durch fehlende Information geschwächt. Wer jedoch 
informiert und angehört wird und sinnvoll mit- 
wirken kann, ist eher bereit, notwendige zusätzliche 
Leistungen zu erbringen und Belastungen zu ertra- 
gen. „Reibungsverluste" würden weitgehend ver- 
mieden werden, wenn die Führung die Truppe über 
Planungen rechtzeitig unterrichten und ihr Gelegen- 
heit zur Darlegung der eigenen Auffassungen geben 
würde. Es wäre der Sache oft förderlich, wenn ent- 
sprechend dem „Hearing" im parlamentarischen 
Raum die Bundeswehrführung der Truppe im Wege 
der „Anhörung" Gelegenheit geben würde, mehr als 
bisher mitzudenken und mitzuwirken. 

Der „inneren Demokratisierung" in den Streitkräften 
entspricht es, wenn Soldaten sich immer stärker auch 
außerhalb ihres Dienstbereichs für die Entwicklung 
der Demokratie einsetzen und sich politisch engagie- 
ren. Im inneren Bereich der Streitkräfte können dar- 
aus Unverträglichkeiten erwachsen. Das nachdrück- 
liche Eintreten für politische Auffassungen, die der 
Verfassung nicht widersprechen, ist jedoch — auch 
wenn es den politischen Gegner stört — zulässiger, 
ja wünschenswerter Ausdruck demokratischen Ver- 
haltens. überspitzt vorgetragene Meinungen mögen 
in den Streitkräften die Frage nach ihrer Vereinbar- 
keit mit den Bestimmungen des Soldatengesetzes 
aufwerfen. Ein genereller Vorwurf mangelnder Ver- 
fassungstreue ist aus ihnen jedoch nicht abzuleiten. 

In Publikationen, aber auch in einigen Äußerungen 
aus dem parlamentarischen Raum wird manchmal 
vor der Gefahr gewarnt, daß sich Soldaten der Bun- 
deswehr in Konfliktsituationen nicht verfassungs- 
konform verhalten könnten. Für derartige Behaup- 
tungen sehe ich keine Grundlage. Wenn ich auch 
Politikern und Publizisten einräume, daß sie sich bei 
ihrer Tätigkeit verpflichtet fühlen, politische und 
gesellschaftliche Probleme wachsam und kritisch zu 
beobachten, so sollten auch sie von „Kassandra- 
rufen" Abstand nehmen. Der Truppe möchte ich 
raten, Meinungsäußerungen dieser Art mit mehr 
Gelassenheit aufzunehmen. Der Bundesminister der 
Verteidigung hat die erhobenen Behauptungen und 
Vorwürfe bereits in angemessener Form zurückge- 
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wiesen. Ich habe bei der Wahrnehmung meines ge- 
setzlichen Auftrages den Eindruck gewonnen, daß 
die Soldaten das Primat der Politik und die freiheit- 
lich demokratische Grundordung anerkennen und die 
gebotene Loyalität gegenüber dem Dienstherrn be- 
achten. 


6 Einzelberichte und Weisungen 

Im Berichtsjahr sind dem Wehrbeauftragten vom 
Bundestag oder vom Verteidigungsausschuß keine 
Weisungen zur Prüfung bestimmter Vorgänge er- 
teilt worden. 

Die Prüfung des Vorfalls, bei dem am 9. März 1972 
ein Soldat in München von drei Jugendlichen ange- 
pöbelt, geschlagen und durch Messerstiche verletzt 
worden war, ist abgeschlossen. Den abschließenden 
Bericht habe ich dem Verteidigungsausschuß am 
22. Januar 1973 erstattet. 

Außerdem habe ich in der Frage der Berücksichti- 
gung von Lohnsteuerrückzahlungen bei der Berech- 


nung von allgemeinen Leistungen und Verdienst- 
ausfallentschädigungen nach dem Unterhaltssiche- 
rungsgesetz dem Verteidigungsausschuß am 16. Ok- 
tober 1973 einen Einzelbericht erstattet. 

Die dem Verteidigungsausschuß auf Grund des Be- 
schlusses vom 13. April 1967 zur Erteilung einer 
Weisung vorgelegten Eingaben betrafen folgende 


Sachverhalte: 

Schadensersatzansprüche von und ge- 
genüber Soldaten 21 Fälle, 

Eingaben von Wehrpflichtigen im Zu- 
sammenhang mit der Einberufung zu 
einer Wehrübung 31 Fälle, 

Feststellung des Tauglichkeitsgrades im 
Zusammenhang mit der Anerkennung 
einer Wehrdienstbeschädigung 1 Fall, 

Einberufung zur Ableistung des rest- 
lichen Grundwehrdienstes (Nachdienen 
gemäß § 5 Abs. 5 Wehrpflichtgesetz) . . 1 Fall. 


Die Weisungen wurden in allen Fällen erteilt. 
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7 Anlagen 

Geschäftsstatistik für das Berichtsjahr 1973 


7.1 Vorbemerkungen 

Die nachfolgenden statistischen Angaben sind überwiegend auf die Auswertung 
der im Berichtsjahr eingegangenen Einzelvorgänge abgestellt. Um jedoch den 
tatsächlichen Arbeitsanfall darzustellen, enthalten die Übersichten VII, VIII 
und IX Angaben über die im Berichtsjahr abschließend bearbeiteten Eingaben 
und sonstigen Vorgänge, einschließlich der aus den Vorjahren (Überhänge). 

Eingaben und sonstige Vorgänge haben oft mehrere Sachverhalte (Mehrfach- 
eingaben) zum Gegenstand. So lagen den im Berichtsjahr eingegangenen 6673 
Vorgängen 12 100 Einzeanliegen zugrunde. 
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7.2 Statistische Übersichten 
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I. übersidit über die im Berichtsjahr bearbeiteten Eingaben und sonstigen Vor- 
gänge im Sinne des § 2 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über den Wehrbeauftragten 
des Bundestages 

1. Eingaben sowie auf andere Weise bekanntgewordene Vor- 
gänge 6 673 

darunter 

Eingaben, die den Aufgabenbereich des Wehrbeauftragten 

nicht berühren 264 

Anonyme Eingaben 4 

Wegen ihres Inhalts nicht bearbeitete Eingaben (beleidi- 
gend, Mißbrauch des Eingaberechts o. ä.) 4 

Sammeleingaben 6 278 


2. Anzahl der im Berichtsjahr abschließend bearbeiteten Ein- 
gaben und sonstigen Vorgänge 4 750 

Anzahl der im Berichtsjahr abschließend bearbeiteten Ein- 
gaben und sonstigen Vorgänge aus den Vorjahren (Über- 
hänge) 

1967 2 

1968 3 

1969 15 

1970 27 

1971 79 

1972 2 536 2 662 


Gesamtzahl der im Berichtsjahr abschließend bearbeiteten 

Eingaben und sonstigen Vorgänge 7 412 

Gesamtzahl der noch nicht abschließend bearbeiteten Ein- 
gaben und sonstigen Vorgänge im Berichtsjahr 1 923 

3. Die Bearbeitung der Eingaben und sonstigen Vorgänge 
erforderte 

Prüfungsersuchen, Rückfragen, Gegenvorstellungen, Ab- 
schlußschreiben, Akteneinsichten usw 38 285 
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11. Aufschlüsselung der im Berichtsjahr eingegangenen Eingaben 

und sonstigen Vorgänge nadi Einsendern und anderen Erkenntnisquellen 





davon entfallen auf 


Einsender und andere Erkenntnisquellen 

ins- 


Innere Führung 

Straf- 

recht 

Diszi- 

plinar- 

recht 

Sonstige 

Vor- 

gänge 

gesamt 

Grund- 

rechte 

a)‘) 

b) 2) 

Soldaten der Bundeswehr 

8 455 

567 

1 523 

5 719 

618 

28 

Familienangehörige eines Soldaten der Bun- 
deswehr 

773 

29 

52 

644 

35 

13 

Ehemalige Soldaten der Bundeswehr 

593 

22 

48 

456 

31 

36 

Abgeordnete des Deutschen Bundestages . . 

52 

3 

5 

38 

4 

2 

Andere Abgeordnete 

12 

— 

— 

12 

— 

— 

Privatpersonen außerhalb der Bundeswehr 

257 

28 

34 

93 

23 

79 

Organisationen, Verbände o. ä 

43 

15 

8 

17 

— 

3 

Truppenbesuche 

228 

13 

22 

178 

11 

4 

Presseberichte 

76 

16 

25 

9 

25 

1 

Besondere Vorkommnisse 

1 335 

154 

363 

— 

818 

— 

Sonstige Urheber 

i 

276 

32 

18 

53 

7 

166 


12 100 ä) 

879 

2 098 

7219 

1 572 

332 


Innere Führung, soweit sie Ausbildung, Erziehung und Dienstgestaltung betrifft 

Innere Führung, soweit sie die Fürsorge betrifft (§ 31 i. V. m. § 10 Abs. 3 Soldatengesetz) 

Eingaben und sonstige Vorgänge haben oftmals mehrere Sachverhalte zum Gegenstand. So lagen den im Berichts- 
jahr eingegangenen 6 673 Vorgängen 12 100 Einzelanliegen zugrunde. 


55 



Drucksache 7/1765 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


III. Aufschlüsselung der im Berichtsjahr eingegangenen Eingaben 

und sonstigen Vorgänge nach Organisationsbereichen der Bundeswehr 


davon entfallen auf 


Organisationsbereich 

ins- 

gesamt 

Grund- 

rechte 

Innere Führung 

a) ') b) *) 

Straf- 

recht 

Diszi- 

plinar- 

recht 

Sonstige 

Vor- 

gänge 

Bundesminister der Verteidigung 

2 

(3) 

— 

— 

2 

(3) 

— 

— 

Zentrale Militärische Bw-Dienststellen .... 

81 

4 

4 

64 

7 

2 

Zentrale Sanitätsdienststellen der Bundes- 

(140) 

(6) 

(14) 

(101) 

(17) 

(2) 

wehr 

54 

(15?) 

4 

(16) 

6 

(14) 

43 

(118) 

1 

( 9 ) 


Feldheer 

3 148 

338 

262 

2 105 

406 

37 


(5 973) 

(476) 

(1 205) 

(3 334) 

(921) 

(37) 

Territorialheer 

781 

75 

58 

565 

76 

7 


(1 469) 

(109) 

(269) 

(907) 

(177) 

(?) 

Luftwaffe 

1 251 

88 

95 

953 

106 

9 


(2 334) 

(124) 

(384) 

(1 565) 

(252) 

( 9 ) 

Marine 

271 

17 

12 

182 

54 

6 


(504) 

(21) 

(54) 

(282) 

(141) 

(6) 

Nichterkennbar oder nicht aus dem Bereich 







der Bw 

1 085 

83 

30 

668 

33 

271 


(1 520) 

(112) 

(131) 

(959) 

(47) 

(271) 


6 673 

609 

46? 

4 582 

683 

332 


(12 100) 

(864) 

(2 071) 

(7 269) 

(1 564) 

(332) 


Erläuterung zur Inneren Führung a) und b) siehe Übersicht IL 

Die in ( ) angegebenen Zahlen entsprechen der Anzahl der Einzelanliegen — siehe Fußnote 3) der Übersicht II. 
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IV. Aufschlüsselung der im Berichtsjahr eingegangenen Eingaben 

und sonstigen Vorgänge nach Kommandobereichen (ohne Mehrfacheingaben) 


davon entfallen auf 


Kommandobereich 

ins- 

gesamt 

Grund- 

rechte 

Innere Führung 

Straf- 

recht 

Diszi- 

plinar- 

recht 

Sonstige 

Vor- 

gänge 




a) ') 

1 b)‘) 

Bundesministerium der Verteidigung 

2 


— 

2 





Z Mil D Bw 

81 

4 

4 

64 

7 

2 

Z San D Bw 

54 

4 

6 

43 

1 

— 

NATO-Dienststellen 

41 

3 

3 

28 

7 

— 

1. Korps 

1 467 

179 

136 

935 

194 

23 

II. Korps 

831 

74 

58 

594 

98 

7 

III. Korps 

809 

82 

65 

548 

107 

7 

Terr Kdo Nord 

176 

20 

14 

112 

29 

1 

Terr Kdo Süd 

227 

12 

19 

169 

22 

5 

Terr Kdo S-H 

69 

7 

8 

46 

7 

1 

Heeresamt 

201 

19 

12 

166 

4 

— 

Heerestruppen der obersten Bw-Führung . . 

108 

17 

5 

72 

14 

— 

L Fl Kdo 

616 

42 

43 

470 

57 

4 

Lw USt Kdo 

274 

18 

12 

220 

23 

1 

Lw Amt 

361 

28 

40 

263 

26 

4 

Flotten Kdo 

135 

7 

7 

93 

24 

4 

Mar Div Nordsee 

21 

1 

— 

14 

6 

— 

Mar Div Ostsee 

27 

— 

— 

22 

5 

— 

Marineamt 

88 

9 

5 

53 

19 

2 

Nicht erkennbar oder nicht aus dem Bereich 
der Bw 

1 085 

83 

30 

668 

33 

271 


6 673 

609 

467 

4 582 

683 

332 


Erläuterung zur Inneren Führung a) und b) siehe Übersicht II. 
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V. Aufschlüsselung der im Berichtsjahr eingegangenen Eingaben 
und sonstigen Vorgänge nach Status und Dienstgradgruppen 
der betroffenen Soldaten 

a) Nach dem Status 




davon entfallen auf 

Status 

ins- 

gesamt 

Grund- 

rechte 

Innere Führung 

Straf- 

recht 

Diszi- 

plinar- 

recht 

Sonstige 

Vor- 

gänge 




a) >) 

b) M 

“^pl^^flidlitigp 

2 771 

309 

214 

1 855 

357 

36 


(5 346) 

(453) 

(946) 

(3 142) 

(769) 

(36) 

Soldaten auf ZRit 

1 995 

109 

136 

1 497 

236 

17 


(3 594) 

(132) 

(590) 

(2 270) 

(585) 

(17) 

BerufssoldatGii 

720 

45 

48 

593 

27 

7 


(1 239) 

(63) 

(217) 

(885) 

(67) 

(7) 

Reservisten der Bundeswehr 

51 

5 

4 

32 

9 

1 


(101) 

(7) 

(19) 

(53) 

(21) 

(1) 

Unbekannter Status und Personen außer- 
halb der Bundeswehr 

1 136 
(1 820) 

141 

(209) 

65 

(299) 

605 

(919) 

54 

(122) 

271 

(271) 



6 673 
(12 100) 

609 

(864) 

467 
(2 071) 

4 582 
(7 269) 

683 
(1 564) 

332 

(332) 

1 


1) Erläuterung zur Inneren Führung a) und b) siehe Übersicht II. 

Die in ( ) angegebenen Zahlen entsprechen der Anzahl der Einzelanliegen — siehe Fußnote 3) der Übersicht II. 


58 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1765 


b) Nach Dienstgradgruppen 


Dienstgradgruppe 

ins- 

gesamt 

Grund- 

rechte 

davon entfallei 

Innere Führung 

a) 1) ! b) >) 

1 auf 

Straf- 

recht 

Diszi- 

plinar- 

recht 

Sonstige 

Vor- 

gänge 

Mannschaften 

3 290 

358 

263 

2 187 

441 

41 


(6 348) 

(520) 

(1 155) 

(3 671) 

(961) 

(41) 

Unteroffiziere o. P 

785 

59 

62 

535 

120 

9 


(1 484) 

(72) 

(273) 

(825) 

(305) 

(9) 

Unteroffiziere m. P 

1 084 

37 

65 

916 

61 

5 


(1 836) 

(43) 

(274) 

(1 358) 

(156) 

(5) 

Leutnante 

119 

5 

11 

91 

8 

4 


(208) 

(5) 

(40) 

(138) 

(21) 

(4) 

Hauptleute 

219 

19 

18 

174 

6 

2 


(408) 

(29) 

(92) 

(269) 

(16) 

(2) 

Stabsoffiziere 

126 

13 

10 

94 

6 

3 


(223) 

(18) 

(44) 

(143) 

(15) 

(3) 

Generäle 

3 

1 

— 

2 

— 

— 


(5) 

(1) 


(4) 



Unbekannter Dienstgrad oder nicht aus dem 







Bereich der Bundeswehr 

1 047 

117 

38 

583 

41 

268 


(1 588) 

(176) 

(193) 

(861) 

(90) 

(268) 


6 673 
(12 100) 

609 

(864) 

467 

(2071) 

4 582 
(7 269) 

683 
(1 564) 

332 

(332) 


Erläuterung zur Inneren Führung a) und b) siehe Übersicht II. 

Die in ( ) angegebenen Zahlen entsprechen der Anzahl der Einzelanliegen — siehe Fußnote 3) der Übersicht 11. 


Bezogen auf die Gesamtpersonalstärke der Bundeswehr war der Wehrbeauftragte im Berichtsjahr befaßt mit den 
Anliegen von 

1,1 V. H. sämtlicher Offiziere 
1,4 V. H. sämtlicher Unteroffiziere 
1,3 V. H. sämtlicher Mannschaften 
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VL Aufschlüsselung der im Berichtsjahr eingegangenen Eingaben 
und sonstigen Vorgänge nach dem Inhalt 


Inhalt 

Anzahl 

Anzahl 

der 

Einzel- 

anliegen 

V. H. 

Grundrechte 

Verfassungsfeindliche Bestrebungen 

57 

74 

0,9 

Verfassungsrechtliche Grundsätze 

42 

49 

0,6 

Menschenwürde 

102 

114 

1,5 

Freie Entfaltung der Persönlichkeit 

149 

175 

2,2 

Eingriff in das Recht auf körperliche Unver- 
sehrtheit 

35 

57 

0,5 

Gleichheitsgrundsatz 

33 

54 

0,5 

Kriegsdienstverweigerung 

132 

224 

2,0 

Meinungsfreiheit 

12 

36 

0,2 

Politische Betätigung von Soldaten 

14 

41 

0,2 

Sonstige Fragen 

33 

40 

0,5 


609 

864 

9,1 

Innere Führung a) -) 

Integration der Bundeswehr in Staat und Ge- 
sellschaft 

63 

145 

0,9 

Fragen des Führungsstils 

39 

68 

0,6 

Fragen des inneren Gefüges 

66 

132 

1,0 

Mitbestimmungs- und Mitwirkungsrechte .... 

12 

26 

0,2 

Erzieherische Maßnahmen 

47 

129 

0,7 

Dienstregelung für erkrankte Soldaten 

40 

80 

0,6 

Sicherheitsbestimmungen und 

Wachvorschriften 

18 

29 

0,3 

Beschwerde- und Petitionsrecht 

25 

76 

0,4 

Psychologische und pädagogische Fähigkeiten 
der Ausbilder 

11 

74 

0,1 

Prinzip von Befehl und Gehorsam 

22 

160 

0,3 

Allgemeine soldatenrechtliche Pflichten 

21 

232 

0,3 

Besondere Pflichten der Vorgesetzten nach 
dem Soldatengesetz 

38 1 

562 

0,6 

Sonstige Fragen 

65 

350 

1,0 


467 

2 071 

7,0 


Bezogen auf die Zahl der Einzelanliegen 
“) Erläuterung zur Inneren Führung a) und b) siehe Übersicht II 
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Inhalt 

1 

Anzahl 

Anzahl 

der 

Einzel- 

anliegen 

V. H. 1) 

Strafrecht, Disziplinär recht 

Pflichten und Rechte des Soldaten 

16 

301 

0,2 

Beendigung des Dienstverhältnisses 

14 

31 

0,2 

Wehrpflichtgesetz 

60 

77 

0,9 

Wehrdisziplinarordnung 

21 

68 

0,3 

Einfache Disziplinarmaßnahme 

131 

253 

2,0 

Weitere Beschwerde 

17 

56 

0,2 

Gerichtliche Disziplinarmaßnahmen 

13 

58 

0,2 

Wehrstrafrecht 

198 

299 

3,0 

Strafgesetzbuch 

96 

140 

lA 

Strafrechtliche Nebengesetze 

31 

32 

0,5 

Selbsttötung und Selbsttötungsversuch 

75 

78 

IJ 

Sonstige Fragen 

11 

171 

0,2 


683 

1 564 

10,2 

Innere Führung b) 




Laufbahnfragen der Offiziere 

und Offizieranwärter 

132 

172 

2,0 

Beförderung der Offiziere 
und Offizieranwärter 

90 

116 

1,3 

Statusfragen der Offiziere 

36 

64 

0,5 

Laufbahnfragen der Unteroffiziere 

331 

491 

5,0 

Statusfragen der Unteroffiziere 

106 

149 

Iß 

Personalfragen der Mannschaften 

200 

321 

3,0 

Fragen der Wehrpflichtigen 

572 

761 

8,6 

Versetzungen und Kommandierungen 

1 057 

1 302 

15,8 

Beurteilungen 

60 

111 

0,9 

Diensteinteilung 

126 

247 

Iß 

Unterkunftsverhältnisse 

87 

204 

1,3 

Betreuungseinrichtungen 

44 

59 

0,6 

Urlaub, Dienstbefreiung 

263 

517 

3,9 

Verpflegung 

24 

36 

0,4 

Bekleidung und Ausrüstung 

i 19 

26 

0,3 

Befreiung von der Verpflichtung zum Wohnen ' 
in der Gemeinschaftsunterkunft 

19 ^ 

36 

0,3 

Wehrübungen 

106 

125 

1,6 

Besoldungsrecht und besoldungsrechtliche 
Nebengebiete 

395 

622 

5,9 

Soldatenversorgungsrecht 

208 

350 

3,1 

Unterhaltssicherung 

157 

271 

2,4 

Gesundheitsfürsorge 

233 

665 

3,5 

Wohnungsfürsorge 

96 

195 

1,4 

Studienfürsorge 

154 

185 

2,4 

Sonstige Fragen 

67 

244 

1,0 


4 582 

7 269 

68,7 

Sonstige Vorgänge 




(darunter 278 unzuständig, anonym, nicht 
bearbeitbar, Sammeleingaben) 

332 

332 

5,0 
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VII. Aufschlüsselung der im Beriditsjahr in die abschließende Bearbeitung 
der Eingaben und sonstigen Vorgänge eingeschalteten Stellen 




davon 

Eingeschaltete Stellen 

insgesamt 

Erst- 

bearbei- 

tung 

Nach- 

folgende 

Bearbei- 

tung 

Bundesminister der Verteidigung 

1 034 

797 

237 

Höhere Kommandobehörden und Dienststellen 
(Korps, Ämter, Flottenkdo usw.) 

939 

782 

157 

Kommandobehörden (Division, Brigade, Terr 
Kdo, WBK, Flottille usw.) 

1 627 

1 434 

193 

Militärische Verbände I (Regiment, Geschwa- 
der-Schiffe, VBK usw.) . 

470 

412 

58 

Militärische Verbände II (Bataillon, Geschwa- 
der-Boote, Gruppe, Abteilung usw.) 

863 

773 

90 

Militärische Einheiten (Kompanie, Staffel usw.) 

537 

508 

29 

Dienststellen der Bw Verw 

463 

403 

60 

Andere Bundesbehörden und Dienststellen . . 

76 

66 

10 

Andere Behörden und Dienststellen 

89 

69 

20 

Strafverfolgungsbehörden 

301 

15 

286 

Einleitungsbehörden (WDO) 

63 

18 

45 

Sonstige Stellen (Verbände, Organisationen, 
usw.) 

73 

36 

37 

Keine Einschaltung anderer Stellen 

2 099 

2 099 

— 


8 634 

7 412 

1 222 
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VIII. Bearbeitung und Ergebnisse der im Berichtsjahr 

abgeschlossenen Eingaben und sonstigen Vorgänge 

a) Abschließende Bearbeitung (ohne Mehrfacheingaben) 




davon entfallen auf 

Bearbeitung 

ins- 

gesamt 


Innere Führung 

Straf- 

recht 

Diszi- 

plinar- 

recht 

Sonstige 

Vor- 

gänge 

Grund- 

rechte 

a) •) 

b) ') 

Eingabe zurückgezogen 

182 

11 

11 

158 

1 

1 

Auf Rückfragen nicht geantwortet 

702 

21 

25 

609 

40 

7 

Abschlußschreiben an Einsender 

5 338 

509 

329 

4 155 

316 

29 

Bearbeitung anderweitig abgeschlossen . . . 

911 

178 

104 

186 

426 

17 

Bericht an Bundestag 

1 




1 


Unzuständig, nicht bearbeitbar, anonym . . 

278 





278 


7 412 

719 

469 

5 108 

784 

332 


1) Erläuterung zur Inneren Führung a) und b) siehe Übersicht 11. 


b) Ergebnis der Bearbeitung 


Ergebnis 

ins- 

gesamt 

Grund- 

rechte 

davon entfaller 

Innere Führung 

1 auf 

Straf- 

recht 

Diszi- 

plinar- 

recht 

Sonstige 

Vor- 

gänge 

a) >) 

b) >) 

erfolgreich 

1 966 

309 

166 

1 428 

63 



(3 152) 

(449) 

(808) 

(1 809) 

(86) 


nicht erfolgreich 

2 832 

289 

209 

2 094 

240 



(4 507) 

(385) 

(895) 

(2 773) 

(454) 


teilweise erfolgreich 

658 

19 

26 

550 

63 



(992) 

(30) 

(97) 

(776) 

(89) 


Wegen Art der Eingabe ohne Ergebnis 2) . . 

1 956 

102 

68 

1 036 

418 

332 


(3 627) 

(164) 

(396) 

(1 939) 

(796) 

(332) 


7 412 

719 

469 

5 108 

784 

332 


(12 278) 

(1 028) 

(2 196) 

(7 297) 

(1 425) 

(332) 


1) Erläuterung zur Inneren Führung a) und b) siehe Übersicht II. 

Da Eingaben nicht selten eine ausgleichende oder vermittelnde Tätigkeit des Wehrbeauftragten veranlassen, 
läßt sich häufig nicht die Feststellung treffen, daß die Eingabe erfolgreich oder nicht erfolgreich war. 

Die in ( ) angegebenen Zahlen entsprechen der Anzahl der Einzelanliegen — siehe Fußnote 3) der Übersicht II. 


63 




Drucksache 7/1765 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


IX. Durdi die Überprüfung von Eingaben und sonstigen Vorgängen 
im Berichtsjahr ausgelöste Maßnahmen 


Maßnahmen 

insgesamt 

Grund- 

rechte 

davon entfallen auf 

Innere Führung 
a) <) 1 b) 1) 

Strafrecht 
— 1 Diszi- 

plinarrecht 

Strafverfahren 


— 

— 

— 


Disziplinargerichtliche Verfahren 

23 

3 

15 

5 

■ 

Einfache Disziplinarmaßnahmen 

55 

12 

33 

7 

3 i 

Erzieherische Maßnahmen 

25 

— 

10 

8 

^ i 

Belehrung, Mißbilligung o. ä 

582 

120 

314 

87 

61 ' 

j 

Änderung von Vorschriften, Verfahren o. ä. 

95 

1 27 

41 

12 

16 

Maßnahmen im Bereich der Fürsorge 

687 ' 

i 13 

1 

35 

557 

82 

! 


Erläuterung zur Inneren Führung a) und b) siehe Übersicht 11. 
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7.3 Truppenbesuche und Vortragstätigkeit 

A. Truppenbesuche 


Lfd. Nr. 

Datum 

Besuchte Einheit 

1 

02. Januar 1973 
und 

Lufttransportgeschwader 61, Landsberg 

2 


Werft 15, Laiidsberg/Lecli 

3 


Luftwaffenversorgungsregiment 3, Landsberg/Lech 

4 

03. Januar 1973 

Flugkörpergeschwader 1, Landsberg/Lech 

5 

09. Januar 1973 
und 

10. Januar 1973 

AFCENT, Brunssum/Niederlande 

6 

17. Januar 1973 

Führungsakademie der Bundeswehr, Hamburg 

7 

05. Februar 1973 

Luftwaffenversorgungsregiment 7, Husum 

8 

06. Februar 1973 

Fregatte „Augsburg"', Wilhelmshaven 

9 

20. März 1973 

Luftwaffenunterstützungskommando Süd, Karlsruhe 

10 

20. März 1973 

Fernmeldeausbildungskompanie 881, Karlsruhe 

11 

22. März 1973 

Flugzeugführerschule S, Fliegerhorst Wunstorf 

12 

29. März 1973 

Materialamt der Bundeswehr, St. Augustin 

13 

25. April 1973 

Stab Luftlandebrigade 26, Saarlouis 

14 

und 

Fallschirmjägerbataillon 262, Merzig 

15 

26. April 1973 

Luftlandepionierkompanie 260, Saarlouis 

16 

29. Mai 1973 

Pionierschule/FSH Bautechnik, München 

17 

30. Mai 1973 

Fachhochschule der Luftwaffe, München 

18 

05. Juni 1973 

Wachbataillon BMVg, Siegburg 

19 

08. Juni 1973 

1. Panzergrenadierdivision, Hannover 

20 

14. Juni 1973 

Gerätedepot, Darmstadt 

21 

14. Juni 1973 

Heeresinstandsetzungswerk 850, Darmstadt 

22 

27. Juni 1973 

Territorialkommando Schleswig-Holstein, DBv-Bereich AFNORTH, 
Kiel 

23 

28. Juni 1973 
und 

Panzergrenadierbrigade 32, Schwanewede 

24 


Panzergrenadierbataillon 322, Schwanewede 

25 


Panzerbataillon 324, Schwanewede 

26 


Panzerartilleriebataillon 325, Schwanewede 

27 


Panzer jägerkompanie 320, Schwanewede 

28 


Panzerspähzug 320, Schwanewede 

29 


Instandsetzungskompanie 320, Schwanewede 

30 

29. Juni 1973 

Panzergrenadierbataillon 323, Schwanewede 

31 

12. Juli 1973 

Feldjägerbataillon 740, Mainz 

32 

12. Juli 1973 

schweres Pionierregiment 85, Mainz 

33 

08. August 1973 

Kasernenkommandant Deines-Bruchmüller-Kaserne, Lahnstein 

34 

08. August 1973 

Pionierbataillon 5, Lahnstein 

35 

08. August 1973 

5. / schweres Pionierbataillon 310, Lahnstein 

36 

08. August 1973 

Panzerartilleriebataillon 145, Lahnstein 
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Lfd. Nr. 

Datum 

Besuchte Einheit 

37 

08. August 1973 

Panzerartilleriebataillon 155, Lahnstein 

38 

23. August 1973 

Führungsfernrneldebrigade 900, Meckenheim 

39 

23. August 1973 

Fernmelderegiment 90, Rheinbach 

40 

12. September 1973 

Deutscher Anteil SHAPE, Casteau 

41 

24. September 1973 

Luftwaffenversorgungsregiment 7, Husum 

42 

24. September 1973 

3. Schnellbootgeschwader, Flensburg-Mürwik 

43 

25. September 1973 

Flottenkommando, Glücksburg 

44 

25. September 1973 

Marinefernmeldeabschnitt 1, Glücksburg 

45 

25. September 1973 

Marinefernmeldegruppe 11, Glücksburg 

46 

26. September 1973 

3. U-Bootgeschwader, Eckernförde 

47 

26. September 1973 

Fernmeldebataillon 6, Neumünster 

48 

26. September 1973 

Fernmeldeausbildungskompanie 4/6, Neumünster 

49 

27. September 1973 

Heimatschutzkommando 13, Eutin 

50 

11. Oktober 1973 

Heeresfliegerstaffel 1, Hildesheim 

51 

11. Oktober 1973 

Panzerbrigade 1, Hildesheim 


B. Vortragstätigkeit 

Der Wehrbeauftragte und Mitarbeiter seines Amtes haben außerhalb von Trup- 
penbesuchen 71 Vorträge gehalten. 
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7.4 Übersicht über die Jahresberichte 1959 bis 1972 und ihre Beratung durch 
den Deutschen Bundestag 


Jahresbericht 

Vorlagebericht 
des Verteidi- 
gungs- 
aussdiusses 
(Bundestags- 
Drucksache) 

Beratung 

im Bundestag 


Berichts- 

jahr 

Vorlagedatum 

Nr. der 
Bundestags- 
Drucksache 

Datum 

Nr. der 
Plenar- 
sitzung 

Fundstelle 
im Steno- 
graphischen 
Bericht 

1959 

08. April 1960 

1796 der 3. 

2937 der 3. 

29. Juni 1961 

165 

S. 

9670 ff. 



Wahlperiode 

Wahlperiode 





1960 

14. April 1961 

2666 der 3. 

2937 der 3. 

29. Juni 1961 

165 

S. 

9670 ff. 



Wahlperiode 

Wahlperiode 





1961 

27. April 1962 

IV/371 

IV/477 

27. Juni 1962 

36 

S. 

1555 ff. 

1962 

11. April 1963 

IV/1183 

IV/1377 

21. Februar 1964 

117 

S. 

5359 ff. 

1963 

04. Juni 1964 

IV/2305 

IV/2795 

11. Dezember 1964 

153 

S. 

7585 ff. 





und 








21. Januar 1965 

157 

S. 

7737 ff. 

1964 

04. Juni 1965 

IV/3524 

V/1641 

11. Mai 1967 

109 

S. 

5179 ff. 

1965 

07. Juli 1966 

V/820 

V/1641 

11. Mai 1967 

109 

S. 

5179 ff. 

1966 

31. Mai 1967 

V/1825 

V/1926 

29. Juni 1967 

117 

S. 

5903 ff. 

1967 

22. Mai 1968 

V/2948 

V/3422 

15. Januar 1969 

207 

S. 

1 1207 ff. 

1968 

19. Februar 1969 

V/3912 

V/4425 

27. Juni 1969 

244 

S. 

13603 ff. 

1969 

26. Februar 1970 

VI/453 

VI/800 

02. Juni 1970 

54 

S. 

2813 ff. 

1970 

01. März 1971 

VI/1942 

VI/2168 

12. Mai 1971 

122 

S. 

7073 ff. 

1971 

29. Februar 1972 

VI/3232 

VI/3499 

23. Juni 1972 

196 

S. 

11511 ff. 

1972 

15. März 1973 

7/334 

7/1208 

29. November 1973 

67 

S. 

3997 ff. 
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Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


7.5 Organisationsplan 



Anschrift: 

53 Bonn -Bad Godesberg Stand: 1. Februar 1974 

Deichmannsaue Bl. IV 
Telefon (02221) 353087 
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